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Im Rettungsdienst können Abfälle zu jeder Zeit und an jedem Ort anfallen,
beispielsweise im Einsatzfahrzeug, im öffentlichen Verkehrsraum, in der
Wohnung von Patientinnen und Patienten oder in der Rettungswache. Hierbei
sind in der Regel „Gefährliche Abfälle (Infektiöser Abfall) “, „Gebrauchte spitze
und scharfe medizinische Instrumente“ und „Sonstige Abfälle aus der
Patientenversorgung“ von besonderer Bedeutung. Auch „Haushaltsabfälle“
dürfen nicht außer Betracht gelassen werden.

Der Umgang mit Abfällen muss fachgerecht erfolgen. Es dürfen insbesondere
keine Infektionsgefahren für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entstehen.

Für alle Arbeitsplätze und Tätigkeiten sind im Rahmen der
Gefährdungsbeurteilung Maßnahmen zu ermitteln, schriftlich festzulegen und zu
überwachen.
Als Grundlage werden u. a. Angaben zum Betrieb und zu Betriebsabläufen benötigt.
In besonderer Weise sind die Inhalte der Technischen Regel TRBA 250 einschließlich des zugehörigen Anhangs 8 und die LAGA-
Mitteilung 18 „Vollzugshilfe zur Entsorgung von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes“ („Vollzugshilfe LAGA
18“) zu beachten.
Tätigkeiten beim Umgang mit Abfällen sind im Allgemeinen der Schutzstufe 2 zuzuordnen. Gesondert zu berücksichtigen sind
Tätigkeiten, welche biologische Arbeitsstoffe der Risikogruppe 3 oder 4 enthalten (Kap. 5.6 TRBA 250).
Die Betriebsanweisung hat insbesondere auch Maßnahmen zur Entsorgung von kontaminierten Abfällen zu enthalten (Kap.
7.1.1 TRBA 250).
Auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung sind Unterweisungen durchzuführen.

Ein entsprechender Entsorgungsweg ist zu planen, festzulegen, und es müssen weitere Regelungen beachtet werden (siehe
Kapitel „Ergänzende Hinweise zur innerbetrieblichen Abfallbeseitigung“).

Gefährliche Abfälle (Infektiöser Abfall)

Infektiöser Abfall ist gefährlicher Abfall im Sinne des Abfallrechts mit besonderen Anforderungen (Abfallschlüssel AS
180103*). Auch infektiöse Flüssigkeiten sind relevant, z. B. in Auffangbehältern von Absaugpumpen.

Vereinfacht dargestellt, erfüllt er drei Voraussetzungen:

Er kommt von Patientinnen/Patienten mit einer Infektionskrankheit, wie sie im § 6 Infektionsschutzgesetz (IfSG)
beschrieben ist.
Er ist kontaminiert.
Es gibt eine Übertragungswahrscheinlichkeit.

Letzteres bedeutet z. B., dass die „Hepatitis-B-Kanüle“ kein Infektionsabfall mehr ist, sobald sie sich im
Kanülenabwurfbehälter befindet und sich niemand mehr daran verletzen kann. Infektionsabfall kann aber z. B. mit
Bronchialsekret verunreinigter Abfall von Tuberkulose-Patientinnen/Patienten darstellen.

(Quelle: Tanzer, W. (2017): Praktische Rettungsdiensthygiene - Lehr, Lern- und Praxisbuch der Hygiene, Infektionsprävention und Desinfektion für
Mitarbeiter des Rettungsdienstes.)

Infektiöser Abfall muss vom Rettungsdienst in speziellen Behältnissen gesammelt und entsorgt werden, soweit eine
fachgerechte Entsorgung über das Krankenhaus nicht sichergestellt werden kann.

Die Schnittstelle zwischen Rettungsdienst und Krankenhaus ist im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung von daher von
besonderer Bedeutung.

Zusätzliche Abstimmungen mit der bzw. dem Abfallbeauftragten, der für die Hygiene zuständigen Person, der Betriebsärztin
bzw. dem Betriebsarzt und der Fachkraft für Arbeitssicherheit des Krankenhauses sind dringend zu empfehlen.

Achtung: Auch wenn Abfälle an Kliniken oder andere zuverlässige Dritte zur Entsorgung übergeben werden, bleibt eine
Verantwortlichkeit bestehen, bis die Entsorgung ordnungsgemäß abgeschlossen ist (siehe Artikel „Abfallentsorgung bei
Rettungsdiensten: Herausforderung auf engstem Raum: Medizinischer Abfall in Rettungswagen“).

Siehe auch Abfallentsorgung Teil I und Teil II im Internetportal „Sicheres Krankenhaus“ und Artikel Infektiöse Abfälle
entsorgen.

Infektiöser Abfall ist unmittelbar am Ort seines Anfallens in reißfesten, feuchtigkeitsbeständigen und dichten Behältnissen zu
sammeln und ohne Umfüllen oder Sortieren in geeigneten, sicher verschlossenen Behältnissen (ggf. Säcke in Kombination mit
Rücklaufbehältern) zur zentralen Sammelstelle zu befördern. Die Behältnisse sollen nicht zu groß sein, um eine sichere
Handhabung zu gewährleisten. Eine Kennzeichnung aller Behältnisse mit „Biohazard“-Symbol ist erforderlich.
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Zur BAuA

Zum BMDV

Eine Kontamination der Außenseite der Sammelgefäße ist in jedem Falle zu vermeiden. Falls dennoch Kontaminationen
vorkommen, sind geeignete Desinfektionsmaßnahmen vorzunehmen.

Zusätzlich muss bei der Lagerung eine Staub- und Geruchsbelästigung durch
Lüftung sowie eine Gasbildung in den Sammelbehältnissen durch Kühlung
vermieden werden. Die Bereitstellung hat so zu erfolgen, dass eine Gasbildung in
den Sammelbehältnissen vermieden wird (z. B. Lagerungstemperatur unter +15
°C bei einer Lagerdauer von längstens einer Woche).

Siehe Vollzugshilfe LAGA 18

Der Transport von infektiösem
Abfall erfolgt als Gefahrgut,
sodass in besonderer Weise dann
die Regelungen des
Gefahrgutrechtes heranzuziehen
sind.

Auch das Verpacken in UN-
geprüften Verpackungen sollte
berücksichtigt werden.

Die Entsorgung bzw. weitere
Behandlung des infektiösen
Abfalls darf im Anschluss nur in
bestimmten Anlagen erfolgen.

Für andere, selten im
Rettungsdienst vorkommende gefährliche Abfälle gelten ähnliche Regelungen.

Gebrauchte spitze und scharfe medizinische Instrumente
Gebrauchte spitze und scharfe medizinische Instrumente („Sharps“) einschließlich derer mit Sicherheitsmechanismus
(Abfallschlüssel AS 180101) sind unmittelbar nach Gebrauch in sogenannten „Kanülenabwurfbehältern“ zu sammeln.

Die Kanülenabwurfbehälter müssen den Abfall sicher umschließen. Dabei sind sie so nah wie möglich am Verwendungsort der
o. g. Instrumente aufzustellen. Sie dürfen nicht umgefüllt werden.

Gemäß TRBA 250 Ziffer 4.2.5 Abs. 6 müssen die Abfallbehältnisse folgende Eigenschaften aufweisen:

Sie sind fest verschließbare Einwegbehältnisse.
Sie geben den Inhalt z. B. bei Druck, Stoß, Fall nicht frei.
Sie sind durchdringfest.
Ihre Beschaffenheit wird durch Feuchtigkeit nicht beeinträchtigt.
Behältergröße und Einfüllöffnung sind abgestimmt auf das zu entsorgende Gut.
Sie öffnen sich beim Abstreifen von Kanülen nicht.
Sie sind eindeutig und verwechslungssicher als Abfallbehältnisse zu erkennen (Farbe, Form, Beschriftung).
Die Abfallbehältnisse sind auf die Entsorgungskonzeption und auf die verwendeten Spritzensysteme
(Abstreifvorrichtung für verschiedene Kanülenanschlüsse) abgestimmt.
Ihre maximale Füllmenge ist angegeben. Ihr Füllgrad ist erkennbar.

Wenn genormte und geprüfte Kanülenabwurfbehälter eingesetzt werden, kann davon ausgegangen werden, dass alle o. g.
Anforderungen tatsächlich erfüllt sind.

Die neue Norm DIN EN ISO 23907-1 ersetzt hierbei die in der TRBA 250 zitierte DIN EN ISO 23907 und trägt den Titel „Schutz vor
Stich- und Schnittverletzung – Anforderungen und Prüfverfahren – Teil 1: Einmalbehälter für spitze und scharfe Abfälle“.

Bei der Beschaffung neuer Kanülenabwurfbehälter ist darauf zu achten.

Gefüllte Kanülenabwurfbehälter sind sicher zu entsorgen. Die Abfälle können dann über den normalen Hausmüll entsorgt
werden, wenn sichergestellt ist, dass Stich- und Schnittverletzungen sowie ein Kontakt von Unbefugten mit Krankheitserregern
ausgeschlossen ist.

Eine Verdichtung ist nur zulässig, wenn die Anforderungen des Arbeitsschutzes bis zur endgültigen Entsorgung gewährleistet
sind.

Siehe Vollzugshilfe LAGA 18

Es gibt zahlreiche Kanülenabwurfbehälter auf dem Markt mit sich zum Teil stark voneinander unterscheidenden
Funktionsweisen.
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Bei den erforderlichen Unterweisungen sollte von daher in besonderer Weise auf die Inhalte der Bedienungsanleitungen der
Hersteller geachtet werden.

Anwendungsvideos können hilfreich sein. Hier ein Beispiel.

Die nachfolgenden Bilder wurden vom Malteser Hilfsdienst e. V. - Bezirk Rheinland - zur Verfügung gestellt.

Bild 1: Abfallbehälter in einem Einsatzfahrzeug für weitere, im Gesundheitsdienst anfallende Abfälle und ggf. Abfälle der

Abfallart AS 180104 (rechts) sowie darunter ein gelb-roter Kanülenabwurfbehälter zur Entsorgung von Sicherheitsgeräten.
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Bild 2 und Bild 3: Kanülenabwurfbehälter in einem Einsatzfahrzeug, „eingelassen“ in eine Arbeitsfläche (Bild links) und als Taschenbehälter zur Entsorgung

von Sicherheitsgeräten in Wohnungen und für den Einsatz „auf der Straße“ (Bild rechts). Auf dem roten Deckel des Taschenbehälters befindet sich eine ovale

Vorrichtung mit rotem Rand und gelbem „Innendeckel“. Die Öffnung des Taschenbehälters kann durch Verschieben der ovalen Vorrichtung zeitweilig

verschlossen werden. Durch Drücken des Innendeckels ist es möglich, den Taschenbehälter so zu verschließen, dass dieser nicht mehr mit der Hand

geöffnet werden kann (Endverschluss gemäß DIN EN ISO 23907-1).

Sonstige Abfälle aus der Patientenversorgung
Unter sonstigen Abfällen aus der Patientenversorgung werden Abfälle verstanden, die keine gefährlichen Abfälle und keine
Sharps im o. g. Sinne sind, die aus der direkten Behandlung von Patientinnen und Patienten stammen und an deren
Entsorgung spezielle Anforderungen gestellt werden.

Auf die beiden Abfallarten AS 180104 und AS 180102 wird im Folgenden näher eingegangen.

Bei der Abfallart AS 180104 handelt es sich um mit Blut, Sekreten oder Exkreten behaftete Abfälle wie Wund- und
Gipsverbände, Einwegwäsche, Stuhlwindeln, Einwegartikel und andere mehr aus der unmittelbaren Krankenversorgung. Sie ist
grundsätzlich getrennt von gemischten Siedlungsabfällen zu halten. Gemäß der Vollzugshilfe LAGA 18 sind auch diese Abfälle
– vergleichbar zum o. g. infektiösen Abfall – unmittelbar am Ort ihres Anfallens in reißfesten, feuchtigkeitsbeständigen und
dichten Behältnissen zu sammeln und ohne Umfüllen oder Sortieren in sicher verschlossenen Behältnissen ggf. in Kombination
mit Rücklaufbehältern zur zentralen Sammelstelle zu befördern. Die Behältnisse sollen nicht zu groß sein, um eine sichere
Handhabung zu gewährleisten. Die Abfälle dürfen auch an der Sammelstelle nicht umgefüllt oder sortiert werden.

Abfälle nach AS 180104 sind in dafür zugelassenen Anlagen zu entsorgen. Sie sind der thermischen Behandlung zuzuführen.
Bei gemeinsamer Entsorgung mit gemischten Siedlungsabfällen („Haushaltsabfällen“) ist der AS 180104 zu verwenden.
Ausnahme: Werden geringe Mengen dieser Abfälle im Rahmen der Entsorgung gemischter Siedlungsabfälle dem öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger überlassen und thermisch behandelt, ist eine gesonderte Deklaration nicht notwendig.

Siehe Vollzugshilfe LAGA 18
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In jedem Fall muss sichergestellt sein, dass Stich- und Schnittverletzungen sowie ein Kontakt von Unbefugten mit
Krankheitserregern ausgeschlossen sind. Größere Flüssigkeitsmengen können unter Beachtung hygienischer Gesichtspunkte
ggf. dem Abwasser zugeführt werden.

Bei der Abfallart AS 180102 handelt es sich um Körperteile und Organe, einschließlich Blutbeutel und -konserven.

Körperteile und Organabfälle, einschließlich mit Blut oder flüssigen Blutprodukten gefüllte Behältnisse (z. B. nicht zum Einsatz
gekommene Blutkonserven) sind bereits am Anfallort getrennt zu erfassen und einer gesonderten Beseitigung (zugelassene
Verbrennungsanlage) ohne vorherige Vermischung mit Siedlungsabfällen zuzuführen.

Innerhalb des Betriebes sind die Abfälle in geeigneten, sicher verschlossenen Behältnissen zur zentralen innerbetrieblichen
Sammelstelle zu befördern und zur Abholung bereitzustellen (zur Möglichkeit der Übergabe an das Krankenhaus: Siehe Kapitel:
Gefährliche Abfälle (Infektiöser Abfall)".

Ein Umfüllen oder Sortieren der Abfälle ist nicht zulässig. Einzelne mit Blut oder flüssigen Blutprodukten gefüllte Behältnisse
können unter Beachtung von hygienischen und infektionspräventiven Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes (in dafür
vorgesehene Ausgüsse) entleert werden. Der Inhalt kann unter Beachtung wasserwirtschaftlicher Vorgaben (kommunale
Abwassersatzung) dem Abwasser zugeführt werden.

Haushaltsabfälle und Abfälle, die in bestimmten Mengen ebenfalls über den Hausmüll entsorgt
werden können
Hierunter werden Haushaltsabfälle der Abfallart AS 20 und sonstige Abfälle verstanden, die nicht mit Blut, Sekreten oder
Exkreten kontaminiert sind, nicht aus der direkten Behandlung von Patientinnen/Patienten stammen und nicht den
Abfallschlüsseln der AVV, Kapitel 18, zugeordnet werden müssen.

Dieser Abfall dürfte sich in einer Rettungswache in der Regel ähnlich
zusammensetzen wie der Abfall eines Mehrfamilienhauses. Anzunehmen ist ein
höherer Anteil an Verpackungsmaterial. Z. B. sind Decken, Tragelaken,
Beatmungsbeutel, Auffangbehälter für abgesaugte Sekrete heute überwiegend
als Einmalartikel verpackt. Auch kocht das Personal z. B. im Rahmen einer 12-
Stunden-Schicht häufig selbst, oder es entsteht unter Umständen ein höheres
Abfallaufkommen durch „Take-Away-Verpackungen“.

In Abfallbehälter darf nicht hineingegriffen werden. Ein Nachdrücken des
Sammelgutes mit der Hand ist nicht zulässig (KomNet Dialog 15399, Webseite
des LIA).

Auf die Verwendung von Abfallbehältern mit Deckel wird im Regelwerk an
unterschiedlichen Stellen hingewiesen.

Die Hinweise der Hersteller sind zu beachten.

Welche Behälter für den vorgesehenen Zweck geeignet sind, sollte immer im direkten Kontakt mit den Herstellern der
entsprechenden Sicherheitsbehälter geklärt werden (KomNet Dialog 11795, Webseite des LIA).

Beim Einsatz in Wohnungen kann der patientenbezogene Hausmüll ggf. verpackt im Hausmüllcontainer entsorgt werden.

Auch die meisten Medikamente können in der Regel als nicht gefährlicher Abfall zusammen mit dem Hausmüll (Restmülltonne)
entsorgt werden. Sie müssen dabei vor dem Zugriff Dritter geschützt sein. Alternativ ist in besonderer Weise eine Entsorgung an
den kommunalen Schadstoffsammelstellen (Schadstoffmobil, Recyclinghof) in Betracht zu ziehen.

Nicht zuletzt bei Gefahrstoffen ist auf ein fachgerechtes Vorgehen zu achten.

Gefährliche Stoffe, Gifte, Chemikalien und andere in großen Mengen anfallende gesundheitsschädliche und reizende Stoffe
müssen grundsätzlich als Sonderabfall entsorgt werden. Ausnahme: Geringe Mengen an gesundheitsschädlichen und
reizenden Gefahrstoffen sowie gereinigte leere Verpackungen können eventuell mit dem Hausmüll beseitigt werden.

Unter Umständen kommt eine Entsorgung an kommunalen Schadstoffsammelstellen in Betracht (Schadstoffmobil,
Recyclinghof).

Säuren, Laugen, Farben, Verdünner und andere gefährliche Chemikalien dürfen nicht in die Kanalisation gelangen.

Ergänzende Hinweise zur innerbetrieblichen Abfallbeseitigung
Bei der Beseitigung von Abfällen sind die Regelungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), landesrechtliche Regelungen,
spezielle Anforderungen an die Abfallentsorgung für Einrichtungen des Gesundheitswesens und insbesondere auch regionale
Besonderheiten der Abfallentsorgungssatzungen zu beachten.

In der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) werden Abfälle insbesondere nach ihrer Gefährlichkeit einzelnen Abfallschlüsseln
(AS) zugeordnet (z.B. AS 180103*). Bei den mit einem Sternchen (*) gekennzeichneten Abfällen handelt es sich im Sinne des
Abfallrechtes um gefährliche Abfälle.

Im Einzelfall sind die notwendigen Maßnahmen unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten und Voraussetzungen im
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Quellen

Branche Abfallwirtschaft Teil I: Abfallsammlung, DGUV Regel 114-601
Risiko Nadelstich, DGUV Information 207-024
Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (AVV)
Die Beförderung gefährlicher Güter, BMDV
Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, Technische Regel für Biologische
Arbeitsstoffe, TRBA 250
Raumabmessungen und Bewegungsflächen, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A1.2
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A1.3
Verkehrswege, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A1.8
Mitteilung der Bund/Länder - Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 18
Sicheres Krankenhaus
Rettungswachen - Bemessungs- und Planungsgrundlage, DIN 13049
Schutz vor Stich- und Schnittverletzung - Anforderungen und Prüfverfahren, DIN EN 23907-1
Medibox® (Beispiel, ohne Gewähr)
KomNet Dialog 15399, Webseite des LIA
KomNet Dialog 11795, Webseite des LIA
Herausforderung auf engstem Raum: Medizinischer Abfall in Rettungswagen
Infektiöse Abfälle entsorgen
Abfallentsorgung – Informationen der BGW zur sicheren Entsorgung von Abfällen im Gesundheitsdienst
Rahmenhygieneplan- Notfallrettung und Krankentransport Rheinland-Pfalz
Sicherer Rettungsdienst - Planung von Neu- und Umbauten

Einvernehmen mit der für die Hygiene zuständigen Person, der bzw. dem Abfallbeauftragten, der Betriebsärztin bzw. dem
Betriebsarzt und der Fachkraft für Arbeitssicherheit festzulegen (siehe auch Artikel: Planung von Neu- und Umbauten).

Ein Hygieneplan und ein Hautschutzplan sind aufzustellen, die u. a. auch Regelungen zur Entsorgung enthalten sollen (Kapitel
4.1.5 TRBA 250).

Siehe auch Rahmenhygieneplan „Notfallrettung und Krankentransport“ Rheinland-Pfalz

Grundsätzliche Anforderungen an Transportwege von Abfallsammelbehältern im Außenbereich werden im Kapitel
Abfallbereitstellung der DGUV Regel 114-601 „Branche Abfallwirtschaft - Teil I: Abfallsammlung“  genannt.

Auch in den Außenanlagen müssen Stellflächen für Abfalltrennung und Lagerung vorgesehen werden (Kapitel 7 DIN 13049
„Rettungswachen - Bemessungs- und Planungsgrundlage“).

Bei der Planung und im Betrieb besitzen die Technischen Regeln der Arbeitsstättenverordnung eine besondere Bedeutung (z. B.
Technische Regeln für Arbeitsstätten ASR A1.2 „Raumabmessungen und Bewegungsflächen“ und ASR A1.8 „Verkehrswege“).
Mindestanforderungen zu Bewegungsflächen und Verkehrswegen sind dort beispielsweise vermerkt.

Werden gefüllte Abfallbehältnisse bis zur weiteren Entsorgung zwischengelagert, müssen diese Sammelorte so gestaltet sein,
dass durch die Art der Lagerung eine Gefährdung ausgeschlossen wird. Die Abfallbehältnisse müssen nach den Anforderungen
der Entsorgung (transportfest, feuchtigkeitsbeständig, fest verschließbar) ausgewählt und für jedermann erkennbar
gekennzeichnet sein (Kapitel 5.6.3 TRBA 250).

Die zentrale Sammelstelle muss so gestaltet sein, dass eine Desinfektion der Oberflächen möglich ist und durch die Lagerung
der Abfälle Beschäftigte oder Dritte nicht gefährdet werden (z. B. spielende Kinder). Das Eindringen von Schädlingen ist zu
verhindern. (Kapitel 5.6.6 TRBA 250)

Die Gewerbeabfallberatung der örtlichen Verwaltung berät zu den speziellen Modalitäten in den Kommunen.

Einige Städte und Kommunen informieren im Internet über die Getrennthaltungs- und Dokumentationspflichten und stellen
Musterformulare zur Dokumentation der Abfallströme zur Verfügung (Abfallentsorgung – Informationen der BGW zur sicheren
Entsorgung von Abfällen im Gesundheitsdienst).
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Quellen

Benutzung von persönlichen Schutzausrüstungen im Rettungsdienst, DGUV Regel 105-003
Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, Technische Regel für Biologische
Arbeitsstoffe, TRBA 250

Benutzte Wäsche ist bei Tätigkeiten mit Infektionsgefährdung unmittelbar im
Arbeitsbereich in ausreichend widerstandsfähigen und dichten sowie eindeutig
gekennzeichneten Behältnissen zu sammeln. Getragene Schutzkleidung darf
keinesfalls zur Reinigung mit nach Hause genommen werden. Verunreinigte
Wäsche ist unsortiert und in geschlossenen Wäschesäcken dem Waschverfahren
zuzuführen (Ziffer 5.5, TRBA 250).

Beim Sammeln der Wäsche sind folgende Punkte zu berücksichtigen:

Getrenntes Sammeln von Wäsche, die einem speziellen Waschverfahren
zugeführt werden muss.
Getrenntes Sammeln von nasser (Körperflüssigkeiten oder
Körperausscheidungen) Wäsche in dichten Behältnissen.
Entfernung von Fremdkörpern aus der Wäsche vor dem Abwurf (Ziffer 5.5.2,
TRBA 250).

Der Einsatz von Waschmaschinen auf Rettungswachen ist auf Grund der einzuhaltenden Anforderungen gemäß RKI-Vorgaben
(Robert Koch-Institut) „Anforderungen der Hygiene an die Wäsche aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes“ und
„Bedingungen für die Vergabe von Wäsche an „Gewerbliche Wäschereien“ nur schwer umsetzbar. Der Vorteil, die
Schutzkleidung bzw. Arbeitskleidung in gewerblichen Wäschereien reinigen zu lassen, liegt in den validierbaren
Aufbereitungsverfahren, da die Wasch- und Trocknungsvorgänge (Pflegebedingungen) eine verlässliche Gleichartigkeit
versprechen und ggf. eine zusätzliche Behandlung (z. B. Imprägnierung, Instandsetzung) der Schutzkleidung dort
vorgenommen werden kann (Ziffer 4.6, DGUV Regel 105-003).

Benutzte Wäsche im Rettungsdienst muss desinfizierend gewaschen werden. Die Desinfektionswirkung ist nachgewiesen,
wenn gewährleistet ist, dass Produkte nach RKI oder VAH (Verbund für Angewandte Hygiene - vormals DGHM) gelistet sind. Die
Gütegemeinschaft „Sachgemäße Wäschepflege e. V.“ hat festgelegt, dass in Gütezeichenbetrieben für Wäsche aus
Einrichtungen des Gesundheitsdienstes, dazu zählt auch Kleidung im Rettungsdienst, nur Desinfektionswaschverfahren
eingesetzt werden, die Bakterien abtöten und Viren inaktivieren, also die Wirkungsbereiche A (zur Abtötung von vegetativen
bakteriellen Keimen einschließlich Mykobakterien sowie von Pilzen einschließlich pilzlicher Sporen geeignet) und B (zur
Inaktivierung von Viren geeignet) abdecken (siehe Anhang 2, DGUV Regel 105-003).

Das Thema Umgang mit benutzter Wäsche ist in der Betriebsanweisung gemäß Ziffer 7.1 der TRBA 250 zu berücksichtigen, und
Mitarbeitende sind über Gefahren beim Umgang mit benutzter Wäsche zu unterweisen (Ziffer 7.2 TRBA 250).
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Dem Unternehmer obliegt die „Fürsorgepflicht“ für seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Betrieb bzw. Unternehmen. Für
den Unternehmer leitet sich daraus die Verpflichtung ab, Arbeitsplätze so einzu​richten und Arbeiten so zu organisieren, dass
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Gefahren für Leben und Gesundheit geschützt sind. Diese Fürsorgepflicht des
Unternehmers findet ihre Konkretisierung im Arbeitsschutzgesetz.

Das  Arbeitsschutzgesetz verpflichtet den Unternehmer  zu einem präventiv ausgerichteten und ganzheitlichen Arbeits​schutz
und zur Entwicklung hierfür geeigneter innerbetrieblicher Strukturen inklusive der Bereitstellung der erforderlichen Mittel (§ 3
Absatz 2; § 4 Absatz 4 und § 5 Arbeitsschutzgesetz).

In Hilfeleistungsunternehmen, z. B. der Malteser-Hilfsdienst und Johanniter-Unfall-Hilfe sowie des Arbeiter-Samariter-Bundes,
wird die Funktion des Arbeitgebers bzw. Unternehmers von der Geschäftsführerin bzw. vom Geschäftsführer ausgefüllt. Sie
oder er ist als Unternehmer ver​antwortlich für die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und hat die Pflichten aus
den Arbeitsschutz​vorschriften umzusetzen.

Werden Hilfeleistungsunternehmen als Dienstleister z. B. für die Berufsfeuerwehr einer Stadt tätig, dann schließt die
Geschäftsführerin bzw. der Ge​schäftsführer mit dem Auftraggeber einen Vertrag (Dienst​vertrag) zur Durchführung des
Rettungsdienstes ab. Diese Konstellation ändert nichts an ihrer oder seiner Verantwortung für die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter.

Für den Rettungsdienst in Trägerschaft eines Kreises ist der Unternehmer die Landrätin bzw. der Landrat. Geleitet wird der
Rettungsdienst in einer Kreisbehörde in der Regel von der Fachbereichsleiterin oder dem Fachbereichsleiter für den
Rettungsdienst.

Bei der Berufsfeuerwehr einer Stadt oder bei der freiwilligen Feuerwehr mit hauptamtlichen Kräften, wo z. B. angestellte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rettungsdienst eingesetzt werden, ist der Unternehmer die Bürgermeisterin bzw.
Oberbürgermeisterin oder der Bürgermeister bzw. Oberbürgermeister.

Die Durchführung des Rettungsdienstes steht in der Verant​wortung der
Amtsleiterin oder des Amtsleiters der Berufsfeuerwehr oder der frei​willigen
Feuerwehr.

Im Arbeitsschutzgesetz werden in § 13 Personen benannt, die dem Unternehmer
in der Verantwortung gleichgestellt sind, wenn sie mit der Leitung eines
Unternehmens oder eines Betriebes beauftragt sind. Begrenzt wird die
Verantwortung durch den Rahmen der ihnen übertragenen Aufgaben und
Befugnisse. Dazu zählen z. B. die Dienststellenleiterin oder der Dienstellenleiter
einer Hilfe​leistungsorganisation, die Amtsleiterin oder der Amtsleiter der
Berufsfeuerwehr oder die Fachbereichsleiterin bzw. der Fachbereichsleiter für
den Rettungsdienst eines Kreises.

Da der Unternehmer nicht alle Pflichten, die sich aus den Ar​‐
beitsschutzvorschriften für ihn ergeben, allein erfüllen kann, hat der
Gesetzgeber dem Unternehmer zur Unterstützung die Arbeitsschutzorganisation
zur Seite gestellt. In dieser Organi​sation haben die verschiedenen Akteurinnen
und Akteure unterschiedliche Funktionen und tragen unterschiedliche Verantwortung.

Zur Arbeitsschutzorganisation gehören:

Führungskräfte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Sicherheitsfachkraft
Betriebsärztin oder Betriebsarzt
Betriebsrat/Personalrat
Sicherheitsbeauftragte

Die Führungskräfte übernehmen in ihrem Verantwortungs​bereich die Fürsorgepflichten des Unternehmers für die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
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Die Führungskräfte

informieren die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum Beispiel über neue Medizin​produkte und Arbeitsmittel, aber auch
wenn sich Arbeits​abläufe oder Arbeitsverfahren ändern
setzen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entsprechend ihrer Qualifikation und ihren persönlichen Voraussetzungen wie
körperliche und geistige Konstitution oder Alter ein
weisen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihre Aufgabenbereiche ein
führen Begehungen der Arbeitsbereiche durch
beaufsichtigen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
haben sich die erforderlichen Kenntnisse zum Arbeits- und Gesundheitsschutz zu verschaffen

Neben diesen allgemeinen Fürsorgepflichten hat der Unter​nehmer aber auch
sehr konkrete Aufgaben im Arbeits- und Gesundheitsschutz, die sog.
Unternehmerpflichten, die sich aus den Arbeitsschutzvorschriften ergeben.

Beispiele für Unternehmerpflichten sind:

eine Gefährdungsbeurteilung für alle Bereiche zu erstellen
festgestellte Mängel beseitigen
arbeitsmedizinische Vorsorge zu veranlassen
Betriebsanweisungen erstellen oder bereitstellen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterweisen
geeignete persönliche Schutzausrüstung bereitstellen
geeignete Hilfsmittel für den Transport der Patientinnen und Patienten
bereitstellen
Maßnahmen zur Prävention von Übergriffen
Arbeitsunfälle dokumentieren

Da die oder der Geschäftsführer(in)/Fachbereichsleiter(in)/Amtsleiter(in) etc. diese Unternehmerpflichten nicht allein umsetzen
kann, ist es erforderlich, die Aufgaben und Pflichten, aber auch die notwendigen Befugnisse auf zuverlässige und fachkundige
Führungskräfte vor Ort zu übertragen.

Um die Rechtssicherheit zu gewährleisten, müssen diese Pflichten und Befugnisse beschrieben und schriftlich über​tragen
werden. Es ist jedoch zu beachten, dass sowohl für den Unternehmer als auch für jeden anderen, der eine Pflichtenübertragung
durchführt, gilt, dass es keine „Frei-Delegation“ gibt, die Ihn gänzlich von der Verantwortung entbindet.

Mit der Pflichtenübertragung gibt der Unternehmer oder die Führungskraft zwar die bei ihm begründete Handlungsverant​‐
wortung aus der Hand, dafür wird jedoch die Überwachungs​verantwortung für die richtige Aufgabenübertragung, perso​nelle
Auswahl und die Aufsichtsführung übernommen.

Wer Verantwortung trägt, kann auch zur Verantwortung gezogen werden. Bei Verstößen gegen Arbeitsschutzvor​schriften,
Anordnungen der Aufsichtsbehörden, durch fahrlässiges oder vorsätzliches Verhalten können auf der Basis der folgenden
Rechtsvorschriften Konsequenzen erfolgen:

Strafrecht
Ordnungswidrigkeitenrecht
Zivilrecht
Arbeitsvertragsrecht

Die Unfallversicherungsträger können auf Grundlage des Ordnungswidrigkeiten- und des Zivilrechtes tätig werden.
Bei Verstößen gegen Unfallverhütungsvorschriften, Anord​nungen, Verletzung der Pflicht zur sorgfältigen Auswahl, Bestellung
und Überwachung von Führungskräften liegt eine Ordnungswidrigkeit vor und es kann ein Verwarnungsgeld oder Bußgeld
erhoben werden.

Zivilrechtlich kann bei verursachten Körperschäden, die durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln entstanden sind,
die Verursacherin bzw. der Verursacher durch den Unfallversicherungsträger in Regress genommen werden.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 13
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 15
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 19
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 21
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 20
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 13
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), §§ 3-7
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 25
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 26
Sozialgesetzbuch (SGB VII), § 21
Sozialgesetzbuch (SGB VII), § 110
Sozialgesetzbuch (SGB VII), § 111
Sozialgesetzbuch (SGB VII), § 209

Der Beschäftigte ist im Rahmen seiner Eigenverantwortung verpflichtet, für seine
Sicherheit und Gesundheit bei der Ar​beit sowie für Sicherheit und
Gesundheitsschutz derjenigen zu sorgen, die von seinen Handlungen oder
Unterlassungen betroffen sind. Er hat den Weisungen des Unternehmers zu
folgen, soweit es sich nicht um sicherheitswidrige Weisungen handelt (§ 15
Absatz 1 DGUV Vorschrift 1).

Die Fachkraft für Arbeitssicherheit  und die Betriebsärztin bzw. der Betriebsarzt
sind die Beraterinnen und Berater des Unternehmers und seiner Führungs​kräfte
in allen Fragen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes. Sie tragen keine
Verantwortung für die Durchführung von Maß​nahmen, aber sie sind
verantwortlich für ihre fach- und sachgerechte Beratung.

Der Personal- bzw. Betriebsrat  ist mit einer Reihe von Mitbestimmungsrechten
und Pflichten im Arbeitsschutz ausgestattet und hat die Aufgabe, sich für die
Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einzusetzen.

Die oder der Sicherheitsbeauftragte hat die Aufgabe, den Unter​nehmer bzw. die
Vorgesetzten bei der Erfüllung der Pflichten im Arbeitsschutz zu unterstützen. Sie oder er sollte festgestellte Mängel direkt an
den zuständigen Vorgesetzten melden und Vorschläge zu ihrer Beseitigung machen sowie seine Arbeitskolleginnen und
Arbeitskollegen motivieren, sicherheitsgerecht zu arbeiten und die Weisungen der Vorgesetzten zu beachten. Die Tätigkeit der
bzw. des Sicherheitsbeauftragten ist eine ehrenamtliche Tätigkeit. Sie oder er trägt keine Verantwortung für die Durchführung
von Maßnahmen im Arbeitsschutz.

Letztlich müssen Probleme im Arbeitsschutz zusammen mit den genannten Akteuren im Arbeitsschutzausschuss be​sprochen
und Lösungen gefunden werden. Dieser Ausschuss muss nach Vorgaben des Arbeitssicherheitsgesetzes mindes​tens
vierteljährlich tagen und setzt sich zusammen aus dem Unternehmer bzw. seinem Vertreter, Betriebsärztin oder Betriebsarzt,
Sicher​heitsfachkraft, Sicherheitsbeauftragter oder Sicherheitsbeauftragte, Personal- bzw. Betriebsrat.
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Fachkräfte für Arbeitssicherheit beraten den Arbeitgeber und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu allen Fragen der
sicherheits- und gesund​heitsgerechten Gestaltung von Arbeitsbedingungen.

Laut Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) sind Fachkräfte für Arbeitssicherheit vom Arbeitgeber unter der Mitwirkung des Betriebs-
bzw. Personalrates zu bestellen, um ihn in Fragen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes sachkundig zu beraten und zu
unterstützen.

Die Verantwortung für die Durchführung von Maßnahmen tragen der Unternehmer und seine Führungskräfte. Die Fach​kräfte für
Arbeitssicherheit sind verantwortlich für die Qualität ihrer Beratung.

Die Aufgaben einer Fachkraft für Arbeitssicherheit umfassen ein breites Handlungsspektrum wie z. B. Informieren, Vorschlagen,
Hinwirken, Organisieren, Motivieren usw.

Grundlagen von Art und Umfang der sicherheitstechnischen Betreuung sind die
im Betrieb vorliegenden Gefährdungen für Sicherheit und Gesundheit der
Beschäftigten sowie die Auf​gaben gemäß den §6 Arbeitssicherheitsgesetz. 

Für die Erfüllung ihrer wichtigen Aufgabe muss den Fach​kräften für
Arbeitssicherheit genügend Beratungszeit eingeräumt werden.

Die Einsatzzeit wird auf Grundlage des Umfangs der Grund​betreuung und der
betriebsspezifischen Betreuung berechnet. Die Grundbetreuung weist drei
Betreu​ungsgruppen auf, für die jeweils feste Einsatzzeiten als Summenwerte für
Fachkräfte für Arbeitssicherheit gelten. Die Betriebe sind über ihre jeweilige
Betriebsart den Betreuungsgruppen zugeordnet.

Der Bedarf an betriebsspezifischer Betreuung wird vom Unternehmer in einem Verfahren ermittelt. Das Verfahren erfordert,
dass der Unternehmer alle Aufgabenfelder hinsichtlich ihrer Relevanz für die sicherheitstechnische Betreuung regelmäßig,
insbesondere nach wesentlichen Änderungen, prüft. Grundbetreuung und betriebsspezifische Betreuung bilden zusammen die
Gesamtbetreuung.

Grundbetreuung
Dazu gehören:

Unterstützung bei der Gefährdungsbeurteilung (Beurteilung der Arbeitsbedingungen)
Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der Arbeitsgestaltung – Verhältnisprävention
Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der Arbeitsgestaltung – Verhaltensprävention
Unterstützung bei der Schaffung einer geeigneten Organisation und Integration in die Führungstätigkeit
Untersuchung nach Ereignissen
Allgemeine Beratung von Arbeitgebern und Führungskräften, betrieblichen Interessenvertretungen, Beschäftigten
Erstellung von Dokumentationen, Erfüllung von Meldepflichten
Mitwirken in betrieblichen Besprechungen
Selbstorganisation (z. B. eigene Fortbildung, Erfahrungsaustausch mit UVT)
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Quellen

Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, Ziffer 4.7

Betriebsspezifische Betreuung
Dieser Teil der Betreuung besteht aus folgenden Aufgabenfeldern:

Spezifische Erfordernisse zur Schaffung einer geeigneten Organisation zur
Durchführung der Maßnahmen des Arbeitsschutzes sowie zur Integration in
die Führungs​tätigkeit und zum Aufbau eines Systems der Gefähr​‐
dungsbeurteilung
Regelmäßig vorliegende betriebsspezifische Unfall- und
Gesundheitsgefahren, Erfordernisse zur menschen​gerechten
Arbeitsgestaltung (z. B. Arbeiten unter Infektionsbedingungen, Alleinarbeit)
Arbeitsaufgaben und Arbeitsorganisation mit besonderen Risiken (z. B.
manuelle Handhabung von Lasten, häufige Störungen im Arbeitsablauf,
Schichtarbeit)
Erfordernis besonderer betriebsspezifischer Anforde​rungen beim
Personaleinsatz (z. B. Anforderungen an die Qualifikation und andere
personelle Voraussetzungen der Beschäftigten, Schwangere, Jugendliche,
Einsatz von Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmern sowie
Praktikantinnen und Praktikanten)

weitere Hinweise

Einführung völlig neuer Stoffe, Materialien
Neue Vorschriften, die für den Betrieb umfangreichere Änderungen nach sich ziehen
Weiterentwicklung des für den Betrieb relevanten Stands der Technik
Schwerpunktprogramme, Kampagnen sowie Unterstützung von Aktionen zur Gesundheitsförderung

Laut Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) können Fachkräfte für Ar​beitssicherheit Sicherheitsingenieurinnen und -ingenieure,
Sicherheitstechnikerinnen und Sicherheitstechniker oder Sicherheitsmeisterinnen und Sicherheitsmeister sein und
unterstehen unmittelbar der Leiterin bzw. dem Leiter des Betriebes. In der Ausübung ihrer sicherheitstechnischen Fachkunde
sind sie weisungsfrei. Ist für den Betrieb eine Betriebsärztin bzw. ein Be​triebsarzt bestellt, so sollen die Fachkraft für Arbeits​‐
sicherheit und die Betriebsärztin oder der Betriebsarzt eng zusammenarbeiten. Dies gilt ebenso für die Zusammenarbeit mit
dem Betriebs- bzw. Perso​nalrat. Im Arbeitsschutzausschuss erfolgen die Beratungen gemeinsa​mer Anliegen und der Austausch
von arbeits- und gesundheits​schutzbezogenen Erfahrungen.
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Betriebsärztinnen und Betriebsärzte beraten den Arbeitgeber und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu allen Fragen der
sicherheits- und gesundheitsgerechten Gestal​tung von Arbeitsbedingungen.

Laut Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) sind Betriebsärztinnen und -ärzte vom Arbeitgeber unter der Mitwirkung des Betriebs- bzw.
Personal​rates zu bestellen, um ihn in Fragen des Arbeits- und Gesund​heitsschutzes sachkundig zu beraten und zu
unterstützen.

Die Verantwortung für die Durchführung von Maßnahmen tragen der Unternehmer und seine Führungskräfte. Betriebsärztinnen
und -ärzte sind verantwortlich für die Qualität ihrer Beratung.

Die Aufgaben einer Betriebsärztin bzw. eines Betriebsarztes umfassen ein
breites Handlungsspektrum wie z. B. Informieren, Vorschlagen, Untersuchen,
Hinwirken, Organisieren, Motivieren usw. Grundlagen von Art und Umfang der
arbeitsmedizinischen Betreuung sind die im Betrieb vorliegenden Gefährdungen
für Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten sowie die Aufgaben gemäß den
§3 Arbeitssicherheitsgesetz.

Für die Erfüllung seiner wichtigen Aufgabe muss der Betriebsärztin bzw. dem
Betriebsarzt genügend Beratungszeit eingeräumt werden.

Die Einsatzzeit wird auf Grundlage des Umfangs der Grund​betreuung und der
betriebsspezifischen Betreuung berechnet. Die Grundbetreuung weist drei
Betreuungs​gruppen auf, für die jeweils feste Einsatzzeiten als Summenwerte für
Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt gelten. Die Betriebe sind über ihre jeweilige
Betriebsart den Betreuungsgruppen zugeordnet.

Der Bedarf an betriebsspezifischer Betreuung wird vom Unternehmer in einem
Verfahren ermittelt. Das Verfahren erfordert, dass der Unternehmer alle
Aufgabenfelder hinsichtlich ihrer Relevanz für die betriebsärztliche Betreuung regelmäßig, insbesondere nach wesentlichen
Änderungen, prüft. Grundbetreuung und betriebsspezifische Betreuung bilden zusammen die Gesamtbetreuung.

Grundbetreuung
Dazu gehören:

Unterstützung bei der Gefährdungsbeurteilung (Beurteilung der
Arbeitsbedingungen)
Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der Arbeitsgestaltung –
Verhältnisprävention
Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der Arbeitsgestaltung –
Verhaltensprävention
Unterstützung bei der Schaffung einer geeigneten Organisation und
Integration in die Führungstätigkeit
Untersuchung nach Ereignissen
Allgemeine Beratung von Arbeitgebern und Führungskräften, betrieblichen
Interessenvertretungen, Beschäftigten
Erstellung von Dokumentationen, Erfüllung von Meldepflichten
Mitwirken in betrieblichen Besprechungen
Selbstorganisation (z. B. eigene Fortbildung, Erfahrungsaustausch mit UVT)

Die arbeitsmedizinische Vorsorge ist nicht auf die Einsatzzeiten der Grundbetreuung anzurechnen, sondern Bestandteil des
betriebsspezifischen Teils der Betreuung. Die Vorsorge umfasst nicht den Nachweis der gesundheitlichen Eignung für
berufliche Anforderungen. (siehe Kapitel Arbeitsmedizinische Vorsorge)

Betriebsspezifische Betreuung
Dieser Teil der Betreuung besteht aus folgenden Aufgabenfeldern:

Spezifische Erfordernisse zur Schaffung einer geeigneten Organisation zur Durchführung der Maßnahmen des
Arbeitsschutzes sowie zur Integration in die Führungs​tätigkeit und zum Aufbau eines Systems der Gefährdungs​beurteilung
Regelmäßig vorliegende betriebsspezifische Unfall- und Gesundheitsgefahren, Erfordernisse zur menschengerechten
Arbeitsgestaltung (z. B. Arbeiten unter Infektionsbeding​ungen, Alleinarbeit)
Arbeitsaufgaben und Arbeitsorganisation mit besonderen Risiken (z. B. manuelle Handhabung von Lasten, häufige
Störungen im Arbeitsablauf, Schichtarbeit)
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Quellen

Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, Ziffer 4.7

Erfordernis besonderer betriebsspezifischer Anforderungen beim
Personaleinsatz (z. B. Anforderungen an die Qualifikation und andere
personelle Voraussetzungen der Beschäftigten, Schwangere, Jugendliche,
Einsatz von Zeitarbeitnehmerinnen und Zeitarbeitnehmern und
Praktikantinnen sowie Praktikanten)
Erfordernis arbeitsmedizinischer Vorsorge
Sicherheit und Gesundheit unter den Bedingungen des demografischen
Wandels (z. B. ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer)
Arbeitsgestaltung zur Vermeidung arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren,
Erhalt der individuellen gesund​heitlichen Ressourcen im Zusammenhang mit
der Arbeit

Laut Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) unterstehen Betriebsärztinnen und -ärzte
unmittelbar der Leiterin bzw. dem Leiter des Betriebes. In der Ausübung ihrer
arbeitsmedizinischen Fachkunde sind sie weisungsfrei. Die Betriebsärztin bzw.
der Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit sollen eng zusammenarbeiten. Dies gilt ebenso für die Zusammen​‐
arbeit mit dem Betriebs- bzw. Personalrat. Im Arbeitsschutz​ausschuss erfolgen die Beratungen gemeinsamer Anliegen und der
Austausch von arbeits- und gesundheitsschutzbezogenen Erfahrungen.
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Bestellung

Der Unternehmer hat aus dem Kreis der Beschäftigten Sicherheitsbeauftragte zu
bestellen. § 22 des Sozialgesetzbuches 7 (SGB VII) schreibt vor, dass in
Unternehmen mit regelmäßig mehr als zwanzig Beschäftigten unter Mitwirkung
des Betriebs- oder Personalrats ein oder mehrere Sicherheitsbeauftragte bestellt
werden müssen. Der Unternehmer hat unter Berücksichtigung der im
Unternehmen bestehenden Verhältnisse hinsichtlich der Arbeitsbedingungen,
der Arbeitsumgebung sowie der Arbeitsorganisation Sicherheitsbeauftragte in
der erforderlichen Anzahl zu bestellen.

Anzahl der Sicherheitsbeauftragten

Kriterien für die Anzahl der Sicherheitsbeauftragten sind:

Im Unternehmen bestehende Unfall- und Gesundheitsgefahren
Räumliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu den Beschäftigten
Zeitliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu den Beschäftigten
Fachliche Nähe der zuständigen Sicherheitsbeauftragten zu den Beschäftigten
Anzahl der Beschäftigten

Erläuterungen zur Anzahl der zu bestellenden Sicherheitsbeauftragten werden in der Broschüre DGUV Information 211-039
„Leitfaden zur Ermittlung der Anzahl der Sicherheitsbeauftragten im öffentlichen Dienst“ gegeben.

Gewinnung von Sicherheitsbeauftragten

Um die erforderliche Personenzahl von Sicherheitsbeauftragten für die ehrenamtliche Tätigkeit im Betrieb gewinnen zu können,
ist es wichtig, der Tätigkeit einen hohen Stellenwert beizumessen und Sicherheitsbeauftragten Wertschätzung zu vermitteln.

Es wird empfohlen, Sicherheitsbeauftragte schriftlich zu bestellen (siehe DGUV Regel 100-001, Ziffer 4.2.1, Muster für die
Bestellung von Sicherheitsbeauftragten), damit die Wertigkeit dieser Tätigkeit für den Arbeits​schutz im Betrieb deutlich wird.
Auch kann die Motivation von Sicherheitsbeauftragten durch eine positive Eintragung in die Personalakte gesteigert werden.

Darüber hinaus sollten die Namen von Sicherheitsbeauftragten im Betrieb öffentlich gemacht werden, wie z. B. durch einen
Aushang oder eine Information im betrieblichen Intranet. Ergänzt werden sollte die Bekanntmachung von
Sicherheitsbeauftragten mit einer Information über deren Tätigkeiten, damit Kolleginnen und Kollegen sowie Vorgesetzte in
Kenntnis gesetzt werden.

Eine Vorabinformation über die zukünftige Tätigkeit, z. B. durch die Fachkraft für Arbeitssicherheit, sollte selbstverständlich
sein. Der anschließende Ausbildungskurs beim Unfallversicherungsträger vermittelt das erforderliche Grundwissen, und es
besteht die Möglichkeit fachspezifischer Fortbildung, die der Unternehmer gewähren muss.

Zuständigkeit und Einsatzzeiten

Der Unternehmer hat bei der Bestellung von Sicherheitsbeauftragten deren Zuständigkeitsbereich festzulegen und die
erforderliche Arbeitszeit für die Tätigkeit zur Verfügung zu stellen. Da es keine vorgeschriebenen Einsatzzeiten gibt, sollte
bereits im Vorfeld festgelegt werden, wie viel Zeit z. B. für Begehungen der Zuständigkeitsbereiche zur Verfügung steht.

Auswahl

Je sorgfältiger Sicherheitsbeauftragte ausgewählt werden, desto wirksamer können sie ihre Funktion ausfüllen und eine große
Hilfe für Vorgesetzte sein. Als Sicherheitsbeauftragte sollen verantwortungsbewusste, erfahrene und allgemein anerkannte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ernannt werden, die keine herausgehobene Stellung im Betrieb haben, sondern im normalen
Arbeitsablauf integriert sind.

Zur Vermeidung von Interessenkonflikten sollen keine Personen mit Leitungsfunktion, Meisterinnen oder Meister oder andere
betriebliche Führungskräfte zu Sicherheitsbeauftragten bestellt werden. Führungskräfte haben nicht nur eine beratende
Funktion, sondern tragen aufgrund ihres Arbeitsverhältnisses Verantwortung für Sicherheit und Gesundheit der ihnen
unterstellten Beschäftigten (siehe auch Sicherheitsbeauftragte, DGUV Information 211-042). Auch Fachkräfte für
Arbeitssicherheit können nicht zu Sicherheitsbeauftragten ernannt werden.
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Aufgaben

Sicherheitsbeauftragte sind ehrenamtlich tätig und sollen in ihrem Zuständigkeitsbereich den Unternehmer und seine
Führungskräfte bzw. Vorgesetzte bei der Durchführung der Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufs​krankheiten
und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren unterstützen. Dabei ist es wichtig, dass Vorgesetzte Sicherheitsbeauftragte bei
allen relevanten Arbeitsschutzmaßnahmen einbinden und beteiligen. Dies können z. B. sein:

Beschaffung von persönlicher Schutzausrüstung
Beschaffung von Hebehilfsmitteln
Erstellung der Gefährdungsbeurteilung
Durchführung von Unterweisungen

Zur wirkungsvollen Unterstützung der Vorgesetzten sollten Sicherheitsbeauftragte auf folgende beispielhafte Punkte achten:

Ist eine Gefährdungsbeurteilung vorhanden (§ 5 Arbeitsschutzgesetz)?
Werden Mitarbeitende regelmäßig unterwiesen, und wird die Unterweisung dokumentiert (DGUV Vorschrift 1, § 4 UVV
„Grundsätze der Prävention“)?
Wird eine arbeitsmedizinische Vorsorge und werden ggfs. den Mitarbeitenden Immunisierungen angeboten und
durchgeführt (ArbmedVV)?
Werden Erste-Hilfe-Leistungen dokumentiert und diese für fünf Jahre verfügbar gehalten (DGUV Vorschrift 1, § 24 Abs. 6
UVV „Grundsätze der Prävention“)?
Ist die erforderliche persönliche Schutzausrüstung vorhanden, z. B. Schutzjacke, Schutzhandschuhe, Schutzschuhe,
Schutzbrille etc. (DGUV Regel 105-003 „Benutzung von persönlichen Schutzausrüstungen im Rettungsdienst“)?
Sind geeignete Hautmittel (Hautschutz-, Hautreinigungs-, Hautpflegemittel) vorhanden und werden sie benutzt (Ziffer
6.4.4 „Gefährdung durch Hautkontakt“, TRGS 401)?
Ist ein Hautschutzplan vorhanden (Ziffer 7.1 (1), TRGS 401)?
Stimmen die zur Verfügung gestellten Hautmittel mit den im Hautschutzplan angegebenen Produkten überein?
Wird bei mehr als zwei Stunden Feuchtarbeit je Tag (z. B. Tragen von flüssigkeitsdichten Handschuhen) vom Arbeitgeber
eine arbeitsmedizinische Vorsorge angeboten (Anhang Teil 1, Abs.2, Ziffer 2 e, ArbMedVV)?
Werden Hautbeschwerden frühzeitig, z. B. der Betriebsärztin/dem Betriebsarzt/der Hautärztin/dem Hautarzt/der Fachkraft
für Arbeitssicherheit, gemeldet?
Ist eine ausreichende Anzahl von Hebehilfsmitteln vorhanden (Ermittlung durch eine Gefährdungsbeurteilung, § 5
Arbeitsschutzgesetz)?
Werden Mitarbeitende bei der Auswahl der Hebehilfsmittel beteiligt (Empfehlung)?
Werden Hebehilfsmittel vor der Beschaffung erprobt, und werden Mitarbeitende eingewiesen (Empfehlung, DGUV Vorschrift
1, § 4 UVV „Grundsätze der Prävention“)?
Wird das Thema „Gewalt“ in der Gefährdungsbeurteilung berücksichtigt?
Gibt es ein Gefahrstoffverzeichnis (§ 6 (12) GefahrStoffV)?
Erfolgt bei vorhandenen Gefahrstoffen eine Ersatzstoffprüfung (§ 6 (1) Ziffer 4 und (8) Ziffer 2 GefahrStoffV)?
Sind DIN EN-Sicherheitsdatenblätter vorhanden (§ 5 GefahrStoffV)?
Sind Betriebsanweisungen für den Umgang mit Gefahrstoffen vorhanden (§ 14 (1) GefahrStoffV)?
Werden Gefahrstoffbehältnisse ordnungsgemäß gekennzeichnet (§ 4 GefahrStoffV)?
Werden Gefahrstoffe ordnungsgemäß gelagert?
Sind elektrische Geräte, Maschinen, Handwerkzeuge augenscheinlich o.k.?
Werden erforderliche Prüfungen durchgeführt, z. B. bei Elektrogeräten, Hallentoren, Druckbehältern (DGUV Vorschrift 3, § 5
UVV „Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“, ASR A1.7 „Türen und Tore“; § 10 Druckbehälterverordnung)?
Sind Leuchten und Verglasungen sicher erreichbar (Ziffer 7.2, DGUV Information 207-016)?
Werden Fußböden durch die Reinigung nicht zu glatt (DGUV Regel 108-003)?
Werden Not-Ausgänge stets freigehalten (ASR A2.3, Fluchtwege und Notausgänge, Ziffer 4 (2))?
Gibt es keine Brandlasten im Bereich der Rettungswege (ASR A2.3, Fluchtwege und Notausgänge, Ziffer 4 (2))?
Sind eingesetzte Leitern und Tritte technisch o.k. (Ziffer 6, DGUV Information 208-016)?
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, Ziffer 4.2.4
Leitfaden zur Ermittlung der Anzahl der Sicherheitsbeauftragten im öffentlichen Dienst, DGUV Information 211-039
Sicherheitsbeauftragte, DGUV Information 211-042
Sozialgesetzbuch (SGB VII), § 22

 
Rechte

Sicherheitsbeauftragte haben das Recht zur

Teilnahme an innerbetrieblichen Betriebsbesichtigungen und Unfalluntersuchungen
Teilnahme an Betriebsbesichtigungen und Unfalluntersuchungen durch Aufsichtsbehörden
Einsichtnahme in Besichtigungs- und Unfalluntersuchungsberichte
Teilnahme an Seminaren der Unfallkasse NRW
Teilnahme an vierteljährlichen Sitzungen des Arbeitsschutzausschusses
Freistellung von der Arbeit zur Erfüllung ihrer Aufgaben

Funktion

Sicherheitsbeauftragte haben in ihrer Funktion keine Weisungsbefugnis gegenüber Kolleginnen und Kollegen bzgl. der
Mängelbeseitigung. Deshalb können Sicherheitsbeauftragte nur durch ihre persönliche Überzeugungskraft versuchen auf
Kolleginnen und Kollegen einzuwirken, sicherheitsgerecht zu arbeiten und die zur Verfügung gestellte persönliche
Schutzausrüstung zu tragen.

Unternehmer und Vorgesetzte sind „alleinige“ Entscheidungs- und Verantwortungsträger. Sicherheitsbeauftragte sind
gewissermaßen als Praktikerinnen und Praktiker im Betrieb diejenigen vor Ort, die die speziellen Arbeitsschutzprobleme ihres
Arbeitsbereiches genau kennen und insoweit wertvolle Anregungen im Hinblick auf Belange des Arbeits​schutzes geben
können. Festgestellte Mängel und Vorschläge zur Mängelbeseitigung sollten immer an direkte Vorgesetzte weitergegeben
werden.                  

Zusammenarbeit mit der Fachkraft für Arbeitssicherheit

Die betriebliche Praxis hat gezeigt, dass Sicherheitsbeauftragte für die Fachkraft
für Arbeitssicherheit ein unentbehrliches Bindeglied zu den jeweiligen
Arbeitsplätzen und den dort Beschäftigten sind. Sicherheitsbeauftragte kennen
die Verhältnisse vor Ort und können daher die Fachkraft wirkungsvoll
unterstützen. Es hat sich bewährt, dass die Fachkraft für Arbeitssicherheit
Ansprechperson für Sicherheitsbeauftragte ist und durch regelmäßige Treffen ein
fachlicher Austausch ermöglicht wird.

Arbeitsschutzausschuss

Diesem Zweck dient auch der Arbeitsschutzausschuss, an dessen Sitzungen
Sicherheitsbeauftragte teilnehmen. In größeren Unternehmen ist die Zahl der
Sicherheitsbeauftragten meist so groß, so dass nicht alle am
Arbeitsschutzausschuss teilnehmen können. In der Praxis haben sich hier
verschiedene Möglichkeiten der Begrenzung bewährt, die in der DGUV Regel
100-001, Ziffer 4.2.4 beschrieben werden.   
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Die Rolle der Personalvertretungen im Arbeitsschutz

Für die Personalvertretungen im Rettungsdienst gelten je nach Träger
unterschiedliche Rechtsgrundlagen. Bei kommunalen Rettungsdiensten in NRW
arbeiten die Personalräte auf der Grundlage des
Landespersonalvertretungsgesetzes NRW (LPVG). Für die Personalvertretungen
der Hilfeleistungsunternehmen gelten die Mitarbeitervertretungsverordnung
(MAVO) für die Malteser und das Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG) für die
Johanniter. Der Arbeiter- und Samariter Bund (ASB) ist nicht
konfessionsgebunden und gehört keiner kommunalen Organisation an, deshalb
gilt hier das Betriebsverfassungsgesetz.

Kommunaler Rettungsdienst

Der Personalrat hat gemäß Landespersonalvertretungsgesetz NRW (LPVG) u.a. die Aufgabe, die Durchführung des
Arbeitsschutzes im Betrieb zu überwachen. Auf der Grundlage des LPVG kann der Personalrat wesentlichen Einfluss auf die
Verbesserung der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes in der Dienststelle nehmen. Um dies zu gewährleisten, hat
der PR Aufgaben zu erfüllen und ist mit Mitbestimmungs- und Anhörungsrechten ausgestattet.

Aufgaben des Personalrats

zu wachen, dass die Vorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer eingehalten werden, und zwar so wohl vom Arbeitgeber als
auch von den Arbeitnehmern (§ 64 Nr.2 LPVG). Er hat auf die Verhütung von Unfall- und Gesundheitsgefahren zu achten, die für
den Arbeitsschutz zuständigen Stellen durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstützen und sich für die Durchführung
gesundheitsfördernder Maßnahmen und des Arbeitsschutzes einzusetzen. (§ 64 Nr.4 LPVG)

Hierzu gehört, dass

die Arbeitsschutzorganisation den Vorgaben des Arbeitssicherheitsgesetzes (ASiG) und der Unfallverhütungsvorschriften
entspricht (z.B. Bestellung einer Fachkraft für Arbeitssicherheit und eines Betriebsarztes; Bestellung von
Sicherheitsbeauftragten, Durchführung von Arbeitsschutz-Ausschusssitzungen),
Arbeitsstätten, -mittel und -abläufe sicher gestaltet sind,
Gefährdungsbeurteilungen und daraus abgeleitete Schutzmaßnahmen durchgeführt werden,
die erforderlichen Betriebsanweisungen vorliegen,
die Unterweisungen rechtzeitig und regelmäßig durchgeführt werden und sowohl die Beschäftigten diese
Verhaltensvorschriften befolgen als auch die Vorgesetzten auf deren Einhaltung achten,
die Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen, die Belange des Arbeitsschutzes regeln, eingehalten werden.

Information durch die Dienststelle

Um seine Aufgaben wahrnehmen zu können, ist der Personalrat auf Informationen der Dienststelle angewiesen. Deshalb muss
die Dienststelle den Personalrat über sämtliche Angelegenheiten, die zu seinem Aufgabenbereich gehören, rechtzeitig und
umfassend unterrichten (§ 65 Abs. 1 LPVG).

Der Personalrat ist über alle meldepflichtigen Arbeitsunfälle zu informieren. Meldepflichtig ist ein Arbeitsunfall, wenn er eine
mehr als drei Kalendertage dauernde Arbeitsunfähigkeit oder den Tod eines Versicherten zur Folge hat. Der Personalrat muss
die Unfallanzeigen unterschreiben (§ 193 Abs. 5 SGB VII). Der Arbeitgeber hat ihm von jeder Unfallanzeige eine Durchschrift zu
geben (§ 77 Abs. 5 LPVG)

Der Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit haben den Personalrat über wichtige Angelegenheiten des
Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung zu unterrichten (§ 9 Abs. 2 ASiG). Die Dienststelle hat den Personalrat zu
Untersuchungen, Besichtigungen und Besprechungen mit der Unfallkasse und den für den Arbeitsschutz zuständigen
Behörden (Bezirksregierung), den sonstigen in Betracht kommenden Stellen (z. B. Feuerwehr, Bauaufsicht) hinzuzuziehen (§
77 Absatz 2 LPVG). Dies gilt auch für Besprechungen mit den im Betrieb ernannten Sicherheitsbeauftragten (§ 77 Absatz 3
LPVG). Der Arbeitgeber hat dem Personalrat die Niederschriften über diese Untersuchungen, Besichtigungen und
Besprechungen auszuhändigen (§ 77 Abs. 4 LPVG).
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Mitwirkung- und Mitbestimmungsrechte

Nach § 72 Abs. 4 Nr. 7 LPVG hat der Personalrat bei betrieblichen Regelungen über Gesundheitsschutz mitzubestimmen, die die
Dienststelle zwar aufgrund einer öffentlich- rechtlichen Rahmenvorschrift zu treffen hat, bei deren Gestaltung ihm aber
Handlungsspielräume verbleiben. Der Personalrat hat bei der Auswahl dieses Spielraums mitzubestimmen. Kein Recht zur
Mitbestimmung besteht, wenn staatliche Arbeitsschutzvorschriften oder berufsgenossenschaftliche
Unfallverhütungsvorschriften solche Anforderungen an die Dienststelle stellen, dass ihr keine Wahlmöglichkeiten bei den zu
treffenden Maßnahmen verbleiben. Welche Vorschriften der Dienststelle Wahlmöglichkeiten lassen, ist nicht immer eindeutig
für alle Beteiligten erkennbar. Unbestritten ist, dass z. B. das Arbeitsschutzgesetz und die Unfallverhütungsvorschrift
„Grundsätze der Prävention“ (DGUV Vorschrift1) viele Generalklauseln enthalten, die einen Rahmen vorgeben. Viele dieser
Generalklauseln werden jedoch durch nachrangige Vorschriften und Regeln (z. B. Verordnungen, Technische Regeln, BG-
Regeln) ausgefüllt oder konkretisiert.

Als Sicherheitsbeauftragte werden Mitarbeiter benannt. Sie sollen die Dienststelle und die Führungskräfte bei der Durchführung
der Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes im Betrieb unterstützen. Der Personalrat ist bei der Auswahl nach § 22
Absatz 1 Sozialgesetzbuch VII zu beteiligen.

Will die Dienststelle einen Betriebsarzt oder eine Fachkraft für Arbeitssicherheit im Unternehmen einstellen oder abberufen
bzw. einen geeigneten Mitarbeiter zur Fachkraft für Arbeitssicherheit ausbilden lassen, benötigt er die Zustimmung des
Personalrats (§ 72 Abs. 4 Nr. 6 LPVG). Das Gleiche gilt, wenn er deren Aufgaben erweitern oder einschränken will (§ 9 Abs. 3
ASiG). Haben sich die Dienststelle und der Personalrat darauf verständigt, dass der Betrieb von einem freiberuflich tätigen
Betriebsarzt und einer freiberuflichen Fachkraft für Arbeitssicherheit oder von einem überbetrieblichen Dienst betreut werden
soll, muss die Dienststelle den Personalrat bei der Auswahl einer konkreten Person oder eines konkreten Dienstes anhören (§ 9
Abs. 3 ASiG).

Der Personalrat hat ein Mitbestimmungsrecht bei der Gefährdungsbeurteilung (Bundesarbeitsgericht, 08.06.2004, 1 ABR
13/03). Dies gilt für alle Vorschriften, die eine Gefährdungsbeurteilung fordern (z. B. nach § 5 ArbSchG und § 3 BildschirmarbV
oder § 3 DGUV Vorschrift 1), wenn diese Vorschriften keine zwingenden Vorgaben enthalten, wie die Gefährdungsbeurteilung
durchzuführen ist. Das Bundesarbeitsgericht hat mit Beschluss vom 13.08.2019, 1 ABR 6/18 klargestellt, in welchen Fällen
eine Mitbestimmung bei der Erstellung einer Gefährdungsbeurteilung erforderlich ist.

Bei der Auswahl und Erprobung von Persönlicher Schutzausrüstung (PSA) hat der Personalrat ein Mitwirkungsrecht. Der
Unternehmer hat gemäß § 2 der PSA-Benutzungsverordnung den Versicherten geeignete persönliche Schutzausrüstungen
bereitzustellen; vor der Bereitstellung hat er die Versicherten anzuhören (§ 29 (1) DGUV Vorschrift 1).

Der Arbeitgeber muss den Personalrat bei der Planung von Neu-, Um- und Er-weiterungsbauten, technischen Anlagen,
Arbeitsverfahren, Arbeitsabläufen und Arbeitsplätzen anhören. (§ 75 Abs. 1 Nr. 2, 3 LPVG).

Gemäß § 11 Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) hat der Arbeitgeber einen Arbeitsschutzausschuss zu bilden, der sich zusammen
setzt aus:

dem Arbeitgeber oder einem von ihm Beauftragten,
zwei vom Personalrat bestimmten Personalratsmitgliedern,
Betriebsärzten,
Fachkräften für Arbeitssicherheit und
Sicherheitsbeauftragten

Sicherheitsmängel im Betrieb 

Der Personalrat hat der Dienststelle bzw. den verantwortlichen Vorgesetzten auf bestehende Mängel und die daraus
resultierenden Gefahren hinzuweisen. Der Personalrat kann allerdings nicht die Beseitigung der Mängel in eigener Regie
veranlassen oder auf Kosten der Dienststelle neue Arbeitsmittel beschaffen. Der Personalrat hat kein Direktionsrecht, er ist
beratend und überwachend tätig.
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Sicherheitswidriges Verhalten von Beschäftigten 

Der Personalrat kann auf kollegiale Weise Mitarbeiter auf ihr sicherheitswidriges Verhalten ansprechen, ihnen die möglichen
Unfall- und Gesundheitsgefahren verdeutlichen und sie daran erinnern, dass im Interesse eines ungestörten Geschäftsbetriebs
unsichere Verhaltensweisen nicht erwünscht sind. Führt dies nicht zu einer Verhaltensänderung, bleibt dem Personalrat nur der
Weg über den betrieblichen Vorgesetzten, um ihn über die Verstöße zu informieren. Der Personalrat kann seinen Kolleginnen
und Kollegen keine Anweisungen erteilen. Der zuständige Vorgesetzte aber ist verpflichtet, sicherheitsgerechtes Verhalten bei
den Versicherten durchzusetzen. Dem Personalrat obliegt zwar eine Überwachungspflicht, aber die Verantwortung für den
Arbeitsschutz bleibt bei der Dienststelle und den betrieblichen Vorgesetzten.

Sicherheitsmängel werden nicht beseitigt 

Hat der Personalrat Sicherheitsmängel aufgezeigt und der verantwortliche Vorgesetzte diese nicht beseitigt, steht ihm ein
Bündel von Maßnahmen offen:

Zunächst sollte er sich von dem verantwortlichen Vorgesetzten die Gründe hierzu erläutern lassen.
Der Personalrat kann seiner Anfrage mehr Nachdruck verleihen, wenn er sie schriftlich mit der Bitte um eine ebenfalls
schriftliche Stellungnahme wiederholt.
Führt dies nicht zu dem gewünschten Erfolg, sollte er spätestens jetzt die Fachkraft für Arbeitssicherheit und/ oder den
Betriebsarzt informieren, mit der Bitte, in der Angelegenheit tätig zu werden.
Als weitere Maßnahme bietet sich an, den Sicherheitsmangel auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des
Arbeitsschutzausschusses setzen zu lassen und dort zur Sprache zu bringen.
Erst wenn sich diese Maßnahmen als wirkungslos erwiesen haben, sollte der Personalrat die Unfallkasse NRW oder die
staatliche Arbeitsschutzverwaltung bei der Bezirksregierung über die bestehenden Sicherheitsmängel unterrichten. Dieses
Recht wird ihm ausdrücklich im Arbeitsschutzgesetz (§ 17 Abs. 2 ArbSchG) eingeräumt. Die Aufsichtsbehörden müssen
den Hinweisen - auch anonymen - nachgehen.

Betriebsvereinbarungen

Neben der gesetzlich vorgesehenen Mitbestimmung können Arbeitgeber und Personalrat gemäß § 70 LPVG weitergehende
freiwillige Betriebsvereinbarungen treffen. Betriebsvereinbarungen gelten als Ergänzungen zu rechtlichen Grundlagen. Sie
dürfen Gesetze und Unfallverhütungsvorschriften nicht unterschreiten oder gar außer Kraft setzen. Betriebsvereinbarungen
sind von Personalrat und Dienststelle gemeinsam zu beschließen und schriftlich niederzulegen. Betriebsvereinbarungen sind
ebenso wie Gesetze unmittelbar rechtsverbindlich. Sinnvoll kann eine Betriebsvereinbarung zum Beispiel zum Umgang mit
Alkohol im Betrieb sein, da ein generelles Alkoholverbot am Arbeitsplatz in Vorschriften und Gesetzen nicht gefordert wird.
Wichtig ist, dass die Geschäftsleitung, die Vorgesetzten und der Personalrat „an einem Strang ziehen“.

Zusammenarbeit mit Arbeitsschutzbehörden

Der Personalrat hat bei der Verhütung von Unfall- und Gesundheitsgefahren die Unfallkasse, die für den Arbeitsschutz
zuständigen Behörden (Bezirksregierung) und die sonstigen in Betracht kommenden Stellen (z.B. befähigte Personen bei der
Prüfung von Arbeitsmitteln) durch Anregung, Beratung und Auskunft zu unterstützen und sich für die Durchführung der
Vorschriften für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung im Betrieb einzusetzen (§ 77 Abs. 1 LPVG). Die Unfallkasse, die für
den Arbeitsschutz zuständigen Behörden und die sonstigen in Betracht kommenden Stellen sind nach § 77 Absatz 2 LPVG
verpflichtet, den Personalrat bei allen im Zusammenhang mit dem Arbeitsschutz oder der Unfallverhütung stehenden Fragen
hinzuzuziehen. Die Aufsichtspersonen haben

den Personalrat bei Betriebsbesichtigungen und Unfalluntersuchungen zu beteiligen.
dem Personalrat Gelegenheit zu geben, ihnen Mängel auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes im Betrieb mitzuteilen.
dem Personalrat die Möglichkeit einzuräumen, ihnen Vorschläge zur Beseitigung dieser Mängel und für Maßnahmen zur
Verbesserung der Sicherheit zu unterbreiten.
den Personalrat auf dessen Wunsch in allen Fragen des Arbeitsschutzes zu beraten.
dem Personalrat Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, wenn Ausnahmen von Vorschriften durch die Dienststelle
beantragt wurden. Eine Abschrift der Entscheidung ist dem Personalrat zu übersenden.
die bei Besichtigungen festgestellten Mängel in einem Abschlussgespräch im Anschluss an die Besichtigung mit der
Dienststelle oder deren Beauftragten und, soweit Belange des Arbeitsschutzes im Betrieb betroffen sind, mit dem
Personalrat zu erörtern.
dem Personalrat eine Abschrift zukommen zu lassen, wenn sie wegen festgestellter Mängel ein Revisionsschreiben an den
Betrieb senden. Das gleiche gilt für sonstige Schreiben an die Dienststelle, die Maßnahmen der Unfallverhütung zum
Gegenstand haben
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Quellen

Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG NRW)
Mitbestimmungsrechtliche Grundlagen des Arbeitsschutzes an Hochschulen in NRW
Mitarbeitervertretungsverordnung (MAVO)
Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG)
Neufassung des Kirchengesetzes über Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Text auszugsweise aus: Mitbestimmungsrechtliche Grundlagen des Arbeitsschutzes an Hochschulen in NRW, Detlef Berntzen,
Universität Münster

Hilfeleistungsunternehmen (Malteser, Johanniter)

Die Informations-, Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte der Mitarbeitervertretungen in kirchlichen Einrichtungen sind in
der Mitarbeitervertretungsverordnung (MAVO) bzw. im Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG) geregelt. Auch wenn die
Mitarbeitervertretungen in vielen Fällen nicht über die weitreichenden Befugnisse und Mitbestimmungsrechte von Betriebs-
und Personalräten verfügen, so sind sie Betriebs- und Personalräten gerade in Sachen Arbeits- und Gesundheitsschutz im
Betrieb gleichgestellt. Die Begründung dafür ist das Arbeitsschutzgesetz, das für alle Unternehmensbereiche gleichermaßen
gilt – egal ob weltlich oder kirchlich.

Die Beteiligungsrechte der Mitarbeitervertretungen in Caritas und katholischer Kirche finden sich in der
MAVO(Mitarbeitervertretungsverordnung). Diese regelt die Mitbestimmung und Mitwirkung in organisatorischen und sozialen
Angelegenheiten. Grundlegend für die Umsetzung des Arbeitsschutzrechts in katholischen Einrichtungen ist der § 26 (3) Nr. 8,
MAVO. Er schreibt fest, dass zu den Aufgaben der Mitarbeitervertretung die Durchsetzung und Einhaltung der Vorschriften des
Arbeitsschutzes, der Unfallverhütung und die Gesundheitsförderung gehört. Dies wird weiter geregelt durch Anhörungs- und
Mitbestimmungsrechte in § 29 (1) Nr. 16, MAVO zu den Grundsätzen der Arbeitsplatzgestaltung, in § 29 (1) Nr. 14, MAVO zur
Einführung neuer Arbeitsmethoden, durch Überwachungs- und Informationsrechte in § 26 (3) Nr. 8,MAVO und in § 36 (1) Nr.
10, MAVO.

Die Gefährdungsbeurteilung gehört nach § 36 (1) Nr. 10, MAVO zu den Handlungsansätzen, bei denen ein
Mitbestimmungsrecht für die Mitarbeitervertretung vorliegt.

Die Beteiligungsrechte der Mitarbeitervertretungen in Diakonie und der evangelischen Kirche finden sich im MVG
(Mitarbeitervertretungsgesetz) der EKD. Folgende Vorschriften im MVG sind einschlägig für die Umsetzung und Durchsetzung
einer menschengerechten Arbeitswelt in Diakonie und ev. Kirche: Der § 35 MVG formuliert u.a. die Aufgaben von
Mitarbeitervertretungen beim Arbeits- und Gesundheitsschutz.

§ 40 MVG definiert zudem die Felder, bei denen Mitarbeitervertretungen in der Diakonie und evangelischen Kirche ein
uneingeschränktes Mitbestimmungsrecht haben. Dazu gehören die

Bestellung und Abberufung von Betriebsärzten sowie der Fachkräfte für Arbeitssicherheit, 
Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen und gesundheitlichen Gefahren,
Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen, 
Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage sowie die Festlegung der Grundsätze für die Aufstellung von
Dienstplänen.

Bei der Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung nach § 5 ArbSchG, ihre konkrete Durchführung, die Beurteilung der ermittelten
Ergebnisse und die darauf folgende Veränderung von Technik, Arbeitsorganisation und Personaleinsatz haben evangelische
Mitarbeitervertretungen die gleichen Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte wie Personal- und Betriebsräte.

Letztendlich darf der „kirchliche Unternehmer“ keine Maßnahme in Sachen Arbeits- und Gesundheitsschutz umsetzen, ohne
die Zustimmung der Mitarbeitervertretung eingeholt zu haben.

Text auszugsweise aus: Beteiligungsrechte der Interessenvertretungen bei den Kirchen: Mitarbeitervertretungsverordnung
(MAVO) für die katholische Kirche und Caritas bzw. Mitarbeitervertretungsgesetz (MVG) für die evangelische Kirche und
Diakonie, Dr. Herbert Deppisch

Arbeiter- Samariter-Bund ASB

Die Informations-, Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats im Arbeits- und Gesundheitsschutz sind ähnlich,
wie die der Personalräte nach dem Personalvertretungsgesetz.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 22
Betrieblicher Brandschutz in der Praxis, DGUV Information 205-001
Sicherheit im Feuerwehrhaus, DGUV Information 205-008
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A1.3
Maßnahmen gegen Brände, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A2.2

Rettungswachen müssen mit den erforderlichen Feuerlösch-, Brandmelde- und
Alarmierungseinrichtungen (siehe § 22 Abs. 1 DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der
Prävention“ in Verbindung mit der ASR A2.2) ausgestattet sein. In kombinierten
Rettungs- und Feuerwehrwachen kann nicht sichergestellt werden, dass zu
jedem Zeitpunkt ein für diesen Fall ausgerüstetes Einsatzfahrzeug der Feuerwehr
mit fachkundigem Personal in den gemeinsam genutzten Räumlichkeiten zur
Verfügung steht.

Die Anzahl und Brandklasse der Feuerlöscher richtet sich nach
Anwendungsbereich und Größe der Arbeitsstätte. In jeder Fahrzeughalle sowie in
jeder Etage soll mindestens ein geeigneter Feuerlöscher vorhanden sein. Die
tatsächlich erforderliche Anzahl von Feuerlöschern ist der ASR A2.2 zu
entnehmen. Eine weitere Anforderung aus der ASR A2.2 besteht für den
Arbeitgeber darin, Mitarbeitende in der Handhabung der Feuerlöscheinrichtung
zu unterweisen und mit ihnen den Einsatz zu üben. Die Anzahl dieser Brandschutzhelfenden richtet sich nach der erstellten
Gefährdungsbeurteilung und beträgt in der Regel 5% der Beschäftigten. Weitere Informationen zur Ausbildung von
Brandschutzhelfenden beinhaltet die BGI 560 (DGUV Information 205-001) „Arbeitssicherheit durch vorbeugenden
Brandschutz“.

Feuerlöscher sind gut sichtbar und leicht erreichbar, vorzugsweise in Fluchtwegen, im Bereich der Ausgänge ins Freie, an den
Zugängen zu Treppenräumen oder an Kreuzungspunkten von Verkehrswegen/Fluren, anzubringen. Die Standorte der
Feuerlöscher sind gegebenenfalls durch das Brandschutzzeichen F001 „Feuerlöscher“ entsprechend der „ASR A1.3 –
Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“ zu kennzeichnen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die
Feuerlöscher schlecht zu finden sind, weil sie z. B. verdeckt sind oder sich hinter einer Ecke befinden.

Zur Sicherstellung ihrer Funktionsfähigkeit sind Feuerlöscher in der Regel mindestens alle zwei Jahre durch eine sachkundige
Person zu prüfen oder durch neue zu ersetzen.

Der vorstehende Text zum Thema „Brandschutz“ ist in Anlehnung an Ziffer 3.2 der DGUV-Information 205-008 „Sicherheit im
Feuerwehrhaus“ (Stand: Dezember 2016) erstellt worden.
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Schwerer Arbeitsunfall mit einem Feuerlöscher bei einer praktischen
Löschübung.

Bei einer Löschübung im Rahmen der Brandschutzhelfer-Ausbildung in einem
Seniorenheim kam es zu einem Unfall mit einem Feuerlöscher, bei der sich eine
Mitarbeiterin schwer verletzte. Ersten Erkenntnissen zufolge war der eingesetzte
Feuerlöscher ursächlich für den Unfall.

Fachbereich AKTUELL FBFHB-025 - „Auswahl und Einsatz von Feuerlöschern
bei Löschübungen“
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Im Zusammenhang mit Einsätzen der Feuerwehr und des Rettungsdienstes kann
es seit jeher zur unbemerkten Exposition der Einsatzkräfte mit Kohlenmonoxid
(CO) kommen. Neben klassischen Brandeinsätzen gewinnen Schadensereignisse
ohne initiales Brandgeschehen, wie z. B. unbeabsichtigte CO-Freisetzungen
durch defekte Feuerstätten oder vorsätzlich herbeigeführte CO-Freisetzungen in
suizidaler Absicht, immer mehr an Bedeutung (weitere Informationen siehe
auch DFV-Fachinformation 04/2012 Rahmenempfehlung zu Einsätzen bei
Verdacht auf einen CO-Notfall innerhalb von Räumen1) bzw.
Gefahrstoffdatenbank GESTIS der DGUV.

Im Zuge der Einsatzvorbereitung ist es daher sinnvoll, anhand einer
Gefährdungsbeurteilung (z. B. gemäß [5]) zu prüfen, in welchem Umfang im
Feuerwehr- und Rettungsdiensteinsatz CO-Warngeräte mitgeführt werden sollen.
...

Einsatz von Kohlenmonoxidwarngeräten bei Feuerwehren und Hilfeleistungsorganisationen
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Beschäftigte im Rettungsdienst sind einer Vielzahl von Gefährdungen ausgesetzt, die nicht immer direkt erkennbar sind, aber
eine Festlegung geeigneter Schutzmaßnahmen und deren Umsetzung erfordern.

Nach dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) und der Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ müssen Arbeitgeber
– unabhängig von der Anzahl der Beschäftigten – eine Gefährdungsbeurteilung für ihren Betrieb durchführen. Ziel ist die
ständige Verbesserung von Sicherheit und Gesundheit der Mitarbeitenden. Dazu müssen Arbeitgeber

Gefährdungen am Arbeitsplatz ermitteln und beurteilen,
geeignete Schutzmaßnahmen zu ihrer Vermeidung festlegen und
deren Wirksamkeit regelmäßig überprüfen.

Folgende Checklisten können dabei helfen:

Checkliste Gewaltprävention
Checkliste Rückenprävention

Zusätzlich sind entsprechend der Arbeitsaufgabe und den dabei entstehenden
potenziellen Gefährdungsmöglichkeiten weitere Rechtsvorschriften wie z. B. die
Gefahrstoffverordnung (GefStoffV),
die Biostoffverordnung (BioStoffV), die Betriebssicherheitsverordnung
(BetrSichV), das Medizinproduktegesetz (MPG), die Medizinprodukte-
Betreiberverordnung (MPBetreibV) und das Mutterschutzgesetz (MuSchG) zu
beachten.

Spezielles Augenmerk ist dabei auf die aus diesen Gesetzen und Verordnungen
ggf. erwachsende Pflicht zur Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung und zur
Durchführung besonderer Überwachungs- und Aufzeichnungspflichten zu legen.

Die obenstehenden Auflistungen sind nicht vollständig. Grundsätzlich sollten
Sie im Einzelfall prüfen, welche Regelungen für Ihre Arbeitsbereiche und
Tätigkeiten im Rettungsdienst gelten. Sollten sich Rechtsgrundlagen ändern,
passen Sie Ihre Gefährdungsbeurteilung entsprechend an.

Wer erstellt die Gefährdungsbeurteilung?
Die Gefährdungsbeurteilung ist grundsätzlich vom Arbeitgeber zu erstellen.
Angesichts der Komplexität und Fülle des Regelwerkes erwartet niemand, dass
sich Arbeitgeber und Führungskräfte diesen Anforderungen allein stellen.

Vielmehr stehen Ihnen zur Unterstützung Fachkräfte für Arbeitssicherheit und
Betriebsärztinnen und -ärzte als Expertinnen und Experten zur Verfügung. Nicht
zuletzt sollten auch Mitarbeitende des Betriebes an der Erstellung mitwirken und
ihre Erfahrungen und ihr Wissen mit einbringen, da sie ihren Arbeitsplatz am
besten kennen.

Die Gesamtverantwortung für Sicherheit und Gesundheit und damit auch für die
Gefährdungsbeurteilung verbleibt immer bei der Unternehmensleitung. Sie
können jedoch einzelne Aufgaben an fachkundige Personen übertragen. Der
Auftrag muss schriftlich erfolgen und Verantwortungsbereiche und Befugnisse
konkret definieren.

Durchführung der Gefährdungsbeurteilung
In der Praxis hat es sich bewährt, Gefährdungsbeurteilungen nach verschiedenen Rechtsverordnungen (Biostoffverordnung,
Gefahrstoffverordnung etc.) arbeitsbereichs- bzw. tätigkeitsbezogen in einer Gefährdungsbeurteilung zusammenzufassen.

In der Gefährdungsbeurteilung sollen neben mitarbeiterbezogenen Risiken auch patientenbezogene Risiken berücksichtigt
werden, da sich diese und getroffene Schutzmaßnahmen gegenseitig beeinflussen können.

Auf Basis der Gefährdungsbeurteilung werden Verbesserungsmöglichkeiten geprüft, und der Arbeitsschutz wird optimiert. Zur
Information der Beschäftigten müssen Betriebsanweisungen erstellt werden. Beschäftigte müssen jährlich über den Umgang
mit Gefahren unterwiesen werden, z. B. anhand spezieller Betriebsanweisungen.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, Pkt. 2.2
Gesundheitsdienst, DGUV Information 207-019
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 3
Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV)
Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), § 7
Biostoffverordnung (BioStoffV), § 8
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), § 9, Abs. 1
Gefährdungsbeurteilung, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR V3
Checklisten Gewaltprävention - Rettungsdienst
Checklisten Rückenprävention - Rettungsdienst

Gefährdungen können u. a. durch Arbeitsmittel, Wechselwirkungen von Anlagen und Maschinen, gefährliche Arbeitsstoffe und
psychische Fehlbelastung am Arbeitsplatz auftreten. Nur wer die Gefahr erkennt, kann wirksame Maßnahmen dagegen
ergreifen.
Die Gefährdungsbeurteilung

verhilft zu einem Überblick über Gefährdungen,
zeigt gezielt Maßnahmen auf, um Gefährdungen zu minimieren,
ermöglicht langfristige Planungen und
fördert die Kooperation.

Effektiver Arbeitsschutz muss systematisch geplant und schrittweise umgesetzt werden. Grundlage für zu treffende
Maßnahmen zur Steigerung von Sicherheit und Gesundheit sind Beurteilungen der Arbeitsbedingungen am Arbeitsplatz. Die
Gefährdungsbeurteilung ist ein Grundelement des betrieblichen Arbeitsschutzes.
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Quellen

Gefährdungsbeurteilung, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR V3
Moderierte Gefährdungsbeurteilung

Die „moderierte Gefährdungsbeurteilung“ ist eine Methode, Sicherheit und Gesundheit im Betrieb in einen Regelkreis von
Verbesserungen zu überführen, in den sowohl betriebliche und gesetzliche Anforderungen als auch die Problemsicht und
Lösungsideen der Beschäftigten eingebunden sind.

Dabei geht es darum, mithilfe einer Moderatorin bzw. eines Moderators innerhalb einer homogenen Gruppe von
Mitarbeitenden gemeinschaftlich die wesentlichen Belastungs- und Gefährdungsfaktoren zu ermitteln. Der Vorteil dieser
Vorgehensweise besteht darin, dass die Beschäftigten aus ihrer Sicht benennen, wodurch sie sich belastet oder gefährdet
sehen.

Hieraus ergibt sich ein realitätsnahes Belastungsbild aus Sicht der Betroffenen. Wichtig bei dieser Methodik ist es, dass immer
nur Mitarbeitende einer Hierarchieebene (z. B. nur Führungskräfte, nur Rettungsassistentinnen/-assistenten usw.) an dem
Workshop teilnehmen, weil sonst die erforderliche Offenheit möglicherweise nicht zustande kommt.

Das Verfahren ist auch geeignet, gemeinsam mit den Teilnehmenden
Lösungsansätze zu entwickeln. Hier kommt dem Unternehmen die
Problemlösungskompetenz der Beschäftigten bezüglich ihres eigenen
Arbeitsplatzes zugute. Voraussetzung ist, dass die Unternehmensleitung
grundsätzlich bereit ist, die Vorschläge der Teilnehmenden zu prüfen und
möglichst auch umzusetzen.

Der große Vorteil dieser Methode ist neben dem partizipativen Ansatz die enorme
Effizienz. Bereits innerhalb weniger Stunden können Probleme präzise analysiert
und wirksame Verbesserungsmaßnahmen erarbeitet werden.

Die moderierte Gefährdungsbeurteilung wurde am Beispiel der ambulanten
Pflege im Rahmen eines Projekts entwickelt und erprobt: Moderierte
Gefährdungsbeurteilung, inqua-pflege, Initiativkreis Gesund Pflegen.

Mit dieser Handlungshilfe, die für Führungskräfte, Fachkräfte für
Arbeitssicherheit, Betriebsärztinnen und -ärzte, Beratende oder Mitarbeitende,
die z. B. Gesundheits- oder Qualitätszirkel leiten, konzipiert ist, können Schritt
für Schritt alle Themen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes behandelt werden. Eine einfache Moderationsmethode hilft, aus
den Antworten zu den Fragen „Was belastet uns bei der täglichen Arbeit?“ und „Was können wir tun?“ praxisnahe
Lösungsvorschläge zu erarbeiten und Vereinbarungen zur Umsetzung zu treffen.

Das Video „Moderierte Gefährdungsbeurteilung“ zeigt, wie sich die Methode für Sicherheit und Gesundheit im Rettungsdienst
und Krankentransport einsetzen lässt.
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Quellen

Gefährdungsbeurteilung, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR V3
Portal Gefährdungsbeurteilung
Gefährdungsbeurteilung, BAuA
Ratgeber zur Ermittlung gefährdungsbezogener Arbeitsschutzmaßnahmen im Betrieb, BAuA

Handlungshilfen sollen den Arbeitgeber bei seiner Aufgabe, den Arbeits- und Gesundheitsschutz seiner Beschäftigten zu
gewährleisten, unterstützen. So sollen Anleitungshilfen zur Erstellung spezieller tätigkeitsbezogener Gefährdungs- und
Belastungschecklisten Hilfestellung geben, Gefährdungen und Belastungen im Unternehmen zu erkennen und Möglichkeiten
zu deren Beseitigung oder Reduzierung zu finden.

Sie können und sollen nicht das innerbetriebliche Zusammenwirken zwischen Arbeitgeber, Führungskräften, Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, Betriebsärztin oder Betriebsarzt, Fachkraft für Arbeitssicherheit, Mitarbeitervertreterinnen und
Mitarbeitervertreter etc. bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen und der zu treffenden Schutzmaßnahmen ersetzen.

Nach dem Arbeitsschutzgesetz vom August 1996 hat der Arbeitgeber
umfangreiche Beurteilungspflichten in Bezug auf Gesundheitsgefährdungen, die
an den Arbeitsplätzen seiner Beschäftigten auftreten können, zu erfüllen.

Der Arbeitgeber hat nicht nur die erforderlichen Maßnahmen zum Arbeits- und
Gesundheitsschutz unter Berücksichtigung aller die Arbeit berührenden
Umstände zu treffen, sondern auch die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit hin zu
überprüfen und erforderlichenfalls diese sich ändernden Gegebenheiten
anzupassen.

Eine wesentliche Voraussetzung für den Arbeitgeber, seinen Pflichten
nachzukommen, ist die auf seinen Betrieb bezogene arbeitsplatz- und
tätigkeitsbezogene Gefährdungsbeurteilung. Hierzu ist eine gezielte und
systematische Ermittlung der bestehenden Gefährdungen und Belastungen, die auf die Beschäftigten einwirken können,
erforderlich.

Die Ermittlung der Gefährdungen und Belastungen am Arbeitsplatz sollte
durchgeführt werden:

als Erstermittlung an bestehenden Arbeitsplätzen,
bei Änderung von Vorschriften bzw. Veränderungen des Standes der
Technik, wenn Einrichtungen wesentlich erweitert oder umgebaut werden,
die Nutzung der Einrichtungen wesentlich geändert wird,
vor Anschaffung neuer Maschinen und Produktionsausrüstungen,
bei wesentlichen Änderungen der Arbeitsorganisation sowie
nach dem Auftreten von Arbeitsunfällen, Beinahe-Unfällen und
arbeitsbedingten Erkrankungen.

Der Arbeitgeber hat die Verpflichtung, das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung,
die festgelegten Maßnahmen des Arbeitsschutzes und das Ergebnis der
Überprüfungen zu dokumentieren.
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Quellen

Bewegen von Menschen im Gesundheitsdienst und in der Wohlfahrtspflege – Hilfestellung zur Gefährdungsbeurteilung
nach der Lastenhandhabungsverordnung, DGUV Information 207-022
Belastungen für Rücken und Gelenke - was geht mich das an?, DGUV Information 208-033
Belastung der Lendenwirbelsäule von Pflegepersonen bei Patiententransfers (IfADo-BGW, Stand 2006)
MEGAPHYS - Mehrstufige Gefährdungsanalyse physischer Belastungen am Arbeitsplatz (Band 1, 1. Auflage 2019)
Untersuchung der physischen Belastungen von Rettungskräften beim Patiententransport in Treppenhäusern, IFA 3/2019

Im Rettungsdienst existiert eine Vielzahl unterschiedlicher Belastungen des
Rückens und der Gelenke, für die jeweils geeignete Beurteilungsverfahren
erforderlich sind. Viele Verfahren können nur von Fachleuten angewendet
werden. Eine weitere Schwierigkeit besteht darin, dass in der Praxis meist
Kombinationen verschiedener Belastungsarten vorkommen. Das dreistufige
Vorgehen der DGUV Information 208-033 ist eine Möglichkeit, allen
Unternehmen die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung bei Belastun​gen des
Muskel-Skelett-Systems zu erleichtern.

Zum Ablaufplan

Stufe 1: Orientierende Gefährdungsbeurteilung

Um sich schnell einen Überblick zu verschaffen, ob und welche Gefährdungen im eigenen Be​trieb überhaupt auftreten können,
empfiehlt sich eine einfache, orientierende Gefährdungs​beurteilung anhand einer Checkliste. Können Belastungen mit Hilfe
der Checkliste und der ergriffenen Maßnahmen nicht eindeutig erkannt bzw. nicht wirksam gemindert werden, so ist eine
vertiefende Gefährdungsbeurtei​lung nach Stufe 2 erforderlich.

Stufe 2: Vertiefende Gefährdungsbeurteilung

Für eine vertiefende Gefährdungsbeurteilung nach Stufe 2 gibt es folgende Gründe:

Eine vermutete Gefährdung kann mit der Checkliste nicht ausreichend beurteilt werden.
Für eine mit der Checkliste erkannte Gefährdung konnte die Belastung nicht wirksam vermindert werden.

In diesen Fällen stehen verschiedene Verfahren zur Verfügung, die eine tiefergehende Ge​fährdungsbeurteilung erlauben.
Leitmerkmalmethoden gehören beispielsweise dazu. Die einzelnen Verfahren richten sich insbesondere an betriebliche
Praktikerinnen und Prakti​ker (Unternehmerinnen und Unternehmer, beauftragte Beschäftigte), Fachkräfte für Arbeitssi​cherheit
sowie Betriebsärztinnen und -ärzte.

Stufe 3: Unterstützung durch externe Spezialistinnen und Spezialisten

Die in dieser Stufe anzuwendenden Verfahren sind in der Regel so komplex, dass ein alleiniges Bearbeiten durch betriebliche
Expertise üblicher​weise nicht möglich ist. Vielmehr ist eine Zusammenarbeit mit arbeitswissenschaftlichen Expertinnen und
Experten, Arbeitsgestalterinnen und -gestaltern, Arbeitsmedizinerinnen und -medizinern und dergleichen erforderlich (z. B. IFA
und IfADo). Beim Vorliegen einer der folgenden drei Punkte ist eine spezielle Gefährdungsbeurteilung nach Stufe 3 notwendig:

Im Anhang 2 der DGUV Information 208-033 ist kein passendes Beurteilungsverfahren für die Anwendergruppe
„Betriebliche Praktikerin/betrieblicher Praktiker“ oder „Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärztin​nen und -ärzte“
aufgeführt.
Es bleiben offene Fragen bei der Durchführung der Gefährdungsbeurteilung oder bei der Auswahl wirksamer Maßnahmen.

Hinweis: 
Der vorstehende Text ist größtenteils der Ziffer 3 der DGUV-Information 208-033 „Belastungen für Rücken und Gelenke – was
geht mich das an?“ entnommen (Stand: September 2013 – aktualisierte Fassung Februar 2016).
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Psychische Erkrankungen sind in den letzten Jahren immer häufiger der Grund für
Krankschreibungen und krankheitsbedingte Frühberentungen. Trotz rückläufiger
Krankenstände in den letzten Jahren wächst der relative Anteil psychischer
Erkrankungen am Arbeitsunfähigkeitsgeschehen. Er kletterte in den vergangenen
40 Jahren von zwei Prozent auf 16,6 Prozent (BKK Gesundheitsreport, 2018).

Aber auch unabhängig von Fehlzeiten wirken sich psychische Belastungen auf
die Gesundheit und auf die Leistungsfähigkeit der Beschäftigten aus.

In der Gefährdungsbeurteilung werden psychische Belastungsfaktoren oft
vernachlässigt. Dies liegt zum einen möglicherweise daran, dass die
Gefährdungen sich nicht einfach ermitteln lassen, da die Beanspruchung durch
psychische Belastungsfaktoren individuell sehr unterschiedlich ist. Auch die
Schutzmaßnahmen sind komplex und vielschichtig und in der Umsetzung
aufwendiger als etwa der Schutz vor Infektionsgefahren. Gleichwohl muss auch
diese Gefährdungsart angemessen in der Gefährdungsbeurteilung berücksichtigt
werden, vor allem im Interesse des Unternehmens selbst.

Was sind maßgebliche psychische Belastungsfaktoren?
Die Tätigkeit selbst kann belastend wirken, etwa wenn

die Beschäftigten nicht ausreichend qualifiziert sind
die Arbeitsmenge in der vorgegebenen Zeit nicht zu bewältigen ist
die Aufgaben ungleich auf die Beschäftigten verteilt sind
die Beschäftigten bei der Aufgabenerfüllung keinen oder wenig Handlungs- und Entscheidungsspielraum haben
der Sinn einer Tätigkeit von den Beschäftigten nicht nachvollzogen werden kann

Auch die Arbeitsumgebung und die Arbeitsbedingungen können belastend sein oder verstärkend wirken, etwa wenn

die Arbeit häufig unterbrochen werden muss
Lärm, schlechtes Licht, ungünstige Klimabedingungen oder räumliche Enge die Arbeit erschweren
Pausen nicht in Anspruch genommen werden können
häufig Überstunden anfallen
die Beschäftigten häufig aus der Freizeit (Wochenende, Urlaub) geholt werden
benötigte Arbeitsmittel, Hilfsmittel und Schutzausrüstungen fehlen
den Beschäftigten Informationen fehlen, die sie zur Bewältigung ihrer Aufgaben benötigen

Großen Einfluss haben in diesem Zusammenhang auch die sozialen Beziehungen. Ungünstig auf das psychische und soziale
Wohlbefinden wirkt es sich aus, wenn

die und der Einzelne vom Team oder vom Vorgesetzten nicht unterstützt wird
die Beschäftigten bei Entscheidungen sowie bei der Arbeitsplanung und -
gestaltung keine Mitsprachemöglichkeit haben
das Verhältnis unter den Beschäftigten oder zum Vorgesetzten oft gereizt ist
es an Vertrauen und gegenseitiger Wertschätzung im Team fehlt
häufig Konflikte auftreten (intern/extern)
berufliche Entwicklungsmöglichkeiten fehlen
das Führungsverhalten wenig mitarbeiterorientiert ist

Viele dieser Belastungsfaktoren erscheinen auf den ersten Blick harmlos. Es ist
die Summe der Belastungen, die zu einer psychischen Fehlbelastung und zu
gesundheitlichen Beeinträchtigungen führen kann. Daher ist es durchaus
lohnenswert, einzelne Belastungsfaktoren zu reduzieren, um damit die
Gesamtbelastung für die Beschäftigten in verträglichen Grenzen zu halten.
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Quellen

Traumatisierende Ereignisse in Gesundheitsberufen, DGUV Information 207-012
Psychische Belastungen – Handlungskonzept zur Gefährdungsbeurteilung, M41
Hilfe gegen Mobbing am Arbeitsplatz, INQA
Stressreport Deutschland 2012, BauA
Leitlinien über den respektvollen und gewaltarmen Umgang mit Patienten und Kollegen
Moderierte Gefährdungsbeurteilung
Betriebsklima und Gesundheit systematisch messen – Anleitung für eine Personalbefragung, BAMGW
Gesundheitsfördernd Führen, BGW-Forschung

Zurückgezogen

Psychische Belastungen am Arbeits- und Ausbildungsplatz – ein Handbuch, DGUV Information 206-010

Analyseverfahren für psychische Belastungen
Viele Belastungsfaktoren lassen sich durch Beobachtung ermitteln. So kann z. B.
die Häufigkeit von Überstunden leicht beurteilt werden. Auch häufige
Arbeitsunterbrechungen oder fehlende bzw. nicht ausreichende Arbeitsmittel,
wie beispielsweise Computerarbeitsplätze zur Pflegedokumentation, sind
schnell ausgemacht. Hier können schnell erste Lösungsansätze entwickelt und
umgesetzt werden.

Für eine Analyse und Beurteilung der Belastungssituation insgesamt eignen sich
Mitarbeiterbefragungen. Mitarbeiterbefragungen lassen erkennen, wo
Belastungsschwerpunkte liegen und somit Maßnahmen am dringlichsten sind.

Die Unfallversicherungsträger, aber auch andere professionelle Anbieter bieten
Befragungsinstrumente an, mit denen gezielt die psychischen Belastungen
ermittelt werden können. Je nach Umfang des Angebotes werden nach der
Analyse bereits Handlungsempfehlungen gegeben.

Andere Erfolg versprechende Methoden sind die moderierte
Gefährdungsbeurteilung sowie die Arbeitssituationsanalyse, die sich im Ansatz
sehr ähneln.

Dabei geht es darum, mithilfe einer Moderatorin bzw. eines Moderators innerhalb einer homogenen Gruppe von Beschäftigten
gemeinschaftlich die wesentlichen Belastungs- und Gefährdungsfaktoren zu ermitteln. Der Vorteil dieser Vorgehensweise
besteht darin, dass die Beschäftigten aus ihrer Sicht benennen, wodurch sie sich belastet oder gefährdet sehen.

Hieraus ergibt sich ein realitätsnahes Belastungsbild aus der Sicht der Betroffenen. Wichtig bei dieser Methodik ist es, dass
immer nur Beschäftigte einer Hierarchieebene (nur Führungskräfte, nur Rettungsassistenten usw.) an dem Workshop
teilnehmen, weil sonst die erforderliche Offenheit nicht zustande kommt.

Das Verfahren ist auch geeignet, gemeinsam mit den Teilnehmern Lösungsansätze zu entwickeln. Hier kommt dem
Unternehmen die Problemlösungskompetenz der Beschäftigten bezüglich ihres eigenen Arbeitsplatzes zugute. Voraussetzung
ist, dass die Unternehmensleitung grundsätzlich bereit ist, die Vorschläge der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu prüfen und
möglichst auch umzusetzen.

Der große Vorteil dieser Methode ist neben dem partizipativen Ansatz die enorme Effizienz. Bereits innerhalb weniger Stunden
können Probleme präzise analysiert und wirksame Verbesserungsmaßnahmen erarbeitet sein.
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Räume mit freier Lüftung (Fensterlüftung) müssen regelmäßig gelüftet werden,
vorzugsweise durch Querlüftung. Mit Hilfe der DGUV-App "CO2-Timer"  lassen
sich geeignete Lüftungsintervalle berechnen.

Mobile Raumluftreiniger können das Lüften nicht ersetzen, u. a. sorgen sie nicht
für den notwendigen Luftaustausch, um z. B. die CO2-Konzentration zu
verringern. Ein Betrieb mobiler Raumluftreiniger kann lediglich als ergänzende
Maßnahme zur Verringerung der Virenlast sinnvoll sein, wo eine freie Lüftung
über Fenster nur eingeschränkt möglich oder keine raumlufttechnische Anlage
(zentral oder dezentral) eingebaut ist.

Räume ohne Lüftungsmöglichkeit, zum Beispiel Räume, deren Fenster sich nicht öffnen lassen, können auch mit mobilen
Raumluftreinigern nicht als Arbeits- bzw. Unterrichtsräume genutzt werden.

Wichtig ist: Um Infektionen zu vermeiden, müssen die AHA-Regeln – Abstand halten, Hygienemaßnahmen beachten und
Atemmaske tragen – weiter beachtet werden. Weder Lüften noch ein ergänzender Einsatz von mobilen Raumluftreinigern kann
eine direkte Übertragung von luftgetragenen Viren verhindern, wenn der Mindestabstand von 1,5 Metern unterschritten wird.

Konsequentes Lüften mit Frischluft hat sich als wichtiger Beitrag zum Infektionsschutz bewährt, egal ob am Arbeitsplatz, in
Schulen oder zu Hause. Wie es richtig geht, zeigen das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), die Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) und die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) in der bundesweiten
Aktion #LüftenHilft.

Hinweis:

Der vorstehende Text wurde überwiegend der Kampagne #LüftenHilft – der DGUV entnommen ( www.dguv.de).

RW Sicherer Rettungsdienst | RettungswacheZugehörige Themen
LüftenHilft

www.sicherer-rettungsdienst.de       Seite 36



Bei luftübertragenen Infektionskrankheiten und insbesondere in Verbindung mit
der Covid-19-Pandemie muss als persönliche Schutzausrüstung mindestens eine
filtrierende Halbmaske vom Typ FFP2 oder FFP3 getragen werden. Persönliche
Schutzausrüstung soll primär die Trägerin/den Träger schützen, nicht jedoch die
Patientin/den Patienten. Mund-Nasen-Bedeckung (MNB) und medizinische
Gesichtsmasken, die auch als OP-Masken bezeichnet werden, sind keine
persönliche Schutzausrüstung.

Eine Übersicht über die Verwendung von partikelfiltrierenden Halbmasken (FFP-
Masken) als persönliche Schutzausrüstung findet sich in entsprechenden
Hinweisen des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)
„Hinweise des BfArM zur Verwendung von Mund-Nasen-Bedeckungen,
medizinischen Gesichtsmasken sowie partikelfiltrierenden Halbmasken (FFP-Masken)“ sowie im „Maskenkompass“ der BGW.

Mund-Nasen-Bedeckungen (MNB) dürfen momentan bei Tätigkeiten im Krankenhaus/Rettungsdienst gar nicht getragen
werden.

Verwendung von Masken des Typs KN95 aus China

Infolge des Versorgungsengpasses zu Beginn der Pandemie haben Bundes- und Länderbehörden oder andere Institutionen,
wie z. B. die Kassenärztliche Vereinigung, notwendige Atemschutzmasken beschafft. Hierunter befanden sich auch zahlreiche
partikelfiltrierende Halbmasken aus China mit der Bezeichnung KN95 nach dem chinesischen Standard GB 2626 für einen
Einsatz im Gesundheitswesen. Aufgrund der noch vorhandenen Anzahl der KN95-Masken stellt sich die Frage, ob diese Masken
weiterhin verwendet werden dürfen.

Die Versorgung mit Masken ohne CE-Kennzeichnung wird in der "Verordnung zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung
mit Produkten des medizinischen Bedarfs bei der durch das Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten Krisenlage (Medizinischer
Bedarf Versorgungssicherstellungsverordnung - MedBVSV)" geregelt.

Informationen zur Bereitstellung und Verwendung von Schutzausrüstung ohne CE-Kennzeichnung hat die Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) zusammengestellt.

Partikelfiltrierende Halbmasken aus China nach dem chinesischen Standard GB 2626 und der Bezeichnung KN95 für einen
Einsatz im Gesundheitswesen durften bis zum 30.09.2020 nach vereinfachten Prüfgrundsätzen der Zentralstelle der Länder für
Sicherheitstechnik (ZLS) geprüft und bereitgestellt werden.

Zugelassene Prüfinstitute waren u. a. DEKRA Testing and Certification GmbH, TÜV NORD CERT GmbH, Textilforschungsinstitut
Thüringen-Vogtland e. V., ift Rosenheim GmbH, TÜV Rheinland LGA Products GmbH und PAConsult GmbH.

Nach erfolgreicher Prüfung durften diese Masken mit der Bezeichnung KN95 dann ohne Konformitätsbewertung und ohne
Anbringung einer CE-Kennzeichnung auf der Maske auf dem deutschen Markt bereitgestellt werden.

Eine Verwendung dieser Masken mit der Bezeichnung KN95 im Gesundheitsdienst ist jedoch nur zulässig, wenn die kleinste
Verpackungseinheit oder die Maske selbst als Corona-Virus-Pandemie-Atemschutzmasken "CPA“ oder als „Pandemie-
Atemschutzmaske" gekennzeichnet ist. Weiterhin muss der kleinsten Liefereinheit ein Prüfbericht und ein
Bewertungsschreiben des verantwortlichen Prüfinstituts beiliegen.

Hersteller, Importeure und Händler oder Lieferanten müssen entsprechende Nachweise für Masken für das Gesundheitswesen
beibringen können:

a. Bundesgesundheitsministerium (BMG) oder die ausliefernde Stelle, wenn die Masken durch den Bund (z. B.
Beschaffungsstab beim BMG, Auslieferung erfolgte durch entsprechende Dienstleister) beschafft wurden,

b. Die jeweiligen Länderbehörden zu Masken, die durch Länderbehörden bereitgestellt wurden oder werden,
c. Zu Masken, die z. B. von den Kassenärztlichen Vereinigungen oder den Kommunen beschafft und bereitgestellt wurden

oder werden, durch die jeweilige Institution.
d. Für Masken, die im freien Handel beschafft wurden, muss der Händler jeder Auslieferungseinheit eine behördliche

Bescheinigung über den bestandenen vereinfachten Prüfgrundsatz nach § 9 Abs. 2 MedBVSV beilegen. Masken, die aus
den Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada, Australien oder Japan kommen und die nach § 9 Abs. 1 MedBVSV
beschafft wurden, sollten Herstellerinformationen, Gebrauchs- oder Bedienungsanleitungen (eventuell auch nicht in
deutscher Sprache) beiliegen, die zum jeweiligen Einsatzbereich informieren.
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KN95-Masken nach dem chinesischen Standard GB 2626 können mit Kennzeichnungen wie "non medical use", "This product is
a non-medical device" versehen sein. Auch diese Masken sind für den Einsatz im medizinischen Bereich geeignet und
zugelassen, wenn diese Masken zuvor das oben beschriebene vereinfachte Bewertungsverfahren der Zentralstelle der Länder
für Sicherheitstechnik (ZLS) bestanden haben und ausdrücklich als Corona-Pandemie-Atemschutzmaske („CPA“)
gekennzeichnet sind.

Seit dem 01.10.2020 dürfen partikelfiltrierende Halbmasken aus China mit der Bezeichnung KN95 für einen Einsatz im
Gesundheitswesen nicht mehr nach vereinfachten Prüf- und Zulassungsverfahren verkauft und in Verkehr gebracht werden.
Gekaufte Bestände an KN95-Masken, die bis zum 30.09.2020 aufgrund der geltenden Bestimmungen in Verkehr gebracht
wurden, können verwendet und aufgebraucht werden.

Fehlen bei Masken ohne eine CE-Kennzeichnung eine Bescheinigung für einen bestandenen vereinfachten Prüfgrundsatz im
Sinne der MedBVSV durch ein zugelassenes Prüflabor, so muss davon ausgegangen werden, dass diese Masken die
grundlegenden Sicherheits-und Gesundheitsschutzanforderungen nicht erfüllen und somit nicht zuverlässig vor luftgetragenen
Infektionskrankheiten schützen. Diese Halbmasken sollten nicht verwendet werden.

Normkonforme FFP2-Masken müssen wie folgt gekennzeichnet sein.

Informationen zu nicht geeigneten Atemschutzmasken finden sich beispielsweise hier.

Die Filterqualität von einigen Atemschutzmasken mit der Bezeichnung KN95 hat die zuständige belgische Behörde
veröffentlicht.
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Die arbeitsmedizinische Vorsorge gehört zu den betrieblichen Präventionsmaßnahmen im Betrieb. Sie dient der Früherkennung
arbeitsbedingter Gesundheitsstörungen sowie der Feststellung, ob bei der Ausübung einer bestimmten Tätigkeit eine erhöhte
gesundheitliche Gefährdung besteht. Die Vorsorge beinhaltet ein ärztliches Beratungsgespräch sowie körperliche oder
klinische Untersuchungen. Der oder die Beschäftigte kann diese Untersuchungen ablehnen. Erkenntnisse aus der Vorsorge
können für die Gefährdungsbeurteilung und für sonstige Maßnahmen des Arbeitsschutzes genutzt werden. Impfungen sind als
Bestandteil der arbeitsmedizinischen Vorsorge den Beschäftigten anzubieten, soweit das Risiko einer Infektion
tätigkeitsbedingt und im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung erhöht ist. Die Vorsorge umfasst nicht den Nachweis der
gesundheitlichen Eignung für berufliche Anforderungen.

Die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) unterscheidet drei Kategorien der Vorsorge:

Pflichtvorsorge
Angebotsvorsorge
Wunschvorsorge

Die Pflichtvorsorge ist eine arbeitsmedizinische Vorsorge, die der Arbeitgeber bei bestimmten besonders gefährdenden
Tätigkeiten zu veranlassen hat. Diese Tätigkeiten sind im Anhang der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge konkret
aufgeführt. Der Arbeitgeber darf eine Tätigkeit nur ausüben lassen, wenn zuvor eine Pflichtvorsorge durchgeführt worden ist.
Dies führt dazu, dass Beschäftigte verpflichtet sind, an dem Vorsorgetermin teilzunehmen. Wird die Pflichtvorsorge nicht oder
nicht rechtzeitig vom Arbeitgeber veranlasst, droht diesem ein Bußgeld und unter bestimmten Umständen sogar eine Strafe
(siehe § 10 ArbmedVV).

Die Angebotsvorsorge ist eine arbeitsmedizinische Vorsorge, die der Arbeitgeber den Beschäftigten bei bestimmten
gefährdenden Tätigkeiten anzubieten hat. Diese Tätigkeiten sind ebenfalls im Anhang der Verordnung zur arbeitsmedizinischen
Vorsorge konkret aufgeführt. Wird eine Angebotsvorsorge nicht oder nicht rechtzeitig angeboten, kann dies wie oben geahndet
werden. Der/die Beschäftigte kann das Angebot der arbeitsmedizinischen Vorsorge ohne arbeitsrechtliche Konsequenzen
ablehnen.

Die Wunschvorsorge ist eine arbeitsmedizinische Vorsorge, die bei Tätigkeiten, bei denen ein Gesundheitsschaden nicht
ausgeschlossen werden kann, auf Wunsch des oder der Beschäftigten ermöglicht werden muss.

Eine Angebots- oder Pflichtvorsorge der Beschäftigten im Rettungsdienst ist
entsprechend der Gefährdungsbeurteilung vom Arbeitgeber zu veranlassen,
beispielsweise bei:

Feuchtarbeit gemäß Ziff. 2.4, TRGS 401, Technische Regeln Gefahrstoffe
Infektionsgefahren im Sinne des Anhangs der ArbMedVV Teil 2
Rückenbelastenden Tätigkeiten gemäß AMR 13.2. (Tätigkeiten mit
wesentlich erhöhten körperlichen Belastungen mit
Gesundheitsgefährdungen für das Muskel-Skelett-System)
Arbeitsmedizinische Regeln (AMR)

Der Arbeitgeber hat zu ermitteln, ob die Kriterien für Feuchtarbeit vorliegen. Zur
Feuchtarbeit gehören Tätigkeiten, bei denen die Beschäftigten regelmäßig mehr
als zwei Stunden pro Tag mit ihren Händen Arbeiten im feuchten Milieu
ausführen oder häufig bzw. intensiv ihre Hände reinigen müssen oder über einen
entsprechenden Zeitraum Schutzhandschuhe mit Okklusionseffekt (Wärme- und
Feuchtigkeitsstau) tragen. Zeiten der Arbeiten im feuchten Milieu und Zeiten des Tragens von flüssigkeitsdichten Handschuhen
sind zu addieren. [1510]

Bei Feuchtarbeit von mehr als zwei Stunden pro Tag ist eine Angebotsvorsorge und bei mehr als vier Stunden eine
Pflichtvorsorge erforderlich.
TRGS 401 Ziffer 8
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Wenn z. B. Tätigkeiten ausgeführt werden, bei denen es regelmäßig und in größerem Umfang zu Kontakt mit
Körperflüssigkeiten, -ausscheidungen oder -gewebe kommen kann, muss der Arbeitgeber nach der Verordnung zur
arbeitsmedizinischen Vorsorge vor Beginn der Tätigkeit eine arbeitsmedizinische Vorsorge auf Hepatitis B und Hepatitis C
veranlassen. Eine Immunisierung gegen impfpräventable Erkrankungen (z. B. Hepatitis B) ist kostenlos anzubieten, soweit das
Risiko einer Infektion tätigkeitsbedingt und im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung erhöht ist. Aktuelle Informationen über
empfohlene Impfungen stellt das Robert Koch-Institut (RKI) im Internet in der Rubrik „Impfen“ bereit. Die Beschäftigten können
aus persönlichen Gründen eine Impfung verweigern. Der Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung besteht auch dann in
vollem Umfang.

Die Rückenbelastung der Einsatzkräfte ist im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung anhand der sogenannten
Leitmerkmalmethode „Heben und Tragen“ zu ermitteln. Bei einer erreichten Punktzahl des Risikobereichs 3 hat der Arbeitgeber
gemäß AMR 13.2 eine Angebotsvorsorge anzubieten.

Der Arbeitgeber hat die Untersuchungen so zu organisieren, dass sie fristgerecht
veranlasst, angeboten oder ermöglicht werden. Erstuntersuchung und
Nachuntersuchungen sind in regelmäßigen Abständen durchzuführen. Die
Vorsorgefristen sind gemäß AMR 2.1 „Fristen für die Veranlassung/das Angebot
arbeitsmedizinischer Vorsorge“ durchzuführen.

Die arbeitsmedizinische Vorsorge ist während der Arbeitszeit durchzuführen. Sie
soll nicht zusammen mit Untersuchungen, die dem Nachweis der
gesundheitlichen Eignung für berufliche Anforderungen dienen, durchgeführt
werden, es sei denn, betriebliche Gründe erfordern dies. In diesem Fall hat der
Arbeitgeber den Arzt oder die Ärztin zu verpflichten, die unterschiedlichen
Zwecke von arbeitsmedizinischer Vorsorge und Eignungsuntersuchung
gegenüber dem oder der Beschäftigten offenzulegen. ArbmedVV § 3 (3)

Das Untersuchungsergebnis der Vorsorge unterliegt der ärztlichen
Schweigepflicht. Der Arbeitgeber erhält lediglich eine Vorsorgebescheinigung
darüber, dass, wann und aus welchem Anlass ein arbeitsmedizinischer
Vorsorgetermin stattgefunden hat und wann eine weitere arbeitsmedizinische Vorsorge aus ärztlicher Sicht angezeigt ist
(siehe „Arbeitsmedizinische Prävention – Fragen und Antworten“ des Ausschusses für Arbeitsmedizin (AfAMed) FAQ Nummer
1.18).

Ferner muss der Arzt/die Ärztin dem Arbeitgeber Maßnahmen des Arbeitsschutzes vorschlagen, wenn diese nicht ausreichen.
Darüber hinaus darf der Arzt/die Ärztin keine Auskünfte an den Arbeitgeber oder andere Dritte geben, beispielsweise zu
Befunden oder Diagnosen, es sei denn, dass der/die Beschäftigte dies im Einzelfall ausdrücklich wünscht (siehe
„Arbeitsmedizinische Prävention – Fragen und Antworten“ des Ausschusses für Arbeitsmedizin (AfAMed) FAQ Nummer 1.29 ).

Der Arbeitgeber hat eine Vorsorgekartei zu führen mit Angaben über den Anlass und das Datum der durchgeführten
arbeitsmedizinischen Vorsorge. Die Angaben sind bis zur Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses aufzubewahren und
anschließend zu löschen.

Für weitergehende Fragen zur arbeitsmedizinischen Vorsorge können Sie in der Schrift  „Arbeitsmedizinische Prävention –
Fragen und Antworten“ des Ausschusses für Arbeitsmedizin (AfAMed) weitere Hinweise finden.

Eignungsuntersuchung im Rettungsdienst

Eine Eignungsuntersuchung ist zulässig, wenn ihre Durchführung in einer
speziellen Rechtsvorschrift auf gesetzlicher Grundlage ausdrücklich
vorgeschrieben ist. Dafür hat der Gesetz- und Verordnungsgeber in Bezug auf
bestimmte Personengruppen und Arbeitsbereiche, in denen eine besondere
Verantwortung für Dritte zu tragen ist, die rechtliche Grundlage geschaffen, z. B.
für Pilotinnen und Piloten, Busfahrerinnen und Busfahrer,
Triebfahrzeugführerinnen und Triebfahrzeugführer oder Rettungsdienstkräfte.

In Abgrenzung zu Untersuchungen, die im Rahmen der arbeitsmedizinischen
Vorsorge erfolgen, sind Eignungsuntersuchungen solche, die mehr im Interesse
des Unternehmers (Kommune, Arbeitgeber) liegen oder zum Schutz Dritter
erfolgen, um die körperlichen oder psychomentalen Fähigkeiten einer
Einsatzkraft zur Durchführung bestimmter Tätigkeiten feststellen zu können. Die
gesetzliche Grundlage für die Eignungsuntersuchungen im Rettungsdienst ist
das Rettungsgesetz NRW (RettG). Dort wird in § 4 (2) gefordert, dass die
gesundheitliche und körperliche Eignung aufgrund einer ärztlichen
Untersuchung durch ein ärztliches Zeugnis vor Aufnahme der Tätigkeit nachzuweisen ist. Die ärztliche Untersuchung ist alle
drei Jahre zu wiederholen.
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Quellen

Rettungsgesetz NRW
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV)
Gefährdung durch Hautkontakt - Ermittlung, Beurteilung, Maßnahmen, Technische Regel für Gefahrstoffe, TRGS 401
Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, Technische Regel für Biologische
Arbeitsstoffe, TRBA 250
Arbeitsmedizinische Prävention – Fragen und Antworten des Ausschusses für Arbeitsmedizin (AfAMed)
Impfen, Robert Koch-Institut
Übersicht: Arbeitsmedizinische Regeln, AMR
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Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM) ist das Ausgestalten, Steuern und
Entwickeln betrieblicher Strukturen und Prozesse mit dem Ziel, Arbeit,
Organisation und Verhalten am Arbeitsplatz zum Wohle der Mitarbeitenden und
des Unternehmens gesundheitsförderlich zu gestalten. Das Ziel des BGM ist es,
Belastungen der Beschäftigten am Arbeitsplatz zu minimieren und die
persönlichen Ressourcen zu stärken. Durch die Gestaltung der
Arbeitsbedingungen wird auf der einen Seite die Motivation und Gesundheit
nachhaltig gefördert und auf der anderen Seite die Produktivität, Produkt- und
Dienstleistungsqualität des Rettungsdienstes erhöht. Neben Vorteilen für die
Mitarbeitenden kann sich das BGM auch positiv auf das Image des
Rettungsdienstes und der Bindung zu den Mitarbeitenden auswirken.

Organisation

Im BGM laufen alle gesundheitsbezogenen Aktivitäten zusammen. Dazu gehören die Maßnahmen zum Arbeitsschutz, zum
betrieblichen Eingliederungsmanagement sowie zur betrieblichen Gesundheitsförderung. Die Organisation aller
gesundheitsbezogenen Aktivitäten eines Betriebs im Rahmen eines betrieblichen Gesundheitsmanagements hat den Vorteil,
dass Gesundheit so als betriebliches Ziel verankert werden kann. Dadurch ist auch eine Einbindung in vorhandene
Managementprozesse möglich.

Verantwortlich für die Umsetzung des BGM ist der Träger des Rettungsdienst. Er benennt für die Umsetzung z. B. eine
innerbetriebliche Gesundheitsmanagerin/einen innerbetrieblichen Gesundheitsmanager. Weiterhin sind folgende wichtige
Akteure innerhalb eines Betriebes am BGM beteiligt:

Personalabteilung
Personal-/Betriebsrat
Betriebsärztin/-arzt
Fachkraft für Arbeitssicherheit

Die wichtigsten überbetrieblichen Akteure sind die Krankenkassen (auf der Grundlage von § 20 SGB V) und die
Unfallversicherungsträger (auf der Grundlage von § 14 SGB VII).

Durchführung

Grundlage für den Aufbau eines BGM sind Daten über die Belastungen und Beanspruchungen von Mitarbeitenden sowie über
die Gesundheit. Diese können aus der Gefährdungsbeurteilung, der Fehlzeiten-Analysen oder der Daten der gesetzlichen
Krankenkassen gewonnen werden. Weiterhin werden zur aktiven Beteiligung der Beschäftigten und Führungskräfte
Gesundheitszirkel, Workshops zu Zielfindung und Befragungen von Mitarbeitenden durchgeführt. Durch individuelle Analyse-
und Auswertmethoden werden Problemfelder im Betrieb ermittelt und der Handlungsbedarf sowie geeignete Maßnahmen
festgelegt.

Als Ausgangsbasis bieten sich die gesetzlich verbindlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes an. Eine Schlüsselrolle spielen
hier die Gefährdungsbeurteilung und die daraus folgenden Interventionen. Auch das ebenfalls gesetzlich verankerte
betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) kann als Einstieg in den Aufbau eines Gesundheitsmanagements bzw. einer
gesundheitsförderlichen Organisation genutzt werden.

Maßnahmen

Ein großer Teil der im BGM zu organisierenden Maßnahmen ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung und basiert damit auf
dem Arbeitsschutzgesetz. Der Ablauf der Gefährdungsbeurteilung – also die Planung, Durchführung, Evaluation und
Dokumentation – ist gesetzlich festgeschrieben. Arbeitsschutzmaßnahmen reichen vom Schutz vor physischen Gefährdungen
durch Hitze, Kälte oder Gefahrstoffe über arbeitsmedizinische Vorsorge bis hin zu organisatorischen Interventionen zum Abbau
psychischer Belastungen.

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Möglichkeiten, zusätzliche gesundheitsbezogene Aktivitäten durchzuführen. Das
können einzelne Kurse und Seminare (z. B. zu Bewegung, Stressreduktion, Nikotinentwöhnung, Ernährung) ebenso sein wie
zusätzliche Vorsorgeangebote oder auch die umfassende gesundheitsförderliche Organisationentwicklung.

Bei der Auswahl von Maßnahmen sollte ihre nachgewiesene Wirksamkeit, idealerweise in Bezug auf festgelegte
Gesundheitsziele, ausschlaggebend sein. Dafür bietet sich der Rückgriff auf Wirksamkeitsanalysen an, die mit den Methoden
der evidenzbasierten Arbeitsmedizin erstellt wurden. Eine Übersicht zum Nutzen betrieblicher Präventionsmaßnahmen liefert
z. B. die systematische Literaturauswertung der Initiative Gesundheit und Arbeit (iga-Report 28).
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Quellen

IAG, Institut für Arbeit und Gesundheit der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung -DGUV, DGUV Information
Siebtes Buch Sozialgesetzbuch, SGB VII, § 14
Primäre Prävention und Gesundheitsförderung, SGB V § 20
Betriebliches Gesundheitsmanagement, BAuA, Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
Ratgeber Betriebliches Gesundheitsmanagement, RGM15

Wenn das Ziel eine gesundheitsförderliche Organisation in einem umfassenden Sinn ist, sollten die Beschäftigten soweit wie
möglich in alle Prozesse einbezogen werden. Für diese Beteiligung, die von der Analyse bis zur Umsetzung von Maßnahmen
reichen sollte, bieten sich z. B. der Arbeitsschutzausschuss oder auch Gesundheitszirkel an. Mehr Informationen dazu finden
Sie auf den Seiten der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung  und der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin, BAuA.

Qualifizierung

Qualifizierung zum Thema BGM bietet das IAG (Institut für Arbeit und Gesundheit) mit der Ausbildung zur
Gesundheitsmanagerin/zum Gesundheitsmanager im Betrieb umfassend an. Außerdem gibt es eine Reihe von Seminaren, die
die eigene Gesundheit und Gesundheitskompetenz stärken, z. B. im Umgang mit Stress. Für den Bereich
Arbeitsschutzmanagement bietet das IAG eine Seminarreihe an, die sowohl Grundlagen als auch die Weiterqualifizierung zur
Begutachterin/zum Begutachter und Beraterin/Berater umfasst.

Neben der Umsetzung der Forschungsergebnisse in die Praxis bietet das IAG in diesem Themenfeld Unterstützung bei
Arbeitsanalysen, Befragungen von Mitarbeitenden sowie Coaching und Moderation von Gruppenprozessen an (
https://www.dguv.de/iag/themen/as-management/index.jsp).
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Können Gefährdungen am Arbeitsplatz nicht durch technische Schutzmaßnahmen, durch Änderung des Arbeitsverfahrens oder
durch Verwendung ungefährlicher Stoffe und Zuberei​tungen vermieden werden, ist es erforderlich, auf das sicher​heitsgerechte
Verhalten der Beschäftigten einzuwirken.

Dazu gehören organisatorische Maßnahmen, die Bereitstellung persönlicher Schutzausrüstung sowie die Unterweisung und
Information der Beschäftigten. Betriebsanweisungen sind dabei ein wichtiges Instrument.

Der Begriff „Betriebsanweisung“ wird in Unfallverhütungsvor​schriften seit längerer Zeit verwendet und ist innerhalb der
Unfallversicherungsträger begrifflich festgelegt worden. Danach ist die Betriebsanweisung vom Unternehmer an die
Versicherten gerichtet, regelt das Verhalten im Betrieb zur Vermeidung von Unfall- und Gesundheitsgefahren und dient als
Grundlage für Unterweisungen.

Die tätigkeitsbezogene Betriebsanweisung ist an geeigneter Stelle im Betrieb
bekannt zu machen. Auch im staatlichen Recht wird die „Betriebsanweisung“
gefordert, z. B. im Arbeitsschutz​gesetz oder der Betriebssicherheitsverordnung.

Eine zusätzliche konkrete Verpflichtung für den Unternehmer ergibt sich daraus,
dass in immer mehr fachspezifischen Unfall​verhütungsvorschriften und
staatlichen Arbeitsschutzvorschrif​ten auf den jeweiligen Anwendungsfall
bezogene Betriebsan​weisungen gefordert werden.

Ihre Nichterstellung kann als Ordnungswidrigkeit mit einem Bußgeld belegt
werden. Der Unternehmer kann diese Unter​nehmerpflicht an von ihm eingesetzte
Beauftragte – im Allgemeinen den zuständigen Vorgesetzten für einen
bestimmten Arbeitsbereich – delegieren.

Fachkräfte für Arbeitssicherheit und Betriebsärztinnen und -ärzte sollten
beratend mitwirken. Darüber hinaus empfiehlt sich die Beteiligung der
betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter; dies wirkt motivierend auf die
Beachtung der Betriebsanweisungen.

Für die Erstellung von Betriebsanweisungen beim Umgang mit Gefahrstoffen
enthält die Technische Regel für Gefahrstoffe TRGS 555 „Betriebsanweisung und
Information der Beschäftigten“ besondere Hinweise.

Die Beschäftigten sind verpflichtet, die Betriebsanweisungen einzuhalten. Dies
folgt aus § 15 Grundsätze der Prävention - DGUV Vorschrift 1 , wonach Weisungen
des Unternehmers zum Arbeitsschutz zu befolgen sind, mit Ausnahme von
Weisungen, die erkennbar gegen Sicherheit und Gesundheit gerichtet sind.

Die inhaltliche Gestaltung von Betriebsanweisungen unterliegt dem
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates nach § 87 Abs. 1 Ziffer 7
Betriebsverfassungsgesetz. Unternehmer, die entgegen der § 14
Gefahrstoffverordnung oder einer konkreten Unfallverhü​tungsvorschrift keine
Betriebsanweisung erstellen, handeln ordnungswidrig.

Betriebsanweisungen sind in verständlicher Form und in der Sprache der
Beschäftigten abzufassen. Diese Forderung beinhaltet, dass das Sprachniveau
dem der Beschäftigten anzupassen ist und unnötige Fremdwörter und Umschrei​‐
bungen vermieden werden. Entscheidend ist, dass die Beschäftigten die sachlichen Inhalte der Betriebsanweisung verstehen
und in der betrieblichen Praxis anwenden können. Gegebenenfalls sind Sachverhalte durch bildliche Darstellungen zu
verdeutlichen. Soweit die Beschäftigten nicht ausreichend der deutschen Sprache mächtig sind, kann es erforderlich sein,
Betriebsanweisungen in andere Sprachen zu übersetzen.
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Quellen

Gefahrstoffe im Gesundheitsdienst, DGUV Information 213-032
Sicherheit durch Betriebsanweisungen, DGUV Information 211-010
Betriebsanweisung und Information der Beschäftigten, Technische Regel für Gefahrstoffe, TRGS 555

Bei der Ausarbeitung von Betriebsanweisungen können insbesondere folgende
Punkte Berücksichtigung finden:

1. Anwendungsbereich
2. Gefahren für Mensch und Umwelt
3. Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln
4. Verhalten bei Störungen
5. Verhalten bei Unfällen, Erste Hilfe
6. Instandhaltung
7. Folgen der Nichtbeachtung

Die Punkte 2 und 7 dienen insbesondere der Motivation. Alle Punkte stehen in
einem besonderen Zusammenhang, d. h., zu den angegebenen Gefahren müssen
auch Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln folgen.

Für Betriebsanweisungen gemäß § 14 GefStoffV ist eine Gliederung der Inhalte
gemäß TRGS 555 zwingend vorgegeben:

1. Arbeitsbereiche, Arbeitsplatz, Tätigkeit
2. Gefahrstoff (Bezeichnung)
3. Gefahren für Mensch und Umwelt
4. Schutzmaßnahmen, Verhaltensregeln
5. Verhalten im Gefahrfall
6. Erste Hilfe
7. Sachgerechte Entsorgung

Einige Institutionen bzw. Anbieter stellen Musterbetriebs​anweisungen ins Internet (s. Sicherheit durch Betriebsanweisungen,
DGUV Information 211-010).
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Quellen

Fahrzeuge, DGUV Vorschrift 71
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO), § 31
Rettungsdienstfahrzeuge und deren Ausrüstung – Krankenkraftwagen, DIN EN 1789
Krankentransportmittel im Krankenkraftwagen, DIN EN 1865-1

Der Rettungsdienstbetrieb trägt als Halter der Fahrzeuge die Verantwortung für
einen sicheren Betriebsablauf. Hierzu zählt insbesondere die Sicherstellung der
Betriebs- und Verkehrssicherheit der Fahrzeuge.

Rettungsdienstverantwortliche sind für die Bereitstellung der betriebs- und
verkehrssicheren Fahrzeuge verantwortlich. Einsätze dürfen nur angeordnet oder
zugelassen werden, wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind.

Der Unternehmer darf den Einsatz nicht anordnen oder zulassen, wenn ihm
bekannt ist oder bekannt sein muss, dass Fahrzeuge nicht vorschriftsmäßig sind
oder dass die Verkehrssicherheit von Fahrzeugen nicht gewährleistet werden
kann (§ 31 (2) StVZO).

Bei der Ausgestaltung von Fahrzeugen sind insbesondere die Anforderungen der Unfallverhütungsvorschrift „ Fahrzeuge, DGUV
Vorschrift 71" zu erfüllen. Zudem ergeben sich Anforderungen nach DIN EN 1789 „Rettungsdienstfahrzeuge und deren
Ausrüstung – Krankenkraftwagen“ und DIN EN 1865 „Festlegungen für Krankentragen und andere Krankentransportmittel im
Krankenkraftwagen“.
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Abfrage der Rahmenbedingungen am Einsatzort
Bereits bei der Einsatzplanung können entscheidende Weichen gestellt werden, um die Belastung für das Muskel-Skelett-
System von Mitarbeitenden zu reduzieren.

Notfalleinsatz
Bei der Annahme eines Notrufs in der Leitstelle sollten neben den bekannten Fragen, wenn möglich, bereits weitere für den
Abtransport wichtige Informationen eingeholt werden wie z. B.:

Wie lang ist die Wegstrecke von der Straße/Parkmöglichkeit des Fahrzeugs bis zum Einsatzort?
In welcher Etage befindet sich der Einsatzort?

Ist ein Aufzug vorhanden? Wenn ja, ist in diesem der Transport mit einer Trage möglich?
Kann der Aufzug bei Bedarf verlängert werden?
Ist ein Schlüssel zur Verlängerung des Aufzugs notwendig? Wenn ja, wer hat den Schlüssel?

Treppenhaus: Gibt es besondere Bedingungen wie zum Beispiel eine Wendeltreppe oder sonstige Engstellen?
Wie hoch ist das Gewicht der Patientin bzw. des Patienten (ggf. geschätzt)?

Sind diese Informationen bei Einsatzbeginn bereits vorhanden oder werden sie unmittelbar nach Eintreffen der ersten
Rettungskräfte an die Leitstelle gemeldet, können parallel zu den medizinischen Erfordernissen weitere Überlegungen
angestellt und Entscheidungen bezüglich des Abtransports getroffen werden. So kann dieser später zügig und ohne Zeitverlust
vonstattengehen.

Es kommt auch immer häufiger zu Situationen, in denen Patientinnen und Patienten, meistens schwergewichtige Personen,
nicht über die „normalen“ Wege, wie Flure und Treppenhäuser, transportiert werden können.

Dann können zum Beispiel folgende Maßnahmen notwendig werden:

Evakuierungsstuhl anfordern, soweit dieser nicht zur Standardausrüstung des Fahrzeugs gehört
Tragehilfe nachfordern (3. oder 4. Person?)
Technische Unterstützung durch die Feuerwehr hinzuziehen
Alarmierung einer Drehleiter mit Korb, um die Patientin bzw. den Patienten über einen Balkon/ein Fenster auszuleiten
Bei schwierigen Verhältnissen, die den Einsatz einer Drehleiter nicht zulassen, sollte der Einsatz von Höhenrettern in
Betracht gezogen werden (ggf. in Kombination mit einem Kran)

Diese Vorüberlegungen nützen nicht nur Patientinnen und Patienten hinsichtlich eines schnellen Abtransports, sondern auch
den Rettungskräften, da sich hierdurch die Belastung des Muskel-Skelett-Systems deutlich reduzieren lässt, wenn geeignete
technische Hilfsmittel zur Verfügung stehen oder zumindest eine ausreichende Anzahl von Personen für die manuelle
Lastenhandhabung verfügbar ist. Improvisationen sind so bei bestehendem Zeitdruck vermeidbar, und die eigenen
Belastungsgrenzen müssen nicht überschritten werden.

Krankentransport

Hierbei handelt es sich in der Regel um besser planbare Einsätze, die nicht unter erheblichem Zeitdruck wie Rettungseinsätze
stehen. Auch hier sollten bei der Transportplanung folgende Fragen geklärt sein:

Wie lang ist die Wegstrecke von der Straße/Parkmöglichkeit des Fahrzeugs bis zum Einsatzort?
In welcher Etage befindet sich der Einsatzort?

Ist ein Aufzug vorhanden? Wenn ja, ist in diesem der Transport mit einer Trage möglich?
Kann der Aufzug bei Bedarf verlängert werden?
Ist ein Schlüssel zur Verlängerung des Aufzugs notwendig? Wenn ja, wer hat den Schlüssel?

Treppenhaus: Gibt es besondere Bedingungen wie zum Beispiel eine Wendeltreppe oder sonstige Engstellen?
Wie hoch ist das Gewicht der Patientin bzw. des Patienten (ggf. geschätzt)?

Hier können dann, wie auch beim Notfalleinsatz, folgende Maßnahmen notwendig werden:

Evakuierungsstuhl mitnehmen, soweit dieser nicht zur Standardausrüstung des Fahrzeugs gehört
Tragehilfe einplanen, z. B. Planung des Einsatzes mit einer 2. KTW-Besatzung
Technische Unterstützung durch die Feuerwehr hinzuziehen

Soll die nicht gehfähige Person jedoch in ihre Wohnung zurückgebracht werden und befindet sich diese nicht im Erdgeschoss,
wird sie in der Regel mit einem Tragestuhl/einer Fahrtrage über das Treppenhaus in das entsprechende Stockwerk
transportiert. Der Evakuierungsstuhl kann nicht zum Einsatz kommen, da er nur einen Abwärtstransport möglich macht.

Hier ist nun im Rahmen der Maßnahmenhierarchie aus dem Arbeitsschutz (siehe Gefährdungsbeurteilung/TOP-Prinzip) das
technische Hilfsmittel „Treppensteiger“ vorzuhalten, welches an alle gängigen Tragestuhl-/Tragesesselmodelle mit wenigen
Handgriffen montiert werden kann.
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Die physische Belastung „Heben und Tragen“ für Mitarbeitende entfällt für diesen Vorgang, da die „motorische Unterstützung“
dies übernimmt.

Fazit:
Es handelt sich um eine planbare Situation, und es gibt zudem ein geeignetes technisches Hilfsmittel. Der Unternehmer
hat dadurch die Möglichkeit, eine erhebliche Belastung für die Mitarbeitenden zu reduzieren, wozu er nach dem
Arbeitsschutzgesetz und der Lastenhandhabungsverordnung auch verpflichtet ist.
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 Unfallarten 

 Erste-Hilfe nach Stromunfällen 

 Brandgefahren durch elektrische

Anlagen und Betriebsmittel 

 Sicherheitsregeln für den

elektrotechnischen Laien 

 Beschaffung von elektrischen

Geräten 

 Bedienungsanleitungen und

Betriebsanweisungen 

 Eletroprüfungen 

 Festlegung von Prüffristen 

 Prüfungsdurchführung 

 Befähigte Person 

In einer Rettungswache finden sich
eine Reihe elektrischer Geräte wie z. B.
PCs, Server, Drucker,
Verlängerungsleitungen, Netzgeräte,
Lampen, Kühlschränke,
Kaffeemaschinen, Mikrowellen,
Waschmaschinen etc.

Des Weiteren befinden sich in den
Fahrzeugen Geräte zur medizinischen
Diagnostik oder Behandlung
(Medizingeräte), wie EKG-/EEG-Geräte
und Defibrillatoren. Im
Werkstattbereich werden
Elektrowerkzeuge, wie z. B. Bohr- und
Schleifmaschinen, verwendet und für
die Fahrzeugreinigung
Hochdruckreiniger betrieben.

Der unsachgemäße Umgang mit elektrischen Betriebsmitteln und Anlagen sowie technische Defekte können zu schweren
Stromunfällen führen. Dabei handelt es sich im Allgemeinen um Kurzschlüsse, Körperdurchströmungen oder
Sekundärwirkungen (z. B. Absturz bei Arbeiten auf Leitern), die auch schon bei Spannungen von 230 V schwere Verletzungen
verursachen können und im schlimmsten Fall zum Tode führen.

Darüber hinaus geht von defekten elektrischen Geräten eine ernstzunehmende Brandgefahr aus.

Die Rettungsdienstleitung ist verantwortlich für die Bereitstellung sicherer elektrischer Arbeitsmittel. Es ist dafür zu sorgen,
dass elektrische Geräte und Anlagen grundsätzlich so betrieben, installiert, gewartet und instandgesetzt werden, dass das
Risiko von Stromunfällen und möglichen Brandausbrüchen minimiert ist.

Das potenzielle Sicherheitsrisiko, das von elektrischen Geräten und Anlagen ausgeht, macht die Durchführung von
Elektroprüfungen und die Einhaltung elektrotechnischer Regeln und Sicherheitsvorkehrungen erforderlich.

Medizinische Geräte
Grundsätzlich werden allgemeine elektrische Arbeits- bzw. Betriebsmittel und medizinische Geräte („Medizinprodukte“)
unterschieden. Im Hinblick auf elektrische Geräte gelten als Medizinprodukte im Sinne des Medizinproduktegesetzes (MPG) im
Wesentlichen solche, die der Erkennung, Verhütung, Überwachung, Untersuchung, Behandlung oder Linderung von
Krankheiten, Verletzungen oder Behinderungen dienen.

Die Medizinproduktebetreiberverordnung (MPBetreibV) konkretisiert die Anforderungen an Prüffristen, -umfänge und -
qualifikationen. Demnach sind, sofern durch den Hersteller oder durch die „anerkannten Regeln der Technik“ keine anderen
Vorgaben gemacht werden, Medizinprodukte spätestens nach zwei Jahren sicherheitstechnisch überprüfen zu lassen. In Bezug
auf die Prüfung elektrischer Medizinprodukte ist insbesondere die VDE 0751 als „Regel der Technik“ zu berücksichtigen.

Alle anderen nicht diesen Zwecken dienenden Elektrogeräte gelten als elektrische Arbeitsmittel im Sinne der
Betriebssicherheitsverordnung bzw. als elektrische Betriebsmittel im Sinne der Unfallverhütungsvorschrift DGUV Vorschrift 3
„Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“.

Stromunfälle
Ein Stromunfall kann physiologische, thermische und mechanische Unfallwirkungen auf den Menschen haben. Die Wirkungen
des elektrischen Stromes hängen ab von

der Stromstärke,
der Stromart (Gleich-/Wechselstrom),
dem Weg des Stroms durch den Körper sowie
von der Einwirkdauer und der Frequenz.
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Unfallarten
Kurzschluss

Ein Kurzschluss entsteht immer dann, „wenn zwei aktive Teile unterschiedlichen Potenzials elektrisch leitend verbunden
werden“. Der zwischen diesen Teilen fließende Strom wird Kurzschlussstrom genannt.

Folgende Auswirkungen und Folgen sind dabei möglich:

Akustische Auswirkungen, z. B. Knalltraumata durch entsprechenden Lärm
Thermische Auswirkungen, Verbrennungen der Haut, Auslösen von Bränden, Schmelzen von Metall etc.
Blenden oder Verblitzen der Augen durch Lichtbögen
Elektrodynamische Kräfte: Die sehr hohen Stromstärken, die während eines Kurzschlusses zwischen den verschiedenen
Leitern einer Niederspannungsanlage auftreten können, erzeugen beträchtliche Kräfte von mehreren Hundert
Newtonmetern und können zu schweren mechanischen Wunden, aber auch inneren Verletzungen führen.

Zur Verhinderung von Stromunfällen in Niederspannungsnetzen werden FI-Schalter (Fehlerstromschutzschalter) eingebaut. Der
Fehlerstromschutzschalter trennt bei Überschreiten eines bestimmten Differenzstroms den überwachten Stromkreis vom
restlichen Netz. Zum Personenschutz dienen Fehlerstromschutzschalter mit einem Auslösestrom IN ≤ 30 mA.

Körperdurchströmung

Die Körperdurchströmung ist eine Sonderform des Kurzschlusses. Der Kurzschlussstrom läuft hierbei durch den menschlichen
Körper. Die daraus resultierende Gefährdung hängt ab von

der Höhe des Stroms,
der Zeit des Stromflusses und
dem Weg des Stromflusses (geht der Strom über das Herz?)

Die Folgen einer Körperdurchströmung reichen, je nach Ausprägung der drei oben genannten Parameter, vom leichten
elektrischen Schlag über Hautverbrennungen bis hin zum Herzkammerflimmern oder sogar Herzstillstand.

Problematisch ist auch, dass schon bei einer Stromstärke von etwa 20 mA (Milliampere) die Muskeln verkrampfen und das
Loslassen eines spannungsführenden Gegenstandes nicht mehr möglich ist.

In Abhängigkeit von den äußeren Umständen (feuchte Hände, nasser Boden) können bereits Spannungen weit unterhalb der
normalen Netzspannung von 230 V zu gefährlichen bis tödlichen Stromstärken führen.

Sekundärunfälle

Diese Unfallursache wird bei Stromunfällen oft übersehen. Sekundärunfälle können dann entstehen, wenn der elektrische
Strom den menschlichen Körper nur kurzzeitig durchströmt. Hierbei muss es noch nicht zu strombedingten Verletzungen
kommen. Häufig resultieren daraus aber aufgrund von Abwehr- oder Schreckreaktionen Unfälle wie:

Sturz oder Absturz: Jemand führt Arbeiten auf einer Leiter aus und stürzt durch die Schreckreaktion bzgl. des elektrischen
Schlags ab.
Verletzungen, wie Schnitte, Stiche, Quetschungen, können aus dem schnellen Zurückziehen der Hand aus dem
Gefahrenbereich resultieren. Vor allem, wenn sich scharfe Metallkanten in der Nähe befinden, kann es zu Schürf- oder
Schnittwunden kommen.
Verletzungen durch herabfallende Teile, durch Stolpern ausgelöstes Umkippen oder Herabfallen von Gegenständen in der
Nähe des Arbeitsbereiches.

Erste Hilfe nach Stromunfällen
Durch unbeabsichtigtes Umfassen spannungsführender Teile kann eine Muskelverkrampfung eingetreten sein, so dass
Betroffene sich nicht mehr lösen können. So besteht auch für Helfende die Gefahr einer Körperdurchströmung. In diesem Fall
muss zuerst die entsprechende elektrische Anlage bzw. das elektrische Betriebsmittel spannungsfrei gemacht werden. Dies
kann durch Herausziehen des Steckers, Betätigen des Hauptschalters oder Herausnehmen der zugehörigen Sicherung
geschehen.

Ist dies z. B. aus Zeitgründen nicht möglich, so muss man Verletzte von den unter Spannung stehenden Teilen trennen. Dabei
sollten Helfende zunächst darauf achten, dass der Standort isoliert ist (z. B. durch dicke Kunststoffsohlen, Gummimatten etc.).
Ohne Verletzte direkt zu berühren, kann man sie nun an den Kleidern wegziehen oder mit einem nichtleitenden Gegenstand, z.
B. einem Holz- oder Kunststoffstuhl, wegschieben. Erst danach sind erforderliche Erste-Hilfe-Maßnahmen durchzuführen. Eine
evtl. nötige Herz-Lungen-Wiederbelebung ist so lange fortzusetzen, bis der Erfolg eingetreten ist oder bis eine Ärztin/ein Arzt
die Versorgung der Verletzten übernommen hat. Grundsätzlich ist nach jedem Elektrounfall die Durchgangsärztin/der
Durchgangsarzt aufzusuchen!
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Weiterführende Informationen zu Gefahren durch elektrischen Strom und Stromunfälle finden Sie in folgenden
Veröffentlichungen der BGETEM (Berufsgenossenschaft Energie, Textil Elektro, Medienerzeugnisse):

Gefahren des elektrischen Stroms – Tipps für angehende Elektrofachkräfte
DVD „Schutz vor den Gefahren des elektrischen Stroms“ (DVD 001, BG ETEM)
Stromunfälle, Herzkammerflimmern und Letalität (M 007, BGETEM)

Brandgefahren durch elektrische Anlagen und Betriebsmittel
Elektrische Anlagen und Betriebsmittel stellen eine potenzielle Brandgefahr dar und sind eine wesentliche Ursache in der
Brandschadenstatistik. Veraltete und stark beanspruchte Elektrogeräte können Defekte aufweisen, aber auch der Einsatz von
neuen preisgünstigen und mangelhaft gefertigten Produkten kann eine Brandgefahr darstellen. Hier gilt es klare Regeln für die
beschaffenden Stellen sowie für private Geräte Mitarbeitender aufzustellen, in denen Mindestanforderungen (CE-
Kennzeichnung, GS-Prüfsiegel) formuliert werden.

Besonders hoch ist das Risiko bei Geräten, die im Betrieb eine deutliche Wärmeentwicklung zeigen. Hier kann der
unsachgemäße Gebrauch zu einem Brand führen. Elektrogeräte, die beim Betrieb beabsichtigt oder als unerwünschter
Nebeneffekt Hitze erzeugen, müssen von brennbaren Materialien ferngehalten werden. Die Hitze muss auf ungefährliche Weise
abgeführt werden, sodass sich kein Wärmestau bilden kann.

Elektrowärmegeräte, wie z. B. Kaffeemaschinen, sind heute meist so konstruiert, dass zur Unterlage ein genügend großer, vor
Hitze schützender Abstand besteht. Sollte dies nicht der Fall sein, müssen sie auf feuerfesten Unterlagen, z. B. Fliesen,
aufgestellt werden. Der Einsatz geeigneter Geräte, die vorschriftsmäßig geprüft und ordnungsgemäß betrieben werden, liegt in
der Verantwortung der Rettungsdienstleitung.

Elektrische Geräte müssen den für sie geltenden Produktnormen genügen und entsprechend der DGUV Vorschrift 3 „Elektrische
Anlagen und Betriebsmittel“ geprüft werden. Um einen sicheren Betrieb elektrischer Anlagen zu gewährleisten, müssen diese
mindestens den anerkannten Regeln der Elektrotechnik (Bestimmungen des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik
Informationstechnik e.V. – VDE) oder gleichwertiger Sicherheit entsprechen.

Um einen Brand durch elektrische Anlagen und Geräte zu verhüten, müssen folgende Sicherheitsmaßnahmen eingehalten
werden:

Sicherheitsabstände elektrischer Betriebsmittel zu brennbaren Materialien dürfen nicht unterschritten werden.
Insbesondere Geräte mit Hitzeentwicklung dürfen nicht mit brennbaren Materialien zugestellt werden. Die
Belüftungsöffnungen an Elektrogeräten dürfen niemals abgedeckt werden, da sich sonst ein gefährlicher Hitzestau bilden
kann.
Defekte elektrische Geräte sind umgehend aus dem Verkehr zu ziehen und einer Reparatur zuzuführen (evtl.
Ersatzbeschaffung beantragen).
Mehrfachsteckdosen sind für eine Leistung von 3.000 bis 3.500 Watt ausgelegt. Der Anschluss mehrerer Verbraucher, die
in ihrer Summe diese Leistung überschreiten, führt zu einer Erhitzung der Steckdosenleiste. Die Verwendung von mehreren
Mehrfachsteckleisten hintereinander ist daher zu vermeiden.
In Technikräumen (Trafo- und anderen elektrischen Schalträumen) dürfen, auch vorübergehend, keine brennbaren
Materialien gelagert werden.
Beim Verlassen des Arbeitsplatzes sollten elektrische Geräte, wenn möglich, ausgeschaltet werden, es sei denn, ein
Dauerbetrieb ist zwingend erforderlich. In diesem Fall müssen die Geräte den für den jeweiligen Einsatzbereich
erforderlichen Vorschriften für den Dauerbetrieb (Überhitzungsschutz etc.) entsprechen.
Sicherungen dürfen nicht geflickt oder überbrückt, Leitungen nicht behelfsmäßig verlegt und elektrische Betriebsmittel,
die zur Befestigungsfläche hin offen sind, nicht auf einer brennbaren Unterlage montiert werden.
Brennbares Lagergut sollte so gestapelt werden, dass ein Mindestabstand von 0,5 m zu Leuchten eingehalten wird. Bei
Strahlerleuchten sollten die vom Hersteller vorgegebenen Sicherheitsabstände eingehalten werden. Fehlen diese, ist ein
Mindestabstand von 1 m empfehlenswert.
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Sicherheitsregeln für den elektrotechnischen Laien

Prüfen Sie elektrische Geräte und Anlagen vor der Benutzung auf augenscheinliche Mängel (z. B. brüchige Isolationen,
Quetschungen von Leitungen, offenliegende Adern).
Verwenden und bedienen Sie Geräte und Anlagen entsprechend der Benutzerinformation oder der Einweisung.
Ziehen Sie Geräteanschluss- oder Verlängerungsleitungen stets am Stecker aus der Steckdose, nie an der Leitung selbst.
Schalten Sie Mehrfachsteckdosen nicht in Reihe, da dies zu Überlastung der elektrischen Leitungen führen kann, wenn
mehrere Geräte mit zu hohen Anschlussleistungen (Watt-Zahlen) angeschlossen werden. Die Überhitzung der Leitung stellt
eine Brandgefahr dar.
Führen Sie elektrische Leitungen nicht durch Fenster oder Türen. Wenn diese geschlossen werden, wird die Leitung
gequetscht oder die Isolierung beschädigt.
Hängen Sie keine Gegenstände an sichtbar verlegten Elektroleitungen, wie z. B. Kleiderbügel oder Dekorationen, auf. Dies
kann zu mechanischen Beschädigungen der Leitungen führen, die oft äußerlich nicht erkennbar sind. Bei Störungen (z. B.
Wackelkontakt) sofort Stecker ziehen oder Spannung abschalten.
Sorgen Sie dafür, dass Zuleitungen keine Stolperstellen bilden.
Elektrische Leitungen dürfen nicht ungeschützt in Verkehrswegen verlegt werden. Durch Betreten können die Isolation und
die stromführenden Adern beschädigt werden. Außerdem bilden loseliegende Leitungen Stolperstellen.
Vermeiden Sie die Beschädigung von Schaltern und Steckdosen durch Anstoßen. Defekte Abdeckungen müssen möglichst
schnell instandgesetzt werden.
Melden Sie Schäden oder Veränderungen an elektrischen Geräten und Anlagen sofort der Elektrofachkraft. Weisen Sie
andere Personen auf mögliche Gefahren hin.
Reparaturen und Arbeiten an elektrischen Geräten und Anlagen – auch noch so einfacher Art – darf nur eine
Elektrofachkraft ausführen.
Verwenden Sie bei besonderen Umgebungsbedingungen, wie z. B. extreme Hitze, Kälte, Nässe, chemische Einflüsse, feuer-
bzw. explosionsgefährdete Bereiche, nur die dafür bereitgestellten Geräte. Die Auswahl trifft die Elektrofachkraft.
Elektrische Betriebsstätten und Schaltanlagen nicht betreten. Achten Sie auf Beschilderung und Absperrungen. Sorgen Sie
dafür, dass Verteilungen, Schalttafeln, Not- und Bereichsschalter sowie Türen zu elektrischen Betriebsräumen ständig frei
zugänglich sind. Sie dürfen deshalb nicht zugestellt oder verhängt werden.

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel dürfen nur von einer Elektrofachkraft (befähigte Person nach
Betriebssicherheitsverordnung bzw. TRBS 1203) oder unter Leitung und Aufsicht einer Elektrofachkraft entsprechend den
elektrotechnischen Regeln errichtet, geändert und instandgehalten werden.

Beschaffung von elektrischen Geräten
Elektrische Betriebsmittel müssen unter Berücksichtigung der Umgebungsbedingungen ausgewählt werden. Zu berücksichtigen
sind z. B. Temperatur, Feuchtigkeit, Staub, mechanische oder chemische Beanspruchung. Zusätzlich ist bei der Anschaffung
neuer elektrischer Arbeitsmittel auf deren arbeitsergonomische Beschaffenheit zu achten. Die Eigenschaften der
Mitarbeitenden (z. B. Körpergröße, Linkshändigkeit) sind bei der Auswahl der Arbeitsmittel zu berücksichtigen.

Alle elektrischen Geräte müssen mindestens über eine CE-Kennzeichnung
verfügen. Zusätzlich müssen Konformitätsbescheinigung und Betriebsanleitung
in deutscher Sprache vorhanden sein. Betriebsmittel müssen für den
gewerblichen Einsatz geeignet sein (siehe Betriebsanleitung). Das VDE-
Prüfzeichen bescheinigt die Übereinstimmung mit den harmonisierten Normen
und ist deshalb mit dem zusätzlichen Zeichen „geprüfte Sicherheit“ [GS] dringend zu empfehlen. Geräte der Schutzklasse 2
sind denen der Schutzklasse 1 vorzuziehen.

Zuleitungen der Geräte müssen so verlegt werden, dass sie nicht im Weg liegen und damit zur Stolperfalle werden, auch um
mechanische Belastungen zu verhindern.

Für gewerblich Einkaufende bietet die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) einen Kurz-Check zur
Beurteilung von Leuchten und Elektrogeräten (Kurzer Sicherheitscheck – Leuchten und Elektrogeräte).
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Unterweisung von Mitarbeitenden
Mitarbeitende sind vor Aufnahme der Tätigkeit und danach jährlich zu unterweisen, wie sie sachgerecht und sicher mit
elektrischen Geräten und deren Zuleitungen umzugehen haben. Diese Verpflichtung leitet sich aus § 14 Arbeitsschutzgesetz in
Verbindung mit § 9 Betriebssicherheitsverordnung ab. Darüber hinaus besteht die Pflicht zur Unterweisung nach § 4 der DGUV
Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“.

Unterweisungsinhalte zur Elektrosicherheit für Mitarbeitende können beispielhaft sein:

Betriebsmäßig spannungsführende Teile dürfen nicht berührt werden. Schutzabdeckungen nie öffnen.
Vor Inbetriebnahme eines elektrischen Gerätes, Kontrolle auf sichtbare Beschädigungen des Gerätes, der Schalter und der
Anschlussleitungen durchführen.
Defekte Geräte (z. B. fehlende oder defekte Isolierung von Kabeln) sofort vom Stromkreis trennen und nicht weiter
betreiben.
Keine unsachgemäße Reinigung (Besprühen der elektrischen Teile einer Maschine, z. B. Bedienteile) durchführen.
Keine Reparaturen an elektrischen Geräten/Maschinen selbst durchführen. Elektrische Geräte/Maschinen dürfen nur von
Elektrofachkräften repariert werden.

Bedienungsanleitungen und Betriebsanweisungen
Zusätzlich zur Bedienungsanleitung des Herstellers, die den Anwendenden grundsätzlich zur Verfügung gestellt werden muss,
ist bei bestimmten Geräten/Anlagen, wie beispielsweise Aufzügen oder Kompressoren, eine Betriebsanweisung nach § 12 der
BetrSichV zu erstellen, um eine sichere Benutzung zu gewährleisten.

Die Betriebsanweisung muss in verständlicher Form und Sprache erstellt werden und mindestens Angaben über
Einsatzbedingungen, absehbare Betriebsstörungen und Erfahrungen bezüglich der Benutzung des Arbeitsmittels enthalten.

Hierzu stehen exemplarisch einige „Muster-Betriebsanweisungen“ zur Verfügung, die als Vorlage genutzt werden können.

Betriebsanweisungen müssen für Mitarbeitende einsehbar sein und dienen als Grundlage für die Durchführung von
Unterweisungen.

Bei sehr komplexen und aufwendig zu bedienenden Elektrogeräten und -anlagen ist eine Einweisung durch Hersteller oder
Lieferanten empfehlenswert.

Elektroprüfungen
Der Unternehmer ist nach § 4 BetrSichV (Betriebssicherheits-Verordnung) verlinken verantwortlich für die Bereitstellung
sicherer Arbeitsmittel. Um Gefährdungen, die sich aus der Benutzung von Arbeitsmitteln ergeben, entgegenzuwirken, hat die
Rettungsdienstleitung grundsätzlich vor Beginn einer Tätigkeit die damit verbundenen Gefährdungen im Rahmen einer
Gefährdungsbeurteilung zu analysieren und geeignete Sicherheitsmaßnahmen festzulegen.

Eine wichtige Maßnahme zum Erhalt des sicheren Zustandes von Elektrogeräten und Anlagen sind Elektroprüfungen. Prüfungen
zählen also zu den von den Verantwortlichen im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu ermittelten und durchzuführenden
Maßnahmen.

Die Organisation der Prüfungen im betrieblichen Ablauf ist grundsätzlich Aufgabe der Rettungsdienstleitung. Sie hat Art,
Umfang und Frist der Prüfung festzulegen und zu bestimmen, wer die Prüfung durchführt (§ 3 Abs. 6 BetrSich V). Im
Rettungsdienst wird nicht selten eine externe Firma mit der Durchführung von Elektroprüfungen beauftragt, so dass diese die
Verantwortung für eine fach- und sicherheitsgerechte Prüfungsdurchführung trägt.
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Festlegung von Prüffristen
Prüffristen sind von der verantwortlichen Person für den Rettungsdienst festzulegen. Dies ist ein wesentlicher Teil der
Gefährdungsbeurteilung (§ 3 Abs. 6 BetrSichV). Die Prüffristen sind so zu bemessen, dass von einem sicheren Betrieb
zwischen den Prüfintervallen auszugehen ist. Dabei sind die Betriebs-, Umgebungs- und Nutzungsbedingungen sowie
betriebliche Erkenntnisse und Erfahrungswerte zu beachten. Eine strikte Vorgabe der Prüffristen ist in der BetrSichV
nicht enthalten. Eine gute Orientierung bieten z. B. die Durchführungsanweisungen zu § 5 Prüfungen DGUV Vorschrift 3,
„Elektrische Anlagen und Betriebsmittel". Es werden dort den folgenden Betriebsmittel- und Anlagegruppen Prüffristen
zugeordnet:

Ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel
Ortsfeste elektrische Betriebsmittel
Stationäre Anlagen
Nicht stationäre Anlagen

Die Festlegung der Prüffristen ist in der Gefährdungsbeurteilung zu dokumentieren. Die Prüfung erfolgt vor der ersten
Inbetriebnahme bzw. nach einer Änderung oder Instandsetzung und als wiederkehrende Prüfung nach ermitteltem
Zeitabstand. Die Prüfung vor der ersten Inbetriebnahme kann entfallen, wenn der Hersteller oder Errichter bestätigt, dass Gerät
oder Anlage den Vorgaben der DGUV Vorschrift 3 „Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“ entsprechen.

Prüfungsdurchführung
Die Elektroprüfung darf nur von „befähigten Personen“ durchgeführt werden. Elektrotechnisch unterwiesene
Personen und Elektrofachkräfte für festgelegte Tätigkeiten erfüllen nicht die vorgenannten Anforderungen an Prüfpersonen, um
wiederkehrende Prüfungen von elektrischen Anlagen und Betriebsmitteln eigenverantwortlich durchführen zu können. Sie
dürfen jedoch die Prüfperson bei der Durchführung der Prüfungen innerhalb eines Prüfteams unterstützen (siehe DGUV
Information 203-071 „Wiederkehrende Prüfungen elektrischer Anlagen und Betriebsmittel - Organisation durch den
Unternehmer“). 

Für elektrisch betriebene Medizinprodukte gelten zusätzlich Vorgaben der Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV).
Für medizinische Produkte, die in den Anlagen 1 oder 2 der Medizinprodukte-Betreiberverordnung aufgeführt sind, gelten
eigene Regeln.

Befähigte Person
Als befähigte Person nach § 2 Abs. 6 BetrSichV gilt, wer aufgrund seiner fachlichen Ausbildung Kenntnisse und Erfahrungen der
einschlägigen Bestimmungen hat und die ihm übertragenen Arbeiten beurteilen und mögliche Gefahren erkennen kann. Die
Voraussetzungen für die erforderlichen Fachkenntnisse, die durch Berufsausbildung, -erfahrung und die zeitnahe berufliche
Tätigkeit erworben werden, sind in der Technischen Regel für betriebliche Sicherheit „TRBS 1203 Befähigte Personen“
definiert.

Mit der Prüfung elektrischer Arbeitsmittel dürfen grundsätzlich nur Elektrofachkräfte beauftragt werden, welche nachweislich
die zusätzlichen Festlegungen/Forderungen der TRBS 1203 erfüllen und somit als befähigte Personen gelten.

Die befähigte Person ist verantwortlich für den Prüfumfang, die -durchführung sowie Bewertung der Ergebnisse. Die Ergebnisse
sind der Rettungsdienstleitung als Grundlage zur Präzisierung der Gefährdungsbeurteilung zur Verfügung zu stellen und können
damit zur Optimierung der Prüffristen beitragen.
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Quellen

Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln,
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), § 12
Elektrische Anlagen und Betriebsmittel, DGUV Vorschrift 3
Wiederkehrende Prüfungen elektrischer Anlagen und Betriebsmittel - Organisation durch den Unternehmer, DGUV
Information
Wiederkehrende Prüfungen ortsveränderlicher elektrischer Arbeitsmittel - Fachwissen für Prüfpersonen, DGUV Information
203-070
Ausbildungskriterien für festgelegte Tätigkeiten im Sinne der Durchführungsanweisungen zur BG-Vorschrift „Elektrische
Anlagen und Betriebsmittel”, DGUV Grundsatz 303-001
Sicherheit durch Betriebsanweisungen, DGUV Information 211-010
Unterweisen in der Elektrotechnik, BGI/GUV-I
Medizinprodukte-Betreiberverordnung
Muster-Betriebsanweisung nach § 12 BetrSichV
Kurzer Sicherheits-Check - Leuchten und Elektrogeräte
Stromunfälle, Herzkammerflimmern und Letalität, (M 007) BGETEM
Erste Hilfe mit Sonderteil "Stromunfall", BG ETEM

Prüfung privater Elektrogeräte
Werden in einer Rettungswache Privatgeräte von Beschäftigten genutzt, werden in diesem Fall an sie die gleichen
sicherheitstechnischen Anforderungen gestellt wie an alle sonstigen elektrischen Arbeits- bzw. Betriebsmittel. Die
Rettungsdienstleitung hat also Maßnahmen (Prüfung der privaten Elektrogeräte oder Verbot der Nutzung) zum Schutz der
Beschäftigten zu treffen.
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Quellen

Sicheres Krankenhaus

Ein Unternehmensleitbild beschreibt das Selbstverständnis und die
Grundprinzipien eines Unternehmens. Es formuliert einen
Zielzustand/Idealzustand. Nach innen soll ein Leitbild Orientierung geben. Nach
außen (Öffentlichkeit, Kunden) soll es deutlich machen, wofür eine Organisation
steht.

Basis für eine gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit sind ein gemeinsam
getragenes Wertesystem, und Ziele sowie Regeln für den Umgang miteinander
und für die Führung der Mitarbeitenden.

Ein solches Wertesystem wird in vielen Unternehmen in einem
Unternehmensleitbild festgeschrieben, das die grundsätzliche Ausrichtung des
Unternehmens sowie Unternehmensziele beinhaltet. Werden diese gemeinsam
mit den Mitarbeitenden erarbeitet, können deren Interessen darin berücksichtigt werden, was wiederum ein hohes Maß an
Akzeptanz schafft. Dies ist eine wichtige Voraussetzung dafür, dass das Leitbild nicht am Ende „Wunschdenken“ bleibt,
sondern tatsächlich zum Wohle des Unternehmens gelebt wird.

Leitlinien der Zusammenarbeit und Führung resultieren aus den gemeinsamen Werten und helfen, diese in Alltagssituationen
umzusetzen. Diese Leitlinien sollten allgemeine Umgangsformen wie den respektvollen, höflichen und wertschätzenden
Umgang miteinander ebenso beinhalten wie Vorgaben für den Informationsaustausch, den Umgang mit Konflikten, die
gegenseitige Unterstützung und die Anerkennung der Arbeitsleistung. Das können Belobigungen sein, ebenso Prämien,
Sonderurlaub oder kleine Präsente.

Das Unternehmen sollte in seinem Leitbild klare Ziele, wie z. B. rückenschonendes Arbeiten, formulieren, die zeigen, dass
Sicherheit und Gesundheit einen hohen Stellenwert haben und aktiv gefördert werden.

Umsetzung des Leitbildes

Sind die Ziele in Bezug auf Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten formuliert, müssen Strukturen geschaffen werden, um
diese Vorgaben umsetzen zu können. Dabei kann auf bewährte Instrumente (Gefährdungsbeurteilung, BGM, BGF)
zurückgegriffen werden. Zur Erreichung der Ziele im Sinne eines ständigen Verbesserungsprozesses sollte das Instrument der
Gefährdungsbeurteilung genutzt werden.

Dabei ist ständig zu hinterfragen, ob mit den festgelegten und umgesetzten Schutzmaßnahmen das Ziel bereits erreicht ist
oder ob zusätzliche Maßnahmen erforderlich sind. In diesen Prozess sind die Beschäftigten einzubeziehen, da sie ihren
Arbeitsplatz am besten kennen und auf diese Weise die Akzeptanz der Maßnahmen erhöht wird.

Auch Maßnahmen zur Gesundheitsförderung dienen der Umsetzung des Leitbildes. Bei der Auswahl von Maßnahmen zur
Gesundheitsförderung ist die betriebliche Belastungssituation, aber auch die Bedarfslage bei den Beschäftigten zu
berücksichtigen. Hier kann eine vorherige Abfrage helfen, die „richtigen“ Unterstützungsangebote auszuwählen. Nur Angebote,
die von den Beschäftigten als attraktiv und hilfreich bewertet werden, werden auch angenommen und etablieren sich
langfristig.

Entscheidend ist, dass das Unternehmen erkennbar und glaubwürdig nach den Vorgaben des Leitbildes handelt und die
festgelegten Ziele tatsächlich anstrebt. Kommt es zu Konflikten, ist ein standardisiertes Verfahren geeignet, um etwa mit Hilfe
einer neutralen Person Konflikte zu schlichten, ein gutes Miteinander im Sinne des Leitbildes zu erhalten oder
wiederherzustellen. Zielvereinbarungsgespräche, in denen die qualitativen und quantitativen Arbeitsergebnisse vorgegeben
oder vereinbart werden, können als Grundlage dienen, im Leitbild definierte Ziele umzusetzen.

RW Sicherer Rettungsdienst | RettungswacheZugehörige Themen
Entwicklung eines Unternehmensleitbildes

www.sicherer-rettungsdienst.de       Seite 56



Im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung als Bestandteil der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 des
Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber festzustellen, ob die Beschäftigten Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ausüben oder ob
bei Tätigkeiten Gefahrstoffe entstehen oder freigesetzt werden können.

Ist dies der Fall, so hat er alle hiervon ausgehenden Gefährdungen der Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten unter
folgenden Gesichtspunkten zu beurteilen:

1. gefährliche Eigenschaften der Stoffe oder Zubereitungen, einschließlich ihrer physikalisch-chemischen Wirkungen,
2. Informationen des Herstellers oder Inverkehrbringers zum Gesundheitsschutz und zur Sicherheit insbesondere im

Sicherheitsdatenblatt,
3. Art und Ausmaß der Exposition unter Berücksichtigung aller Expositionswege; dabei sind die Ergebnisse der Messungen

und Ermittlungen nach § 7 Absatz 8 Gefahrstoffverordnung, GefStoffV, zu berücksichtigen,
4. Möglichkeiten einer Substitution,
5. Arbeitsbedingungen und Verfahren, einschließlich der Arbeitsmittel und der Gefahrstoffmenge,
6. Arbeitsplatzgrenzwerte und biologische Grenzwerte,
7. Wirksamkeit der ergriffenen oder zu ergreifenden Schutzmaßnahmen,
8. Erkenntnisse aus arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen nach der Verordnung zur arbeitsmedizinischen

Vorsorge (siehe § 6 Gefahrstoffverordnung, GefStoffV).

Der Arbeitgeber darf eine Tätigkeit mit Gefahrstoffen erst aufnehmen lassen,
nachdem eine Gefährdungsbeurteilung nach § 6 GefStoffV durchgeführt und die
erforderlichen Schutzmaßnahmen nach Abschnitt 4 ergriffen worden sind (siehe
§ 7 GefStoffV).

Für die Tätigkeiten auf der Rettungswache lassen sich Gefahrstoffe meist auf den
Bereich der Reinigung und Desinfektion sowie auf Emissionen (Abgase) durch
(Rettungs-)Fahrzeuge in den Fahrzeughallen einschränken. Unabhängig hiervon
sind mögliche Belastungen durch Gefahrstoffe im Einsatz zu sehen.

Weitere Hinweise

Desinfektionsarbeiten sind alle Arbeiten zur Durchführung einer Desinfektion
einschließlich der Vorbereitungs- und Nachbereitungstätigkeiten sowie Arbeiten
mit Haut- und Schleimhautantiseptika.

Zur Prävention chemischer Risiken beim Umgang mit Desinfektionsmitteln im
Gesundheitsdienst ist die DGUV Information 207-206 zu beachten.

Abweichungen sind zulässig, wenn die gleiche Sicherheit auf andere Weise gewährleistet ist.

Für Unternehmen, die Rettungs- und Krankentransporte durchführen, sind zudem
die Technischen Regeln für Gefahrstoffe „Gefahrstoffe in Einrichtungen der
medizinischen Versorgung“, TRGS 525, zu beachten.

Diese TRGS legt fest und erläutert, welche Maßnahmen in Einrichtungen zur
humanmedizinischen Versorgung zum Schutz der Beschäftigten nach dem Stand
der Technik zu treffen sind, wenn in diesen Bereichen mit Gefahrstoffen
umgegangen wird.

Die Informationsschrift „Gefahrstoffe im Krankenhaus – Pflege- und
Funktionsbereiche“, DGUV Information 213-032, enthält viele Informationen, die
auch für die Bereiche des Rettungsdienstes und Krankentransportes zutreffen.
Sie

informiert über die Gefahrstoffe, die in Pflege- und Funktionsbereichen zum
Einsatz kommen, und die möglichen Gesundheitsgefahren, die von ihnen
ausgehen,
gibt Hinweise auf die gesetzlichen Verpflichtungen, die sich aus Tätigkeiten mit Gefahrstoffen am Arbeitsplatz ergeben,
unterstützt bei der Durchführung der Gefährdungsbeurteilung. Dies umfasst auch die Darstellung geeigneter
Schutzmaßnahmen, die sich in der Praxis bereits bewährt haben.

Zurückgezogen

Desinfektion im Rettungsdienst, BGR 206
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Quellen

Prävention chemischer Risiken beim Umgang mit Desinfektionsmitteln im Gesundheitswesen, DGUV Information 207-206
Gefahrstoffe im Gesundheitsdienst, DGUV Information 213-032
Arbeitsschutzgesetz, ArbSchG
Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)
Gefährdung durch Hautkontakt - Ermittlung, Beurteilung, Maßnahmen, Technische Regel für Gefahrstoffe, TRGS 401
Gefahrstoffe in Einrichtungen der medizinischen Versorgung, Technische Regel für Gefahrstoffe, TRGS 525
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Hauterkrankungen stehen seit Jahren an der Spitze der gemeldeten
Berufskrankheiten. Sie machen 40 % aller angezeigten Berufskrankheiten bei der
Unfallkasse NRW aus. Im Rettungsdienst besteht die Gefahr, dass die Haut durch
häufiges Händedesinfizieren und lange Handschuhtragezeiten belastet wird.
Durch das eigene Verhalten kann die Haut noch stärker belastet werden, wenn z.
B. Desinfektionsarbeiten mit nicht chemikalienbeständigen Handschuhen
durchgeführt werden oder wenn die Haut nicht durch geeignete Hautprodukte
geschützt wird.

Hautgefährdung
Zur Verhütung arbeitsbedingter Hauterkrankungen hat der Arbeitgeber gemäß
Arbeitsschutzgesetz und DGUV Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“ die
Pflicht, eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. Im Rahmen der
Gefährdungsbeurteilung müssen alle Hautgefährdungen nach Art und Umfang ermittelt werden. Dabei sind physikalische,
chemische oder biologische Einwirkungen zu berücksichtigen. Die Gefährdungsbeurteilung schließt auch die Bewertung des
Risikos für die Entstehung von Hauterkrankungen ein.

Nach heutigem Erkenntnisstand stellt Feuchtarbeit (Arbeiten in flüssigen Medien, Tragen flüssigkeitsdichter Handschuhe) den
Hauptrisikofaktor für die Entstehung eines irritativen Kontaktekzems (IKE) dar. Die einzelnen Arten der Feuchtarbeit wirken sich
unterschiedlich auf die Entstehung eines IKE aus.

Feuchtarbeit (Arbeiten in flüssigen Medien, Tragen flüssigkeitsdichter Handschuhe) ist der Hauptrisikofaktor für die Entstehung
eines irritativen Kontaktekzems (IKE).

Feuchtarbeiten sind Tätigkeiten, bei denen Beschäftigte einen erheblichen Teil ihrer Arbeitszeit Hautkontakt mit Wasser oder
wässrigen Flüssigkeiten haben, häufig die Hände waschen oder diese Tätigkeiten im Wechsel mit dem Tragen
flüssigkeitsdichter Schutzhandschuhe erfolgen. Das ausschließliche Tragen von flüssigkeitsdichten Schutzhandschuhen ist
keine Feuchtarbeit.

Beim Tragen von flüssigkeitsdichten Handschuhen kann es zu einem Wärme- und Feuchtigkeitsstau unter den Handschuhen
(Okklusion) und zum Aufweichen der Hornschicht kommen. Aktuellen Studien zufolge führt der Kontakt zu Wasser zu einer
früheren und stärkeren Barriereschädigung als die Handschuhokklusion. Das ausschließliche Tragen von Schutzhandschuhen
führt nicht zu einer Barriereschädigung. Es gibt jedoch Hinweise, dass die Haut nach dem Tragen von flüssigkeitsdichten
Schutzhandschuhen empfindlicher gegenüber mechanischen Belastungen sowie gegenüber Tensiden (waschaktive
Substanzen z. B. in Handreinigungsmitteln) reagiert. Weiterhin kann nach dem Tragen von flüssigkeitsdichten
Schutzhandschuhen die Regeneration der Hautbarriere verzögert sein. Insgesamt zeigen Studien, dass eine Tätigkeit, bei der
ausschließlich (vollschichtig) Schutzhandschuhe getragen werden müssen, anders bewertet werden sollte, als eine Tätigkeit,
bei der Handschuhe wie im Rettungsdienst oft gewechselt werden und zwischendurch weitere irritativ wirkende Belastungen
bestehen, z. B. Händereinigung oder Händedesinfektion.

Zur Vermeidung arbeitsbedingter Hauterkrankungen hat der Arbeitgeber auch die Gefährdungen zu beurteilen, die mit der
Benutzung der Hautreinigungsmittel verbunden sind.

Die Haut kann durch Hautreinigungsmittel auf unterschiedliche Weise belastet werden:

Aufgrund der irritativen (hautreizenden) Substanzeigenschaften
Durch Entfettung, Austrocknung
Durch Abrasion (mechanische Beschädigung durch Abrieb)
Durch Störung des sauren Hornschichtmilieus

Bei zu häufiger oder zu aggressiver Händereinigung ist mit der Entstehung eines irritativen Kontaktekzems zu rechnen. Das
Irritationsvermögen ist abhängig von der Zusammensetzung des Hautreinigungsmittels, insbesondere jedoch von der Art und
Konzentration der eingesetzten Tenside und gegebenenfalls der enthaltenen Reibekörper und Lösemittel. Zudem ist zu
berücksichtigen, dass die Kombination der häufigen tensidi-schen Händereinigung mit dem Tragen flüssigkeitsdichter
Handschuhe zu einer verstärkten Irritation führen kann. Eine erhöhte Gefährdung ist ebenfalls gegeben, wenn waschaktive
Substanzen (Tenside in Seifen, Syndets (synthetische Reinigungsmittel), etc.) vor dem Hautkontakt mit hautgefährdenden oder
hautresorptiven Stoffen zum Einsatz kommen. Das ist z. B. der Fall, wenn die Hände zusätzlich zu einer Reinigung auch
desinfiziert werden müssen.

Die Hautgefährdung durch mechanische Einwirkungen wird meistens unterschätzt. Es ist von einer erhöhten Gefährdung
auszugehen, wenn zusätzlich zu einer mechanischen Schädigung der Haut durch Mikroverletzungen ein Hautkontakt zu
Gefahrstoffen besteht. Zu den mechanischen Gefährdungen gehören zum Beispiel: Handreinigung mit reibemittelhaltigen
Inhaltstoffen oder Bürsten.
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Bei bereits vorgeschädigter, entzündeter Haut können allergieauslösende Stoffe besser in die Haut eindringen und so leichter
zu einer Sensibilisierung führen. Eine einmal erworbene Sensibilisierung bleibt in der Regel lebenslang bestehen. Allergene
Stoffe können zum Beispiel vorkommen in

Konservierungsstoffen
Duftstoffen, z. B. in Hautschutz-, Hautreinigungs- und Hautpflegemitteln
Gummiinhaltsstoffen, z. B. in Schutzhandschuhen

Aktivitäten im privaten Bereich, wie z. B. Gartenarbeit, Schwimmen oder handwerkliche Tätigkeiten, können das Risiko einer
beruflich bedingten Hauterkrankung erhöhen.

Prävention von Hautbelastungen
Wesentliche Punkte einer wirkungsvollen Prävention sind:

Regelmäßige Unterweisungen
Arbeitsmedizinische Vorsorge
Beschaffung und zur Verfügung stellen geeigneter Hautmittel, Desinfektionsmittel, Reinigungsmittel und Handschuhe
Händehygiene

Unterweisung
Aufgrund der Wichtigkeit von Hautschutz wurde zusammen mit der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und
Wohlfahrtspflege (BGW) und dem Landesinstitut für Arbeitsgestaltung NRW (LIA) vor einigen Jahren ein Kooperationsprojekt zur
Untersuchung der Hautbelastung in Gesundheitsbetrieben durchgeführt.

Ein wesentliches Ergebnis dieses Projektes war, dass Mitarbeitende sich nicht ausreichend über die präventiven Möglichkeiten
zur Vermeidung von Hauterkrankungen informiert gefühlt haben. Diese Aussage wurde durch die mangelhafte
Unterweisungsquote zum Thema Hautschutz in ca. 90 % der untersuchten Gesundheitsbetriebe untermauert.

Für die Prävention von Hauterkrankungen ist es deshalb wesentlich, dass die Mitarbeitenden regelmäßig, mindestens einmal
jährlich über die Problematik von Hautbelastungen und die präventiven Maßnahmen unterwiesen werden. Nur wer versteht,
welche Gefahren für die Hautgesundheit bestehen, wird auch die erforderlichen Maßnahmen akzeptieren und durchführen. Bei
der Durchführung der Unterweisung kann auch die betriebsärztliche Betreuung in die Pflicht genommen werden.

Arbeitsmedizinische Vorsorge der Haut
Wenn während der Tätigkeiten mehr als zwei Stunden über den Tag verteilt Feuchtarbeit (dazu zählt auch das Tragen
feuchtigkeitsdichter Handschuhe) verrichtet wird, dazu gehören:

Hautkontakt mit Wasser oder wässrigen Flüssigkeiten von regelmäßig mehr als zwei Stunden und weniger als vier Stunden
pro Arbeitstag oder
Hautkontakt mit Wasser oder wässrigen Flüssigkeiten und im häufigen Wechsel Tragen von flüssigkeitsdichten
Schutzhandschuhen (mehr als 10 Mal und bis zu 20 Mal pro Arbeitstag) oder
Waschen der Hände von mindestens 15 Mal und weniger als 25 Mal pro Arbeitstag oder
Tragen von flüssigkeitsdichten Schutzhandschuhen und im häufigen Wechsel mit Waschen der Hände (mehr als fünf Mal
und bis zu 10 Mal pro Arbeitstag)

ist der Arbeitgeber gemäß der Arbeitsmedizinischen Vorsorgeverordnung (ArbMeddVV) verpflichtet, Mitarbeitenden eine
Arbeitsmedizinische Vorsorge der Haut anzubieten. Bei mehr als vier Stunden Feuchtarbeit ist die Vorsorge verpflichtend
durchzuführen. Das entspricht einer tätigkeitsbedingten Exposition durch:

Hautkontakt mit Wasser oder wässrigen Flüssigkeiten von regelmäßig vier Stunden oder mehr pro Arbeitstag oder
Hautkontakt mit Wasser oder wässrigen Flüssigkeiten und im häufigen Wechsel Tragen von flüssigkeitsdichten
Schutzhandschuhen (mehr als 20 Mal pro Arbeitstag) oder
Waschen der Hände von mindestens 25 Mal pro Arbeitstag oder
Tragen von flüssigkeitsdichten Schutzhandschuhen und im häufigen Wechsel mit Waschen der Hände (mehr als 10 Mal pro
Arbeitstag)

Hautschutz- und Hygieneplan
Wichtig für die Anwendung von Hautmitteln, Desinfektionsmitteln und den Einsatz von geeigneten Handschuhen ist eine
Übersicht für die Mitarbeitenden. Diese Funktion erfüllt der Hautschutz- und Hygieneplan. Er regelt die Anwendung der
aufgeführten Produkte und stimmt alle Hautschutzmaßnahmen aufeinander ab.
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Beschaffung von geeigneten Haut- und Desinfektionsmitteln
Da eine Hauterkrankung im Anfangsstadium häufig nicht als wesentliche
Gesundheitsschädigung wahrgenommen wird, ist es wichtig geeignete Produkte
zu beschaffen. Während bei einer gesunden Haut allergisierende Inhaltsstoffe
keine Probleme bereiten, besteht bei einer vorgeschädigten Haut die Gefahr
einer Allergisierung. Deshalb sollten Hautprodukte beschafft werden, die keine
Duft- und Konservierungsstoffe enthalten. Da es verschiedene Hauttypen gibt,
sind Produkte mit dem für den jeweiligen Hauttyp geeigneten Fettgehalt
wirkungsvoller. Hautreinigungsmittel sollten ohne Duft-, Farb- und
Konservierungsstoffe beschafft werden. Desinfektionsmittel sollten ebenfalls
keine Farb- und Duftstoffe enthalten.

Hautschutzmittel
Hautschutzmittel sind spezielle Produkte, welche die Widerstandsfähigkeit der
Haut stärken. Sie sind speziell auf die jeweilige Arbeitsaufgabe und die damit verbundenen Hautgefährdungen abgestimmt. Bei
der Tätigkeit im Rettungsdienst, verbunden mit langen Handschuhtragezeiten, ist die Anwendung von geeigneten
Hautschutzmitteln besonders wichtig. Sie sorgen für eine Reduktion der Schweißbildung bei längeren Handschuhtragezeiten.

Hautschutzmittel sollten vor Arbeitsbeginn, vor Feuchtarbeiten, vor dem Tragen von Handschuhen und nach Pausen verwendet
werden.

Hautreinigungsmittel
Die Hände sollten nur bei sichtbarer Verschmutzung gewaschen werden oder wenn sie verschwitzt oder klebrig sind. Starke
Verschmutzungen an den Händen sollten durch das Tragen von Handschuhen vermieden werden. Häufiges und intensives
Händewaschen entzieht der Haut die eigenen Fette und beeinträchtigt ihre natürliche Schutzfunktion. Die Hornschicht quillt
auf. Die Haut wird durchlässiger für Schadstoffe, Allergene und Krankheitserreger. Deswegen gilt: Hände schonend waschen so
wenig wie möglich und nur so oft wie nötig. Auf Bürsten ist zur Händereinigung gänzlich zu verzichten. Sie verursachen
mikroskopische Verletzungen, in die Keime besser eindringen können.

Hautpflegemittel
Hautpflegemittel regenerieren die Haut, indem sie ihr ausgewaschene Fette zurückgeben. Feuchtigkeitsbindende Substanzen
verringern die erneute Austrocknung der Haut und diese gewinnt einen Teil ihres natürlichen Schutzes zurück. Eine gepflegte
Haut steht auch für eine intakte Schutzfunktion. In eine intakte Haut können Keime und Schadstoffe nur erschwert eindringen.
Hautpflegemittel sollten nach dem Händewaschen, zu Beginn der Arbeitspausen, nach Arbeitsende und in der Freizeit
verwendet werden. Sie benötigen eine gewisse Zeit zum Einwirken.

Auswahl der Handschuhe
Vor der Auswahl und dem Einsatz von Schutzhandschuhen hat der Unternehmer
eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. Insbesondere beim Umgang mit
Reinigungs- und Desinfektionsmittelkonzentraten müssen die Gefährdungen vor
Auswahl von Schutzhandschuhen sorgfältig ermittelt und beurteilt sein. Die
Schutzhandschuhe sind dann entsprechend der Dauer der Einwirkung durch den
(Gefahr-)Stoff und entsprechend der Tragedauer auszuwählen. Hierbei ist der
geeignete Handschuhtyp nach den Vorgaben des Herstellers zu bestimmen, da
der Hersteller den jeweiligen Einsatzbereich (die bestimmungsgemäße
Verwendung) von Schutzhandschuhtypen festlegt. Eine entsprechende
Kennzeichnung befindet sich mindestens auf der Umverpackung des
Handschuhs oder auf dem Handschuh selbst.

Die Schutzwirkung von Schutzhandschuhen ist begrenzt. Dünnwandige Latex- oder Vinyl-Handschuhe schützen zwar gegen
biologische Arbeitsstoffe, nicht aber gegen die Auswirkungen von Reinigungs- oder Desinfektionsflüssigkeiten oder -
konzentrate.

Eine Übersicht über die Eigenschaften verschiedener Handschuhmaterialien finden Sie hier.
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Schutzhandschuhe
Schutzhandschuhe zählen zur persönlichen Schutzausrüstung. Geeignete Schutzhandschuhe müssen den Beschäftigten vom
Arbeitgeber individuell in ausreichender Anzahl und passender Größe zur Verfügung gestellt und vom Beschäftigten getragen
werden.

Im Rettungsdienst spielen vor allem die Gefährdungen durch biologische Arbeitsstoffe und Gefahrstoffe eine Rolle. Hier sollten
Schutzhandschuhe daher folgende Kriterien erfüllen:

Undurchlässig für Flüssigkeiten und Chemikalien
Möglichst exakte Anpassung an die Anatomie der Hand
Hohe Elastizität
Das Tastgefühl der Anwendenden nicht beeinträchtigen

Diese Material- und Trageanforderungen lassen sich nicht in einem Handschuhtyp verwirklichen. Daher werden im
Rettungsdienst je nach Gefährdung im Wesentlichen folgende Handschuhtypen und Handschuhmaterialien eingesetzt:

1. Dünnwandige, flüssigkeitsdichte und allergenarme Handschuhe zum einmaligen Gebrauch für den Umgang mit
Körperflüssigkeiten und -ausscheidungen (z. B. puderfreies Latex, Vinyl, Nitril)

2. Feste, flüssigkeitsdichte und allergenarme Handschuhe zum Desinfizieren und Reinigen benutzter Instrumente, Geräte
und Flächen (z. B. Nitril, PVC)

3. Feste, flüssigkeitsdichte und allergenarme Handschuhe mit verlängertem Schaft (Haushaltshandschuhe) für
Reinigungsarbeiten (z. B. Nitril, PVC)

4. Baumwoll-Unterziehhandschuhe für Tätigkeiten mit längerer Tragezeit i. V. m. dem geeigneten Schutzhandschuh
5. Chemikalienschutzhandschuhe beim Umgang mit Reinigungs- oder Desinfektionsmittelkonzentraten

Hinweise zum Handschuhtragen
Folgende Punkte sollten berücksichtigt werden:

Tragen der Schutzhandschuhe nur so lange wie nötig
Bei längeren Tragezeiten Baumwollunterziehhandschuhe benutzen (Feuchtigkeitsbindung)
Wechseln der Handschuhe bei Beschädigung oder innerer Feuchtigkeit
Einmalhandschuhe verlieren bei mehrmaligen Gebrauch die Schutzwirkung
Chemikalienschutzhandschuhe (Haushalthandschuhe) nach Gebrauch mit der Öffnung nach oben zum Trocknen
aufhängen

Besteht bei Mitarbeitenden eine Handschuhunverträglichkeit, wie z. B. gegen Latexhandschuhe, hat der Arbeitgeber
betroffenen Mitarbeitenden alternative Handschuhe zur Verfügung zu stellen.

Händehygiene
Den Versicherten sind in der Rettungswache leicht erreichbare Handwaschplätze
mit fließend warmem und kaltem Wasser, Spendern für Hautreinigungsmittel
und Einmalhandtücher zur Verfügung zu stellen.

Die Handwaschbecken sind mit Armaturen auszustatten, welche ohne
Handberührungen bedienbar sind. Geeignet sind z. B. haushaltsübliche
Einhebelmischbatterien mit verlängertem Hebel, die mit dem Handgelenk
bedienbar sind, oder selbstschließende Waschtisch-Armaturen (Druckknopf).

Für eine notwendige hygienische Händedesinfektion sind
Desinfektionsmittelspender zur Verfügung zu stellen. Eine hygienische
Händedesinfektion ist nach Patientinnen-/ Patientenkontakt, Kontakt zu
potenziell infektiösen Materialien oder Oberflächen oder nach dem Ausziehen
der Schutzhandschuhe erforderlich.

Bei Tätigkeiten, die eine hygienische Händedesinfektion erfordern, dürfen an Händen und Unterarmen z. B. keine
Schmuckstücke, Ringe, einschließlich Eheringe, Armbanduhren, Piercings, künstliche Fingernägel oder sogenannte
Freundschaftsbänder getragen werden. Fingernägel sind kurz und rund geschnitten zu tragen und sollen die Fingerkuppe nicht
überragen. Lackierte Fingernägel können den Erfolg einer Händedesinfektion gefährden. Deswegen ist im Rahmen der
Gefährdungsbeurteilung zu entscheiden, ob auf Nagellack verzichtet werden muss. 

Händewaschen ist grundsätzlich hautbelastend und daher auf ein notwendiges Minimum zu reduzieren. Auf den Vorrang der
Desinfektion vor der Reinigung wird hingewiesen.
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Hauterkrankung
Beruflich bedingte Hauterkrankungen entstehen oft schleichend mit anfangs nur geringen Hautveränderungen, wie
Hautrauigkeit, Juckreiz und Rötung. Ein Fortschreiten der Hautveränderungen äußert sich in Form von Schwellungen, Bläschen,
Krusten, Schuppen oder Hauteinrissen.

Von Mitarbeitenden und Vorgesetzten wird dies häufig unterschätzt. Anstatt bei den ersten Anzeichen zu handeln, wird nicht
selten zu lange gewartet. Ungefähr 90 % der berufsbedingten Hauterkrankungen sind Ekzeme. Ekzeme sind nicht infektiöse
Entzündungen der Haut. Man spricht in diesem Zusammenhang von einem 2-Phasen-Ekzem.

1. Phase: Es kann ein sogenanntes Abnutzungsekzem (irritatives Kontaktekzem) durch permanente Belastungen, wie z. B.
langes Tragen flüssigkeitsdichter Handschuhe und häufiges Waschen der Hände, entstehen. 

2. Phase: Auf Grund der genannten Vorschädigung der Haut kann dann durch Eindringen von Allergenen (z. B. Duftstoffe,
Konservierungsstoffe) ein allergisches Kontaktekzem entstehen. Hat sich ein allergisches Kontaktekzem gebildet, ist dies
unumkehrbar und kann dazu führen, dass die Tätigkeit aufgeben werden muss.

Wird der Unfallkasse NRW eine Hauterkrankung gemeldet (Betriebsärztin/-arzt, Hautärztin/-arzt, Mitarbeitende) wird das
sogenannte Hautarztverfahren eingeleitet.

Gemäß dem Hautarztverfahren ist jede Ärztin/jeder Arzt verpflichtet, bei Verdacht auf eine berufsbedingte Hauterkrankung
Erkrankte zur Hautärztin/zum Hautarzt zu überweisen. Die Hautärztin/der Hautarzt ist verpflichtet einen Hautarztbericht zu
erstellen und diesen an den Unfallversicherungsträger (Unfallkasse NRW) weiterzuleiten. Das Hautarztverfahren dient der
Früherfassung von Hauterkrankungen und der frühzeitigen Information des Unfallversicherungsträgers. Dadurch werden die
Heilungschancen betroffener Personen wirkungsvoll verbessert.

Die Meldung einer Hauterkrankung an den Unfallversicherungsträger kann durch Erkrankte (Versicherte), Ärztinnen und Ärzte
erfolgen. Versicherte erhalten einen Fragebogen zur Arbeitsanamese und eine Einwilligungserklärung zur Datenerfassung
(Arbeitgeber, Krankenkasse, Unfallversicherungsträger, andere Sozialversicherungsträger, Behörden etc.).

Der Unfallversicherungsträger ist gemäß § 3 der Berufskrankheitenverordnung verpflichtet, Maßnahmen zur Vermeidung einer
Hautberufskrankheit durchzuführen. Dazu zählen:

Medizinische Behandlung
Maßnahmen zur Verhaltensprävention
Technische und organisatorische Maßnahmen am Arbeitsplatz
Einsatz von geeigneten Hautmitteln und Handschuhen am Arbeitsplatz

Die medizinische Behandlung wird zunächst für ein halbes Jahr von der Unfallkasse NRW bezahlt. Bei ausbleibendem
Behandlungserfolg kann die Kostenübernahme verlängert werden. Bei schwerwiegenden Fällen wird den Versicherten ein
mehrwöchiger Aufenthalt in einer Hautklinik angeboten.

Verhaltensprävention - Hautschutzseminar
Das Seminar ist ausschließlich für erkrankte Versicherte konzipiert. Es erfolgt eine Schulung der Versicherten über alle Aspekte
des Hautschutzes und eine mögliche Einzelberatung durch eine Hautärztin/einen Hautarzt. Dabei werden individuelle
Empfehlungen zu Hautschutz- und Hautpflegeprodukten, Hautreinigungsmitteln und Handschuhen gegeben. Den
Abschlussbericht erhalten die behandelnde Hautärztin/der behandelnde Hautarzt und die Unfallkasse NRW. Die Unfallkasse
NRW schickt ein Empfehlungsschreiben bezüglich präventiver Maßnahmen an den Arbeitgeber, und den kompletten Bericht
erhält die Betriebsärztin/der Betriebsarzt. Für die Berufskrankheitenabteilung der Unfallkasse NRW ist der Abschlussbericht ein
wichtiger Hinweis für das weitere Handeln. Für die Präventionsabteilung sind die Hauterkrankungsfälle ein Hinweis auf
Arbeitsschutzdefizite. Es erfolgt ein Gespräch mit Versicherten und Vorgesetzten und gegebenenfalls eine
Arbeitsplatzbegehung. Dabei wird auch kontrolliert, ob die vorgeschlagenen Maßnahmen des Hautschutzseminars befolgt
wurden. Bei festgestellten Defiziten werden präventive Maßnahmen angeordnet.
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Zusammenfassung wesentlicher Punkte

Mitarbeitende mit einer Hauterkrankung sollten ermutigt werden, frühzeitig,
d. h. bei den ersten Anzeichen (Rötung, Risse, Jucken, Brennen nach
Händedesinfektion), eine Hautärztin/einen Hautarzt aufzusuchen.
Das Hautarztverfahren kann auch ohne Information des Arbeitgebers
durchgeführt werden (Einwilligungserklärung).
Durch eine frühzeitige Intervention (Meldung bei der Unfallkasse NRW,
Arztbesuch) kann eine Verschlimmerung der Erkrankung und eine eventuelle
Berufsaufgabe verhindert werden.
Unterweisungen zum Thema Hautschutz sind zwingend durchzuführen, um
die Mitarbeitenden zu informieren und zu sensibilisieren.
Die Betriebsärztin/der Betriebsarzt hat die Verpflichtung bei der
arbeitsmedizinischen Vorsorge zum Thema Haut die Versicherten zu
informieren. Er kann auch bei der Unterweisung mit eingebunden werden.
Bei mehr als zwei Stunden Feuchtarbeit pro Schicht muss den
Mitarbeitenden eine arbeitsmedizinische Vorsorge der Haut angeboten
werden. Bei vier Stunden Feuchtarbeit ist eine arbeitsmedizinische
Pflichtvorsorge erforderlich.
Beschaffung geeigneter Hautprodukte, Handschuhe und Desinfektionsmittel.
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Quellen

Benutzung von Schutzhandschuhen, DGUV Regel 112-995
Verhütung von Infektionskrankheiten in der Pflege und Betreuung, DGUV Information 207-009
Hautschutz, DGUV Information 212-014
Auswahl, Bereitstellung und Benutzung von beruflichen Hautmitteln, DGUV Information 212-017
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV), § 1, Ziel und Anwendungsbereich
Gefährdung durch Hautkontakt - Ermittlung, Beurteilung, Maßnahmen, Technische Regel für Gefahrstoffe, TRGS 401
Verzeichnis sensibilisierender Stoffe und von Tätigkeiten mit sensibilisierenden Stoffen, Technische Regel für Gefahrstoffe,
TRGS 907
Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, Technische Regel für Biologische
Arbeitsstoffe, TRBA 250
Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, Technische Regel für Biologische
Arbeitsstoffe, TRBA 250, Ziff. 4.1.1
Hautschutz- und Händehygieneplan für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der ärztlichen Praxis, TP-HSP-1
Hautgesundheit im Beruf
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Der unsachgemäße Einsatz von Leitern in Rettungswachen kann zu schweren
Arbeitsunfällen führen. Folgende Ursachen können Absturzunfälle zur Folge
haben:

Mangelhafte Standsicherheit der Person auf der Leiter
Mangelnde Standsicherheit der Leiter
Unsachgemäßer Gebrauch der Leiter
Verwendung der oberen Stufe
Fehlende Sicherung im Verkehrsbereich
Schadhafte Leiter

Bevor Leitern als Arbeitsplatz oder als Zugang zu hochgelegenen Arbeitsplätzen
(Verkehrswege) zur Verfügung gestellt werden, ist daher im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln, ob der Einsatz
einer Leiter oder eines Tritts erforderlich oder nicht ein anderes Arbeitsmittel für diese Tätigkeit sicherer ist. Leitern sollen das
letzte Mittel der (Arbeitsmittel-) Wahl sein (Ziffer 3 TRBS 2121 Teil 2).

Anforderungen
Für den sicheren Umgang mit Leitern sind folgende Aspekte maßgeblich:

Auswahl einer geeigneten Leiter für den Verwendungszweck (Bauform und Größe)
Standsichere Aufstellung
Bestimmungsgemäße Verwendung
Prüfung durch Benutzende vor jeder Verwendung auf augenscheinliche Mängel
Regelmäßige Prüfung auf ordnungsgemäßen Zustand

Geeignete Leitern (Stand der Technik) müssen in ausreichender Anzahl und ortsnah von Arbeitgebenden zur Verfügung gestellt
werden.

Unterweisungen
Beschäftigte sind über die bestimmungsgemäße Verwendung von Leitern und Tritten mündlich zu unterweisen. Als Grundlage
eignet sich eine Betriebsanweisung (Beispiel), auf der die wichtigsten Sicherheitsaspekte zusammengefasst sind. Hierbei sind
auch die an der Leiter angebrachten oder die mit der Leiter zur Verfügung gestellten Benutzungsanleitungen und ggf.
Betriebsanweisungen zu berücksichtigen (Ziffer 4.2.1 TRBS 2121 Teil 2).

Die Unterweisung muss mindestens einmal jährlich sowie bei besonderen Anlässen erfolgen, wie z. B. nach einem Unfall oder
dem Einsatz neuer Leiterbauarten.

In der Regel beinhaltet eine Unterweisung:

Hinweise zur bestimmungsgemäßen Benutzung
Bauartspezifische Hinweise
Hinweise auf zusätzliche Gefährdungen

Arbeitgebende, die Leitern benutzen oder benutzen lassen, haben sicherzustellen, dass die Leitern in einem
ordnungsgemäßen Zustand gehalten werden. Arbeitgebende haben betroffene Beschäftigte darüber zu unterweisen, dass
festgestellte augenfällige Beschädigungen vor der Benutzung an jeweilige Vorgesetzte zu melden und beschädigte Leitern
unverzüglich der Benutzung zu entziehen sind (Ziffer 4.3 TRBS 2121 Teil 2).

Auswahl von Leitern und Tritten
Bei der Auswahl einer Leiter oder eines Tritts ist zunächst der Verwendungszweck bzw. die Arbeitsaufgabe zu prüfen. Folgende
orientierende Fragen sind hierfür relevant:

Soll die Leiter als Zugang oder Abgang (Verkehrsweg) verwendet werden?
Soll sie als hochgelegener Arbeitsplatz genutzt werden?
Welcher Höhenunterschied ist zu überwinden?
Wie ist das bauliche Umfeld geschaffen?
Wie schwierig ist die Aufgabe?
Wie hoch ist die einzusetzende Kraft bei der Tätigkeit (Beispiele: Betonbohrarbeiten oder ein Leuchtmittel wechseln)?
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Ferner spielt die Dauer und Häufigkeit  der Anwendung eine entscheidende Rolle.
Zu unterscheiden ist, ob die Leiter als Zugang zu bzw. Abgang von
hochgelegenen Arbeitsplätzen (Verkehrsweg) verwendet wird oder als
hochgelegener Arbeitsplatz.

a) Wenn die Leiter als Zugang zu bzw. Abgang von hochgelegenen
Arbeitsplätzen (Verkehrsweg) dienen soll, müssen folgende Kriterien erfüllt
sein (Ziffer 4.2.3 TRBS 2121 Teil 2):

Die Verwendung der Leiter ist auf einen zu überwindenden
Höhenunterschied von maximal 5 m beschränkt. Ausnahmsweise darf
der zu überbrückende Höhenunterschied auch mehr als 5 m betragen,
wenn die Leiter sehr selten (z. B. 2 von 1000 Anwendungen) verwendet
wird.
Aufgrund einer geringen Gefährdung und der geringen
Verwendungsdauer der Leiter ist die Verwendung alternativer
Arbeitsmittel nicht verhältnismäßig.
Eine sichere Verrichtung der Arbeiten ist nach der
Gefährdungsbeurteilung gewährleistet.
Leitern, die als Aufstieg verwendet werden, müssen so beschaffen sein,
dass sie mindestens 1 m über die Austrittsstelle hinausragen, sofern
nicht andere Vorrichtungen ein sicheres Festhalten erlauben.

b) Eine Leiter kommt als hochgelegener Arbeitsplatz in Frage (Ziffer 4.2.4
TRBS 2121 Teil 2):            

Bis zu einer Standhöhe von 2 m.
Bei einer Standhöhe zwischen 2 m und 5 m, wenn nur zeitweilige Arbeiten verrichtet werden. Als zeitweilig gelten
Arbeiten, die einen Zeitraum von 2 Stunden je Arbeitsschicht nicht überschreiten (z. B. Wartungs-, Instandhaltungs-,
Inspektions-, Mess- und Montagearbeiten). Damit kann ein konkretes Zeitkriterium die Wahl der Leiter bestimmen.
Aufgrund einer geringen Gefährdung und der geringen Verwendungsdauer der Leiter ist die Verwendung alternativer
Arbeitsmittel nicht verhältnismäßig.
Eine sichere Verrichtung der Arbeiten ist nach der Gefährdungsbeurteilung gewährleistet.
Tragbare Leitern als hochgelegener Arbeitsplatz dürfen nur verwendet werden, wenn Beschäftigte mit beiden Füßen auf
einer Stufe oder Plattform stehen. Es gilt der Grundsatz: „Stufe statt Sprosse!“ Nur in begründeten Ausnahmefällen
sind Sprossenleitern einsetzbar (z. B. in engen Schächten, Ernte im Obstbau).
Der Standplatz auf der Leiter darf nicht höher als 5 m über der Aufstellfläche liegen. Die Höhe über Grund ist die
tatsächliche Absturzhöhe.
Umgebungs- und Witterungsverhältnisse sind bei zeitweiligen Arbeiten zu berücksichtigen. Wenn Wetterphänomene
eine Gefährdung für Beschäftige darstellen, dürfen Arbeiten nicht begonnen werden oder sind einzustellen.

Die Bauart und Größe  muss für die vorgesehene Tätigkeit geeignet sein. Für geringe Steighöhen bis 1 m kann beispielsweise
der Tritt ein effektives und sicheres Arbeitsmittel sein. Bei größeren Höhen ist abzuwägen, welche Leiter am sichersten ist. Das
Arbeiten von einer Plattform- oder Podestleiter ist immer sicherer als von einer Sprossenleiter. Alternative Arbeitsmittel sind z.
B.:

Stufenplattform/Kleinpodest
Gerüst
Hubarbeitsbühne
fahrbare Arbeitsbühne, etc.

Die Leiternorm DIN EN 131  unterscheidet zwischen Leitern für den gewerblichen und privaten Gebrauch.

Tragbare Anlegeleitern mit einer Länge von mehr als 3 m müssen eine vergrößerte Mindestfußbreite  aufweisen (z. B.
Quertraverse oder konische Bauweise). Wenn die Anlegeleitern mehrteilig sind, dürfen Leiterteile nicht trennbar sein. Bei
Leitern mit der Möglichkeit separat verwendbarer einzelner Leiterteile, die länger sind als 3 m, muss jedes Leiterteil über die
notwenige Fußbreite verfügen.

Arbeitgebende haben bei der Neuanschaffung von Leitern darauf zu achten, dass die Anforderungen dieser Norm erfüllt und
Leitern für den gewerblichen Gebrauch geeignet sind. Auch bei Bestands-Leitern sollte im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung
berücksichtigt werden, dass die Standsicherheit von Leitern durch eine Fußverbreiterung verbessert werden kann (Ziffer 4.1
TRBS 2121 Teil 2).
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Quellen

Handlungsanleitung für den Umgang mit Leitern und Tritten, DGUV Information 208-016
Stehleitern, BG Bau, Baustein B132
Gefährdung von Beschäftigten bei der Verwendung von Leitern, Technische Regeln für Betriebssicherheit, TRBS 2121 Teil 2
„Die neue TRBS 2121-2 „Gefährdung von Beschäftigten durch Absturz bei der Verwendung von Leitern“ von Dipl.-Ing.
Hendrikje Rahming, Berlin (Artikel im Bauportal 02/2019)
Anlegeleitern, BG Bau, Bausteine B131

Leiterprüfung
Leitern müssen über die Sichtprüfung durch Benutzende regelmäßig auf ihren ordnungsgemäßen Zustand geprüft werden. Die
Zeitabstände für die Prüfungen richten sich nach den Betriebsverhältnissen, also der Beanspruchung der Leitern. Grundsätzlich
müssen Fristen für Prüfungen so gewählt werden, dass zu erwartende Mängel und Beschädigungen frühzeitig erkannt werden
können.

Mit der Leiterprüfung dürfen nur geeignete Personen beauftragt werden. Welche Eignung konkret erforderlich ist, hat die
Unternehmerin/der Unternehmer im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln (§ 3 Abs. 3 BetrSichV ). Die beauftragte
Person sollte in jedem Fall über eine handwerkliche Ausbildung verfügen und mit den berufsgenossenschaftlichen Vorschriften
und Regeln für Leitern und Tritten vertraut sein.
Weitere Hinweise sowie eine Checkliste für die Leiterprüfung enthält die DGUV Information 208-016.

Der vorstehende Text zum Thema „Leitern und Tritte“ wurde größtenteils dem Onlineportal Sicheres Krankenhaus,
bereichsübergreifende Texte, entnommen.
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Gefährdungen müssen primär durch technische und organisa​torische Maßnahmen ausgeschaltet werden. Soweit dies nicht
möglich ist, müssen Versicherte zusätzlich durch geeignete persönliche Schutzausrüstungen geschützt werden.

Verantwortung
Der Unternehmer hat den Versicherten persönliche Schutz​ausrüstungen (PSA) in ausreichender Anzahl zur Verfügung zu
stellen. Er hat die Versicherten über den Einsatz der PSA zu unterweisen, sie müssen dem Versicherten individuell passen.
Daher sollten PSA grundsätzlich für den Gebrauch durch eine Person bestimmt sein. Erfordern die Umstände eine Benutzung
der PSA durch verschiedene Versicherte, hat der Unternehmer dafür zu sorgen, dass keine Gesundheitsgefahren oder hygie​‐
nische Probleme auftreten und die PSA jederzeit bestimmungs​gemäß verwendet werden. Die Versicherten sind verpflichtet, die
ihnen zur Verfügung gestellten PSA zu benutzen.

Der Unternehmer hat die erforderlichen persönlichen Schutz​ausrüstungen (PSA) den Versicherten kostenlos zur Verfügung zu
stellen. Die Kosten für Instandhaltung, Reinigung und Desinfektion trägt der Unternehmer.

EG-Konformitätserklärung
Für die auszuwählenden PSA muss eine EG-Konformitäts​erklärung vorliegen. Im Rahmen dieses Verfahrens gibt der Hersteller
zum einen eine Erklärung ab, in der bescheinigt wird, dass das in Verkehr gebrachte Produkt in seiner Gesamtheit den
Bestimmungen der betreffenden EG-Richtlinie entspricht (einschließlich ggf. einer Baumusterprüfung) und den zu​ständigen
Behörden vorgelegt werden kann. Zum anderen ist jedes Produkt mit CE-Kennzeichnung zu versehen, deren Grundbestandteil
das Kurzzeichen „CE“ (Communauté européenne) ist.

Aus den Erfahrungen der für die Hilfsorganisationen zustän​digen gesetzlichen Unfallversicherungsträger kommen im All​‐
gemeinen folgende PSA beim Rettungsdienst in Betracht (abhängig von der Gefährdungsbeurteilung):

PSA Gefährdungsart Symbol

Kopf-, Augen- und Gesichtsschutz da Gefährdungen z. B. durch Anstoßen, durch pendelnde,
herabfallende, umfallende oder wegfliegende Gegenstände
an vielen Einsatzstellen vorhanden sind

Schutzkleidung da mit Gefährdungen z. B. im Straßenverkehr, durch
Krankheitserreger und Witterungseinflüsse (Nässe, Kälte),
zurechnen ist

Handschutz da z. B. mit mechanischen Einwirkungen sowie
Gefährdungen durch Kontakt mit Krankheitskeimen zu
rechnen ist

Fußschutz da z. B. mit Verletzungen durch Umknicken, Ausrutschen,
Vertreten und mit mechanischen und chemischen
Einwirkungen zu rechnen ist
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Hinweis: Zusätzliche PSA können im Einzelfall notwendig sein.

Vor der Auswahl und dem Einsatz von persönlichen Schutz​ausrüstungen hat der
Unternehmer eine Gefährdungs​beurteilung durchzuführen, die insbesondere
beinhaltet:

Art und Umfang der Risiken am Einsatzort,
Arbeitsbedingungen und
persönliche Konstitution der Trägerin bzw. des Trägers.

Die Gefährdungsbeurteilung ist die Grundlage für die Auswahl der zu
benutzenden PSA. Bei der Auswahl der PSA sind der Stand der Technik,
Arbeitsmedizin und Hygiene sowie gesi​cherte arbeitswissenschaftliche
Erkenntnisse zu berücksich​tigen. Dies bedeutet, dass grundsätzlich PSA
auszuwählen sind, die fortschrittlichen sicherheitstechnischen und arbeits​‐
medizinischen Anforderungen genügen. Der Einsatz von PSA richtet sich
allgemein nach den auftretenden Gefahren für die Versicherten an der Arbeits-
bzw. Einsatzstelle.

PSA müssen daher insbesondere folgende Schutzeigen​schaften haben:

Schutz vor Gefahren bei Einsatz im öffentlichen Verkehrsraum
Schutz vor mechanischen Einwirkungen
Schutz vor klimatischen Einwirkungen, d. h. Schutz vor Einwirkung von
Nässe, Wind und Umgebungskälte
Schutz vor Infektionen, d. h. Schutz vor Krankheitser​regern und
schädigenden Stoffen

Zum Schutz des Kopfes gegen Anstoßen, pendelnde, herab- bzw. umfallende
oder wegfliegende Gegenstände ist für jedes Mitglied der Fahrzeugbesatzung ein
Schutzhelm zur Verfü​gung zu stellen. Es können Helme gemäß der DIN EN 397
„Industrieschutzhelme“ oder aber Schutzhelme nach DIN EN 443
„Feuerwehrhelme“ mit Kinnriemen, Gesichts- und Nackenschutz beschafft
werden. Hier ist mithilfe der Gefähr​dungsbeurteilung zu bestimmen, welche
Helme erfor​derlich sind.

Unbeschadet des Visiers sollte zum Schutz der Augen, z. B. gegen Verspritzen
von infektiöser Flüssigkeit, für jedes Mit​glied der Fahrzeugbesatzung eine Schutzbrille mit indirekter Belüftung und seitlichem
Spritzschutz auf den Einsatzfahr​zeugen vorgehalten werden.

Aus Gründen der Hygiene und im Hinblick auf die anzustre​bende persönliche
Verantwortlichkeit der Trägerin bzw. des Trägers für den Helm bzw. die
ordnungsgemäße Pflege sollte dieser für die jeweilige Person konkret bestimmt sein. Wird dagegen auf dem Einsatz​fahrzeug die
notwendige Anzahl von Helmen für die Besatzung durch mehrere Personen (wechselnde Besatzung, Schichtdienst) benutzt,
müssen entsprechende Hygiene​maßnahmen eine Übertragung von Mikroorganismen verhindern, wie z. B. durch die
Verwendung von unter dem Helm zu tragenden Papierschonmützen.

Die Schutzkleidung im Rettungsdienst bewirkt insbesondere, dass Versicherte beim Einsatz im Verkehrsraum auch in aus​‐
reichender Entfernung und bei Dunkelheit erkannt werden, gegen thermische und mechanische Einwirkungen geschützt
werden, vor Witterungseinflüssen geschützt werden und eine Einwirkung und unkontrollierte Verschleppung von Krankheits​‐
erregern auf die Versicherten verhindert wird.
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Zur besseren Sichtbarkeit der Helferinnen und der Helfer bei Einsätzen im Straßen​verkehr muss Warnkleidung nach DIN EN 471
„Warnkleidung“ ge​tragen werden. Sie muss mindestens der Bekleidungs​klasse 2 gemäß DIN EN 471 Tabelle 1 entsprechen.

Zugelassene Farben des textilen Hintergrundmaterials gemäß DIN EN 471 Tabelle 2 sind ausschließlich:

Fluoreszierendes Orange-Rot
Fluoreszierendes Rot
Fluoreszierendes Gelb

Warnkleidung, deren Warnwirkung durch Verschmutzung, Alterung oder
Abnahme der Leuchtkraft der verwendeten Materialien nicht mehr ausreicht,
muss gegen neue Warn​kleidung ausgetauscht werden.

Die Schutzkleidung muss die Trägerin bzw. den Träger gegen Einwirkung von
Nässe, Wind und Umgebungskälte schützen, womit ihre bzw. seine Gesundheit
erhalten und Kosten eingespart werden können, die anderenfalls aufgrund eines
z. B. erkältungsbedingten Arbeitsausfalls anfallen würde.

Das bedeutet, dass die Schutzkleidung aus Materialien besteht, die wasserdicht
sind und dennoch einen Wasser​dampfaustausch ermöglichen. In der DIN EN 343
„Schutz​kleidung, Schutz gegen Regen“ sind die Anforderungen an eine
Wetterschutzkleidung beschrieben. Ihre wichtigsten Kriterien sind die
Wasserdichtigkeit (Wasserdurchgangs​widerstand) und die Wasserdampfdurch​lässigkeit (Wasser​‐
dampfdurchgangswiderstand).

Die Wasserdichtigkeit der Nässesperre muss Klasse 3 erfüllen. Die
Wasserdichtigkeit bezieht sich sowohl auf die Fläche als auch auf die Nähte.
Diese müssen mit einem speziellen Klebeband verschweißt sein, um so eine
voll​ständige und dauerhafte Wasserdichtigkeit gewährleisten zu können.

Der Wasserdampfdurchgangswiderstand (Wasserdampf​durchlässigkeit) der
Nässesperre muss Klasse 3 erfüllen. Die Wasserdampfdurchlässigkeit (Ret) steht
für die Atmungs​aktivität. Je höher der Widerstand eines Gewebes ist, desto
weniger lässt es den Wasserdampf (Schweiß) nach außen entweichen. Es
entsteht Staunässe und die Trägerin bzw. der Träger fühlt sich unangenehm
„verschwitzt“. Das bedeutet, je kleiner der Ret-Wert ist, desto besser ist die
Atmungsaktivität.

Zuletzt soll neben der Feuchtigkeit auch der Wind nicht zum Innenfutter
vordringen können.

Das Tragen von Schutzhandschuhen ist notwendig, um sich vor der Gefahr, sich
z. B. an Glassplittern oder scharfen Blechkanten zu schneiden, schützen zu
können. Sie müssen der DIN EN 388 entsprechen, um vor mechanischen Gefahren zu schützen. Sie sind mit dem Piktogramm
für mechanische Risiken gekennzeichnet.

Sie sollten folgende Leistungsstufen nachweisen und entsprechend gekennzeichnet sein:

Ziffer
(nach DIN) Eigenschaft

3 Abriebfestigkeit

2 Schnittfestigkeit

3 Weiterreißkraft

3 Durchstichkraft

Ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung, dass der Kon​takt mit heißen Oberflächen nicht ausgeschlossen werden kann (z. B.
Rettungsdienst bei der Feuerwehr), kann es erforderlich sein, einen Schutzhandschuh nach DIN EN 659
„Feuerwehrschutzhandschuhe“ auszuwählen. Es genügt, wenn pro Mitglied der Fahrzeugbesatzung ein Paar entspre​chende
Handschuhe auf dem Einsatzfahrzeug vorgehalten wird. Wird auf dem Einsatzfahrzeug die notwendige Anzahl von
Handschuhen für die Besatzung durch mehrere Personen (wechselnde Besatzung, Schichtdienst) genutzt, müssen
entsprechende Hygiene​maßnahmen eine Übertragung von Mikroorganismen verhindern, wie z. B. durch die Verwendung von
unter den Handschuhen zu tragenden Einmalhand​schuhen.
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Zum Schutz vor Verletzungen durch Umknicken, Ausrut​schen, Vertreten oder
gegen mechanische oder chemische Einwirkungen sollen Versicherte im
Krankentransport- und Rettungsdienst Sicherheitsschuhe mindestens der
Kategorie S 2 Typ B mit rutschhemmender Sohle tragen.

Sicherheitsschuhe („S“) sind Schuhe nach DIN EN 345 „Sicherheitsschuhe für
den gewerblichen Gebrauch“ mit Zehenschutzkappen für hohe Belastungen – im
Unterschied zu Berufsschuhen („O“) nach DIN EN 347 „Berufsschuhe für den
gewerblichen Gebrauch“, die keine Zehenkappen haben müssen. Diese
Empfehlung entspricht der in DIN EN 1789 „Rettungsdienstfahrzeuge und deren
Ausrüstung –Krankenkraftwagen“ geforderten Mindestausrüstung.

Fußschutz der Kategorie „2“ sind nach herkömmlicher Schuh​fertigungsmethode
hergestellte Schuhe, z. B. Lederschuhe, (Grundanforderung) mit folgenden
Zusatzanforderungen: geschlossener Fersenbereich, Antistatik,
Energieaufnahme​vermögen im Fersenbereich sowie zusätzliche Anforderungen
an den Wasserdurchtritt und die Wasseraufnahme (Kenn​zeichnung „WRU“).

Der Schuh muss einen mindestens knöchelhohen Schaft der Form „B“ haben, um dem Fuß einen guten Halt zu geben.

Da die große Anzahl der Sturzunfälle durch Ausrutschen entsteht, ist eine rutschhemmende Sohle erforderlich. Da bisher keine
diesbezüglichen Anforderungen in der Norm DIN EN 345 bestehen, ist die Bewertungsgruppe R 1 nach DIN 4843, Teil 100
„Sicherheits-Schutz- und Berufsschuhe; Rutschhemmung, Mittelfußschutz, Schnittschutzeinlage und thermische
Beanspruchung; Sicherheitstechnische Anforde​rungen, Prüfung“ als Mindestanforderung bei allen Schuhen zugrunde zu legen.

Der Sicherheitsschuh muss ein anatomisch ausgebildetes Fußbett aufweisen.

Bei Einsätzen in heißen Umgebungen (z. B. Rettungsdienst der Feuerwehr) kann
es aufgrund der Gefährdungsbeur​teilung notwendig sein, ein Schuhwerk gemäß
der DIN EN 15 090 Feuerwehrschutzschuhwerk auszuwählen.

Nach der Biostoffverordnung sind Tätigkeiten in Abhängigkeit der von ihnen
ausgehenden Gefährdungen einer Schutzstufe zuzuordnen und die
erforderlichen Schutzmaßnahmen festzu​legen. Dabei müssen neben den
allgemein vorhandenen Infek​tionsgefährdungen zusätzlich die in bestimmten
Bereichen vorhandenen spezifischen Gefährdungen berücksichtigt werden
(siehe TRBA 250).

Da eine Infektiosität (z. B. Hepatiden, HIV) von Patientinnen und Patienten nicht
sicher auszuschließen ist, sind Tätigkeiten, bei denen es regel​mäßig und in
größerem Umfang zum Kontakt mit Körperflüssig​keiten, -ausscheidungen oder -
gewebe kommen kann, gemäß den Regeln der Schutzstufe 2 zuzuordnen. Daher
sind für den Versicherten nachfolgend aufgeführte persönliche Schutzaus​‐
rüstungen zur Verfügung zu stellen:

Schutzkleidung soll gemäß der GUV-Regel „Benutzung von Schutzkleidung“
(GUV-R 198) mindestens die Vorderseite des Rumpfes bedecken und
wirkungsvoll verhindern, dass darunter getragene Kleidung verschmutzt oder
kontaminiert wird. Die Widerstandsfähigkeit gegen Permeation von Infek​‐
tionserregern wird durch Prüfungen nach DIN EN 14 126 nachgewiesen. Die
Materialien werden in sechs Leistungs​klassen eingeteilt. Je höher die Klassen,
desto widerstands​fähiger ist das Material. Die Leistungsklasse ist entsprechend
dem Schutzziel zu wählen.

Hinsichtlich der erforderlichen PSA sind abhängig von der Art der
Infektionserreger Dienstanweisungen schriftlich in einem Hygieneplan
niederzulegen und in Einsatzfahrzeugen mitzu​führen.

Hinweis:
Falls Schutzkleidung oder auch Arbeitskleidung mit Krank​heitserregern z. B.
durch Blut, Sekrete/Exkrete oder Aerosole, kontaminiert ist, ist sie zu wechseln,
zu desinfizieren und zu reinigen. Die hierzu benötigten Mittel sind durch den
Unternehmer zur Verfügung zu stellen und entsprechende Verfahren anzubieten. Zusätzlich zur Arbeits- und Schutz​kleidung
können Einwegkombinationen, z. B. Schutzschür​zen, ggf. Overalls sowie Mehrwegkombinationen zum Einsatz kommen. Nach
jeder Verwendung muss hierfür eine sachgerechte Entsorgung oder ein desinfizierendes Aufbe​reitungsverfahren sichergestellt
werden.
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Flüssigkeitsdichte Einmalhandschuhe nach DIN EN 455 Teile 1 – 3
„Medizinische Handschuhe zum einmaligen Gebrauch" müssen durch den
Unternehmer in ausreichender Zahl zur Verfügung gestellt werden. Eine
ausreichende Dichtigkeit ist gegeben, wenn ein AQL (Accepted Quality Level) von
≤ 1,5 erreicht ist. Handschuhe aus Latex können Allergien auslösen, deshalb soll
der Grenzwert von 30 μg Latexprotein pro Gramm Handschuhmaterial
unterschritten werden. Gepuderte Latex​handschuhe sind durch puderfreie,
allergenarme Latexhand​schuhe oder andere geeignete Handschuhe zu ersetzen
(TRGS 540).

Bei vorhandener Allergie auf Latex oder Hilfsstoffe (Akzelera​toren, UV-
Stabilisatoren) muss auf latexfreie Alternativ​produkte, mit ausreichender
mechanischer Belastbarkeit, ausgewichen werden. Informationen dazu werden
in den Handschuhlisten Ihres Unfallversicherungsträgers (z. B. GUV-I 8584
„Achtung Allergiegefahr“ (zurückgezogen)) publiziert.

Augen- oder Gesichtsschutz (Schutzbrillen mit seitlichem Spritzschutz, z. B. nach DIN EN 166) ist zu verwenden, wenn mit
Verspritzen oder Versprühen infektiöser oder potenziell infektiöser Materialien oder Flüssigkeiten zu rechnen ist und
technische Maßnahmen keinen ausreichenden Schutz darstellen. Zusätzlich zu den übrigen persönlichen Schutzausrüstungen
sind den Versicherten im Fall der Möglichkeit einer aerogenen Übertragung von biologischen Arbeitsstoffen der Risikogruppe 3
gemäß BioStoffV (z. B. offene Lungen-TBC) als Atemschutz​geräte mindestens partikelfiltrierende Halbmasken FFP2 zur Ver​‐
fügung zu stellen. Bei der Benutzung ist auf den korrekten Dichtsitz der Halbmaske zu achten.

Schutzkleidung bzw. Arbeitskleidung von Rettungsdienst​personal kann mit Infektionserregern kontaminiert sein. Die
Feststellung, inwieweit eine Kontamination mit infektiösem Material erfolgt ist, wird nach der jeweiligen Einsatzsituation vom
Personal vor Ort entschieden.

Zum generellen Schutz vor der Kontamination Dritter darf die Schutzkleidung
nicht zu Hause gewaschen werden (siehe TRBA 250). Der Einsatz von
Waschmaschinen auf Rettungs​wachen ist aufgrund der einzuhaltenden
Anforderungen gemäß RKI-Vorgaben „Anforderungen der Hygiene an die Wäsche
aus Ein​richtungen des Gesundheitsdienstes“ und „Bedingungen für die Vergabe
von Wäsche an gewerbliche Wäschereien“ nur schwer umsetzbar.

Der Vorteil, die Wäsche in gewerblichen Wäschereien reinigen zu lassen, liegt in
den validierbaren Aufbereitungs​verfahren, da die Wasch- und
Trocknungsvorgänge (Pflege​bedingungen) eine verlässliche Gleichartigkeit
versprechen und ggf. eine zusätzliche Behandlung (z. B. Imprägnierung,
Instandset​zung) der Schutzkleidung dort vorgenommen werden kann.

Schutzkleidung (z. B. Jacke, heraustrennbares Isolations​futter, Hose) und auch
Arbeitskleidung für das Rettungs​dienstpersonal müssen so beschaffen sein,
dass sie im Falle einer Kontamination mit Mikroorganismen, von denen eine
Infektionsgefährdung ausgehen kann, desinfizierbar sind. Aus diesem Grund soll
die Schutzkleidung bzw. Arbeits​kleidung für desinfizierende Waschverfahren nach RKI-Liste geeignet sein. Der Konfektionär
muss Desinfektionsverfahren gemäß RKI Liste empfehlen.

Da die Schutzwirkung der Bekleidung durch den Wasch​vorgang beeinträchtigt wird, soll die Wiederaufbereitung (waschen,
trocknen und nachimprägnieren) möglichst durch eine nach RAL 992-2 eingestufte gewerbliche Wäscherei erfolgen, die nach
den Vorgaben der RKI-Empfehlung arbeitet.

Arbeitskleidung ist eine Kleidung, die anstelle oder in Ergän​zung der Privatkleidung bei der Arbeit getragen wird. Sie hat keine
spezifische Schutzfunktion gegen schädigende Einflüsse. Zur Arbeitskleidung zählt auch Berufskleidung. Sie ist eine
berufsspezifische Arbeitskleidung, die als Standes- oder Dienstkleidung, z. B. Uniform, getragen wird. Sie ist keine Kleidung
mit spezifischer Schutzfunktion.

Schutzkleidung ist jede Kleidung, die dazu bestimmt ist, Ver​sicherte vor schädigenden Einwirkungen bei der Arbeit oder deren
Arbeits- oder Privatkleidung vor der Kontamination durch biologische Arbeitsstoffe zu schützen.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Benutzung von persönlichen Schutzausrüstungen im Rettungsdienst, DGUV Regel 105-003
Auswahl von persönlicher Schutzausrüstung auf der Basis einer Gefährdungsbeurteilung für Einsätze bei deutschen
Feuerwehren, DGUV Information 205-014
Feuerwehrschutzkleidung - Tipps für Beschaffer und Benutzer, DGUV Information 205-020
Mustergefährdungsbeurteilung zur Auswahl von persönlicher Schutzausrüstung (PSA) in der deutschen Luftrettung, GUV-I
5143
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 15
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 5
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 4
Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, Technische Regel für Biologische
Arbeitsstoffe, TRBA 250
Hinweise zu Schutzhandschuhen gegen mechanische Gefahren bei Feuerwehren und Hilfeleistungsorganisationen
Schutzkleidung – Schutz gegen Regen, DIN EN 343
Schutzhandschuhe gegen mechanische Risiken, DIN EN 388
Industrieschutzhelme, DIN EN 397
Feuerwehrhelme für die Brandbekämpfung in Gebäuden und anderen baulichen Anlagen, DIN EN 443
Feuerwehrschutzhandschuhe, DIN EN 659
Rettungsdienstfahrzeuge und deren Ausrüstung – Krankenkraftwagen, DIN EN 1789
Schuhe für die Feuerwehr, DIN EN 15090
Persönliche Schutzausrüstung – Sicherheitsschuhe, DIN EN 20345
Persönliche Schutzausrüstung – Berufsschuhe, DIN EN 20347
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Bei luftübertragenen Infektionskrankheiten und insbesondere in Verbindung mit
der Covid-19-Pandemie muss als persönliche Schutzausrüstung mindestens eine
filtrierende Halbmaske vom Typ FFP2 oder FFP3 getragen werden. Persönliche
Schutzausrüstung soll primär die Trägerin/den Träger schützen, nicht jedoch die
Patientin/den Patienten. Mund-Nasen-Bedeckung (MNB) und medizinische
Gesichtsmasken, die auch als OP-Masken bezeichnet werden, sind keine
persönliche Schutzausrüstung.

Eine Übersicht über die Verwendung von partikelfiltrierenden Halbmasken (FFP-
Masken) als persönliche Schutzausrüstung findet sich in entsprechenden
Hinweisen des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)
„Hinweise des BfArM zur Verwendung von Mund-Nasen-Bedeckungen,
medizinischen Gesichtsmasken sowie partikelfiltrierenden Halbmasken (FFP-Masken)“ sowie im „Maskenkompass“ der BGW.

Mund-Nasen-Bedeckungen (MNB) dürfen momentan bei Tätigkeiten im Krankenhaus/Rettungsdienst gar nicht getragen
werden.

Verwendung von Masken des Typs KN95 aus China

Infolge des Versorgungsengpasses zu Beginn der Pandemie haben Bundes- und Länderbehörden oder andere Institutionen,
wie z. B. die Kassenärztliche Vereinigung, notwendige Atemschutzmasken beschafft. Hierunter befanden sich auch zahlreiche
partikelfiltrierende Halbmasken aus China mit der Bezeichnung KN95 nach dem chinesischen Standard GB 2626 für einen
Einsatz im Gesundheitswesen. Aufgrund der noch vorhandenen Anzahl der KN95-Masken stellt sich die Frage, ob diese Masken
weiterhin verwendet werden dürfen.

Die Versorgung mit Masken ohne CE-Kennzeichnung wird in der "Verordnung zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung
mit Produkten des medizinischen Bedarfs bei der durch das Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten Krisenlage (Medizinischer
Bedarf Versorgungssicherstellungsverordnung - MedBVSV)" geregelt.

Informationen zur Bereitstellung und Verwendung von Schutzausrüstung ohne CE-Kennzeichnung hat die Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) zusammengestellt.

Partikelfiltrierende Halbmasken aus China nach dem chinesischen Standard GB 2626 und der Bezeichnung KN95 für einen
Einsatz im Gesundheitswesen durften bis zum 30.09.2020 nach vereinfachten Prüfgrundsätzen der Zentralstelle der Länder für
Sicherheitstechnik (ZLS) geprüft und bereitgestellt werden.

Zugelassene Prüfinstitute waren u. a. DEKRA Testing and Certification GmbH, TÜV NORD CERT GmbH, Textilforschungsinstitut
Thüringen-Vogtland e. V., ift Rosenheim GmbH, TÜV Rheinland LGA Products GmbH und PAConsult GmbH.

Nach erfolgreicher Prüfung durften diese Masken mit der Bezeichnung KN95 dann ohne Konformitätsbewertung und ohne
Anbringung einer CE-Kennzeichnung auf der Maske auf dem deutschen Markt bereitgestellt werden.

Eine Verwendung dieser Masken mit der Bezeichnung KN95 im Gesundheitsdienst ist jedoch nur zulässig, wenn die kleinste
Verpackungseinheit oder die Maske selbst als Corona-Virus-Pandemie-Atemschutzmasken "CPA“ oder als „Pandemie-
Atemschutzmaske" gekennzeichnet ist. Weiterhin muss der kleinsten Liefereinheit ein Prüfbericht und ein
Bewertungsschreiben des verantwortlichen Prüfinstituts beiliegen.

Hersteller, Importeure und Händler oder Lieferanten müssen entsprechende Nachweise für Masken für das Gesundheitswesen
beibringen können:

a. Bundesgesundheitsministerium (BMG) oder die ausliefernde Stelle, wenn die Masken durch den Bund (z. B.
Beschaffungsstab beim BMG, Auslieferung erfolgte durch entsprechende Dienstleister) beschafft wurden,

b. Die jeweiligen Länderbehörden zu Masken, die durch Länderbehörden bereitgestellt wurden oder werden,
c. Zu Masken, die z. B. von den Kassenärztlichen Vereinigungen oder den Kommunen beschafft und bereitgestellt wurden

oder werden, durch die jeweilige Institution.
d. Für Masken, die im freien Handel beschafft wurden, muss der Händler jeder Auslieferungseinheit eine behördliche

Bescheinigung über den bestandenen vereinfachten Prüfgrundsatz nach § 9 Abs. 2 MedBVSV beilegen. Masken, die aus
den Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada, Australien oder Japan kommen und die nach § 9 Abs. 1 MedBVSV
beschafft wurden, sollten Herstellerinformationen, Gebrauchs- oder Bedienungsanleitungen (eventuell auch nicht in
deutscher Sprache) beiliegen, die zum jeweiligen Einsatzbereich informieren.
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Quellen

Empfehlung des BfArM „Hinweise des BfArM zur Verwendung von Mund-Nasen-Bedeckungen, medizinischen
Gesichtsmasken sowie partikelfiltrierenden Halbmasken (FFP-Masken)“
„Maskenkompass“ der BGW:
Merkblatt der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA): „Hinweise zum Erkennen konformer
Atemschutzmasken“ der BAuA

 
KN95-Masken nach dem chinesischen Standard GB 2626 können mit Kennzeichnungen wie "non medical use", "This product is
a non-medical device" versehen sein. Auch diese Masken sind für den Einsatz im medizinischen Bereich geeignet und
zugelassen, wenn diese Masken zuvor das oben beschriebene vereinfachte Bewertungsverfahren der Zentralstelle der Länder
für Sicherheitstechnik (ZLS) bestanden haben und ausdrücklich als Corona-Pandemie-Atemschutzmaske („CPA“)
gekennzeichnet sind.

Seit dem 01.10.2020 dürfen partikelfiltrierende Halbmasken aus China mit der Bezeichnung KN95 für einen Einsatz im
Gesundheitswesen nicht mehr nach vereinfachten Prüf- und Zulassungsverfahren verkauft und in Verkehr gebracht werden.
Gekaufte Bestände an KN95-Masken, die bis zum 30.09.2020 aufgrund der geltenden Bestimmungen in Verkehr gebracht
wurden, können verwendet und aufgebraucht werden.

Fehlen bei Masken ohne eine CE-Kennzeichnung eine Bescheinigung für einen bestandenen vereinfachten Prüfgrundsatz im
Sinne der MedBVSV durch ein zugelassenes Prüflabor, so muss davon ausgegangen werden, dass diese Masken die
grundlegenden Sicherheits-und Gesundheitsschutzanforderungen nicht erfüllen und somit nicht zuverlässig vor luftgetragenen
Infektionskrankheiten schützen. Diese Halbmasken sollten nicht verwendet werden.

Normkonforme FFP2-Masken müssen wie folgt gekennzeichnet sein.

Informationen zu nicht geeigneten Atemschutzmasken finden sich beispielsweise hier.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, Pkt. 2.4
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 4

Voraussetzung für ein sicheres Arbeiten im Betrieb sind sichere Arbeitsabläufe,
eine sichere Arbeitsumgebung, sichere Arbeitsmittel und die Verwendung der
geeigneten persönlichen Schutzausrüstung. Um Sicherheit und Gesundheit in
die betriebliche Organisation einzubinden, ist eine grundsätzliche Regelung
erforderlich. Bei der Planung von Arbeitsprozessen oder bei der Beschaffung von
Arbeitsmitteln sind auch die Belange des Arbeits- und Gesundheitsschutzes zu
berücksichtigen.

Auch bei Neubau- oder Umbaumaßnahmen sollten von Anfang an ergonomische
und sicherheitstechnische Anforderungen nach dem Stand der Technik beachtet
werden. Es ist ratsam die Funktionsträgerinnen und Funktionsträger im
Arbeitsschutz (Fachkraft für Arbeitssicherheit, Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt)
rechtzeitig und umfassend in Planungs-, Investitions- und Beschaffungsvorhaben einzubeziehen. Dies gilt insbesondere auch
für die Personalvertretung, die in Fragen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes grundsätzlich beteiligt werden muss. Die
Fachleute wissen, was bei der Beschaffung von Maschinen, Geräten, Medizinprodukten, Anlagen, Werkzeugen,
Lagerungsmaterialien oder persönlichen Schutzausrüstungen bezüglich des Arbeitsschutzes zu berücksichtigen ist. Wenn
Fremdfirmen mit Planungen, Neu- oder Umbauten, Änderungen und Instandsetzungen sowie Beschaffungen beauftragt werden,
sollte bei der Vertragsgestaltung schriftlich vereinbar werden, dass die einschlägigen Arbeitsschutzvorschriften eingehalten
werden (Ziffer 2.4, Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001). Bei der Planung von Arbeitsabläufen ermitteln die
Führungskräfte zusammen mit den jeweiligen inner- und außerbetrieblichen Fachleuten des Arbeitsschutzes vor Aufnahme der
Tätigkeit die zu erwartenden Gefährdungen. Diese Gefährdungen werden durch geeignete Maßnahmen beseitigt oder
minimiert.

Beschaffung von Arbeits- und Hilfsmitteln

Die Erfahrung zeigt, dass insbesondere bei der Beschaffung von Arbeits- und Hilfsmitteln die Einbeziehung der Beschäftigten
notwendig ist. So werden etwa Hilfsmittel häufig deswegen nicht benutzt, weil sie für die Arbeitsaufgabe nicht optimal geeignet
oder umständlich in der Handhabung sind. Ein Beispiel hierfür sind Hebehilfsmittel und andere technische Transferhilfsmittel.
Diese müssen sorgfältig ausgewählt werden, damit sie den Arbeitsanforderungen, aber auch den räumlichen und
organisatorischen Gegebenheiten des Arbeitsbereiches entsprechen. Ist dies nicht der Fall, werden sie nicht verwendet und
das Schutzziel wird verfehlt. Die Anschaffung eines ungeeigneten Modells kann somit auch betriebswirtschaftlich die weitaus
teurere Lösung sein, da ggf. ein weiteres Gerät angeschafft werden muss oder finanzielle Schäden durch krankheitsbedingte
Ausfallzeiten entstehen. Eine Erprobung von mehreren Modellen vor der endgültigen Auswahl ist zu empfehlen und wird
zumeist von den Anbietern auch unterstützt.
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 Hallentore 

 Hochdruckreiniger 

 Leitern 

 Feuerlöscher

Es ist zu gewährleisten, dass
Versicherte im Rettungsdienst nicht
durch sicherheitswidrige Technik zu
Schaden kommen. Geräte und
technische Anlagen können bei ihrer
Verwendung verschleißen oder
beschädigt werden. Bei der
regelmäßigen Überprüfung von
Geräten und technischen Anlagen in der Rettungswache sollen Beschädigungen,
Verschleiß oder sonstige Veränderungen frühzeitig erkannt sowie die
Vollständigkeit und Wirksamkeit der Sicherheitseinrichtungen festgestellt
werden. Dazu zählen z. B. ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel, aber
auch ortsfeste elektrische Anlagen, Tore, Hochdruckreiniger, Steh- und
Anlegeleitern sowie Feuerlöscher.

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel

Der Unternehmer ist nach § 4 BetrSichV (Betriebssicherheits-Verordnung) für die Bereitstellung sicherer Arbeitsmittel
verantwortlich. Um Gefährdungen, die sich aus der Benutzung von Arbeitsmitteln ergeben, entgegenzuwirken, hat die
Rettungsdienstleitung grundsätzlich vor Beginn einer Tätigkeit die damit verbundenen Gefährdungen im Rahmen einer
Gefährdungsbeurteilung zu analysieren und geeignete Sicherheitsmaßnahmen festzulegen.

Eine wichtige Maßnahme zum Erhalt des sicheren Zustandes von Elektrogeräten und Anlagen sind Elektroprüfungen. Prüfungen
zählen also zu den von den Verantwortlichen im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu ermittelten Maßnahmen.

Die Organisation der Prüfungen im betrieblichen Ablauf ist grundsätzlich Aufgabe der Rettungsdienstleitung. Sie hat Art,
Umfang und Frist der Prüfung festzulegen und zu bestimmen, wer die Prüfung durchführt (§ 3 Abs. 6 BetrSichV ). Im
Rettungsdienst wird nicht selten eine externe Firma mit der Durchführung von Elektroprüfungen beauftragt, so dass diese die
Verantwortung für eine fach- und sicherheitsgerechte Prüfungsdurchführung trägt.

Prüffristen sind von der verantwortlichen Person für den Rettungsdienst festzulegen. Dies ist ein wesentlicher Teil der
Gefährdungsbeurteilung (§ 3 Abs. 6 BetrSichV). Die Prüffristen sind so zu bemessen, dass von einem sicheren Betrieb
zwischen den Prüfintervallen auszugehen ist. Dabei sind die Betriebs-, Umgebungs- und Nutzungsbedingungen sowie
betriebliche Erkenntnisse und Erfahrungswerte zu beachten. Eine strikte Vorgabe der Prüffristen ist in der BetrSichV
nicht enthalten. Eine gute Orientierung bieten z. B. die Durchführungsanweisungen zu § 5 Prüfungen DGUV Vorschrift 3,
„Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“. Es werden dort den folgenden Betriebsmittel- und Anlagegruppen Prüffristen zu
geordnet:

Ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel
Ortsfeste elektrische Betriebsmittel
Stationäre Anlagen
Nicht stationäre Anlagen

Die Festlegung der Prüffristen ist in der Gefährdungsbeurteilung zu dokumentieren. Die Prüfung erfolgt vor der ersten
Inbetriebnahme bzw. nach einer Änderung oder Instandsetzung und als wiederkehrende Prüfung nach ermitteltem
Zeitabstand. Die Prüfung vor der ersten Inbetriebnahme kann entfallen, wenn der Hersteller oder Errichter bestätigt, dass Gerät
oder Anlage den Vorgaben der DGUV Vorschrift 3 „Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“ entsprechen.

Mit der eigenverantwortlichen Prüfung elektrischer Arbeitsmittel dürfen grundsätzlich nur Elektrofachkräfte beauftragt werden,
welche nachweislich die zusätzlichen Festlegungen/Forderungen der TRBS 1203 erfüllen und somit als befähigte Personen
gelten.

Hinweis: Werden in einer Rettungswache Privatgeräte von Versicherten genutzt, werden in diesem Fall an sie die gleichen
sicherheitstechnischen Anforderungen gestellt wie an alle sonstigen elektrischen Arbeits- bzw. Betriebsmittel. Die
Rettungsdienstleitung hat also Maßnahmen (Prüfung der privaten Elektrogeräte oder Verbot der Nutzung) zum Schutz der
Versicherten zu treffen.
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Hallentore
Kraftbetätigte Türen und Tore müssen nach den Vorgaben des Herstellers vor der
ersten Inbetriebnahme, nach wesentlichen Änderungen sowie wiederkehrend
sachgerecht auf ihren sicheren Zustand geprüft werden. Die wiederkehrende
Prüfung sollte mindestens einmal jährlich erfolgen. Die Ergebnisse der
sicherheitstechnischen Prüfung sind aufzuzeichnen und in der Arbeitsstätte
aufzubewahren.

Die in der Technischen Regel für Arbeitsstätten, ASR A1.7, „Türen und Tore“
geforderte jährliche Prüfung geht von normaler Nutzung und normalen
Umgebungsbedingungen aus. Auf Grund von besonderen
Umgebungsbedingungen (z. B. Witterung, aggressive Medien) oder intensiver
Nutzung können sich kürzere Intervalle für die Prüfung und/oder Wartung
ergeben. Der Betreiber sollte die Angaben des Herstellers bei seiner
Gefährdungsbeurteilung berücksichtigen. Auch für nicht kraftbetätigte Türen und
Tore ist eine solche Prüfung empfehlenswert.

Die sicherheitstechnische Prüfung von kraftbetätigten Türen und Toren darf nur
durch Sachkundige durchgeführt werden, die die Funktionstüchtigkeit der Schutzeinrichtungen beurteilen und mit geeigneter
Messtechnik, die z. B. den zeitlichen Kraftverlauf an Schließkanten nachweist, überprüfen können. Des Weiteren sind die
länderspezifischen baurechtlichen Bestimmungen (z. B. Technische Prüfverordnung) zu beachten.

Sachkundig ist, wer auf Grund seiner fachlichen Ausbildung, Tätigkeit und Erfahrung sowie seiner Kenntnisse der für den
Betrieb kraftbetätigter Türen und Tore einschlägigen Arbeitsschutzvorschriften, Arbeitsstättenregeln und allgemein anerkannter
Regeln der Technik in der Lage ist, den arbeitssicheren Zustand von Türen und Toren zu beurteilen.

Die sicherheitstechnische Prüfung schließt die Überprüfung des Vorhandenseins einer vollständigen technischen
Dokumentation und der Betriebsanleitung ein. Die Prüfungen beziehen sich auf die Funktionssicherheit der Tür- und
Torsysteme, um Gefährdungen von Personen und Sachen zu vermeiden. Zu dieser Prüfung und Beurteilung ist die technische
Dokumentation des Herstellers heranzuziehen. Geprüft werden die Vollständigkeit des Tür- und Torsystems sowie das
Zusammenwirken der Komponenten. Zu prüfen sind beispielsweise:

Mechanik und Stabilität der Bauteile und Befestigungen
Verschleiß, Korrosion, Beschädigungen
Gängigkeit beweglicher Teile
Antrieb
Schutzeinrichtungen
Steuerung

Zudem sind die Bewegungsabläufe des Systems und die sicherheitsrelevanten Kräfte zu prüfen. Zur Prüfung der Mechanik und
Stabilität gehört auch die Überprüfung der Fangvorrichtungen nach Herstellerangaben. Der Prüfungsumfang von Türen und
Toren erstreckt sich auch auf Antriebe, bei denen beispielsweise deren Befestigung, Lagerung, Geräuschentwicklung und
Dichtigkeit zu prüfen sind.

Bei der sicherheitstechnischen Überprüfung der Schließ- und Öffnungskräfte werden die auftretenden statischen und
dynamischen Kräfte zwischen der Haupt-/Neben- und Gegenschließkante gemessen.

Über die gesamte Prüfung ist ein schriftlicher Nachweis mit Angabe der Bezeichnung des Tores bzw. der Tür, des Standortes,
des Prüfungsdatums, des Namens der prüfenden Person und des Befundes zu führen. Auch die Ergebnisse der Kraftmessung
sind in diesem Prüfprotokoll zu dokumentieren. Das Prüfprotokoll ist von der prüfenden Person zu unterschreiben und dem
Betreiber auszuhändigen bzw. zuzustellen. Prüfungen erfolgen in Eigenverantwortung der prüfenden Person. Sie ist für die
Prüfung und das Ergebnis verantwortlich. Bei schweren Mängeln ist der Betreiber der Anlage umgehend zu informieren, so dass
er seiner Verantwortung, die Anlage außer Betrieb zu nehmen, nachkommen kann.
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Hochdruckreiniger
Nach § 3 Abs. 3 der Betriebssicherheitsverordnung hat die Unternehmensleitung Art, Umfang und Fristen erforderlicher
Prüfungen der Arbeitsmittel zu ermitteln. Bei diesen Prüfungen sollen sicherheitstechnische Mängel systematisch erkannt und
abgestellt werden. Der Arbeitgeber legt ferner die Voraussetzungen fest, welche die von ihm beauftragten Personen zu erfüllen
haben (befähigte Personen). Nach derzeitiger Auffassung ist davon auszugehen, dass die Aufgaben der befähigten Personen
für die nachstehend aufgeführten Prüfungen durch die dort genannten Personen wahrgenommen werden. Art, Umfang und
Fristen der Prüfungen sind bisherige Praxis und entsprechen den Regeln der Technik. Der Unternehmer hat dafür zu sorgen,
dass Flüssigkeitsstrahler

vor der ersten Inbetriebnahme,
nach Änderungen oder Instandsetzungen von Teilen der Einrichtung, die
die Sicherheit beeinflussen,
nach einer Betriebsunterbrechung von mehr als 6 Monaten
mindestens jedoch alle 12 Monate durch einen Sachkundigen auf ihren arbeitssicheren Zustand geprüft werden.

Bei stillgelegten Geräten kann die Prüfung bis zur nächsten Inbetriebnahme ausgesetzt werden. Es empfiehlt sich, Prüflisten
der Hersteller zu verwenden. Für öl- und gasbefeuerte Geräte z. B. können Prüfungen nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz erforderlich sein, die der Unternehmer unabhängig von der Sachkundigen-Prüfung zu veranlassen hat.
Prüfungen vor der ersten Inbetriebnahme von Flüssigkeitsstrahlern beschränken sich auf die ordnungsgemäße Aufstellung,
Ausrüstung und Betriebsbereitschaft.

Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Ergebnisse der Prüfungen für jeden Flüssigkeitsstrahler schriftlich festgehalten
und bis zur nächsten Prüfung aufbewahrt werden.
Dies wird z. B. erreicht, wenn am Verwendungsort eine Kopie des Prüfnachweises vorliegt oder am Gerät eine Prüfplakette
angebracht ist.

Leitern
Leitern müssen über die Sichtprüfung durch Benutzende regelmäßig auf ihren
ordnungsgemäßen Zustand kontrolliert werden. Die Zeitabstände für die
Prüfungen richten sich nach den Betriebsverhältnissen, also der Beanspruchung
der Leitern. Grundsätzlich müssen Fristen für Prüfungen so gewählt werden, dass
zu erwartende Mängel und Beschädigungen frühzeitig erkannt werden können.

Mit der Leiterprüfung dürfen nur geeignete Personen beauftragt werden. Welche
Eignung konkret erforderlich ist, hat der Unternehmer im Rahmen der
Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln (§ 3 Abs. 3 BetrSichV ). Die beauftragte
Person sollte in jedem Fall über eine handwerkliche Ausbildung verfügen und mit
den berufsgenossenschaftlichen Vorschriften und Regeln für Leitern und Tritten
vertraut sein. Weitere Hinweise sowie eine Checkliste für die Leiterprüfung
enthält die DGUV Information 208-016.

Feuerlöscher
Feuerlöscheinrichtungen sind unter Beachtung der Herstellerangaben in
regelmäßigen Abständen sachgerecht instand zu halten und auf ihre
Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen. Die Ergebnisse sind zu dokumentieren.
Weiterhin sind Feuerlöscheinrichtungen zum Schutz vor Gefährdungen durch
Druck zusätzlichen besonderen wiederkehrenden Prüfungen nach der
Betriebssicherheitsverordnung zu unterziehen. Werden keine Mängel
festgestellt, ist dies auf der Feuerlöscheinrichtung kenntlich zu machen, z. B.
durch Anbringen eines Instandhaltungsnachweises. Werden Mängel festgestellt,
durch welche die Funktionsfähigkeit der Feuerlöscheinrichtung nicht mehr
gewährleistet ist, hat der Arbeitgeber unverzüglich zu veranlassen, dass die
Feuerlöscheinrichtung instandgesetzt oder ausgetauscht wird.

Die Bauteile von Feuerlöschern sowie die im Feuerlöscher enthaltenen Löschmittel können im Laufe der Zeit unter äußeren
Einflüssen am Aufstellungsort (wie Temperatur, Luftfeuchtigkeit, Verschmutzung, Erschütterung oder unsachgemäße
Behandlung) unbrauchbar werden. Zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit sind Feuerlöscher daher gemäß ASR A2.2 alle zwei
Jahre durch einen Fachkundigen instand zu halten. Fachkundige zur Wartung von Feuerlöschern sind insbesondere
Sachkundige gemäß DIN 14406-4 „Tragbare Feuerlöscher – Teil 4: Instandhaltung“.

Ein Instandhaltungsvermerk mit Datumsangabe ist fest am Feuerlöscher anzubringen. Lässt der Hersteller von der genannten
Frist abweichende längere Fristen für die Instandhaltung zu, können diese vom Arbeitgeber herangezogen werden. Kürzere vom
Hersteller genannte Fristen sind zu beachten.
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Quellen

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel, DGUV Vorschrift 3
Betreiben von Arbeitsmitteln, DGUV Regel 100-500, 2.36
Wiederkehrende Prüfungen ortsveränderlicher elektrischer Arbeitsmittel - Fachwissen für Prüfpersonen, DGUV Information
203-070
Betrieblicher Brandschutz in der Praxis, DGUV Information 205-001
Handlungsanleitung für den Umgang mit Leitern und Tritten, DGUV Information 208-016
Türen und Tore, DGUV Information 208-022
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)
Maßnahmen gegen Brände, Technische Regeln für Arbeitsstätten, ASR A2.2
Feuerlöscher Wartung & Prüfung

Feuerlöschgeräte, z. B. Pulverfeuerlöscher oder Kohlendioxidfeuerlöscher, sind aufgrund der druckbedingten Gefahren (innere
Drücke > 0,5 bar) Druckgeräte im Sinne der Druckgeräterichtlinie.

Nach § 16 der Betriebssicherheitsverordnung sind Feuerlöscher spätestens alle 5 Jahre einer inneren Prüfung sowie alle 10
Jahre einer Festigkeitsprüfung zu unterziehen. Die innere Prüfung nach § 16 BetrSichV wird in der Regel im Rahmen der
zweijährigen Inspektion nach DIN 14406 Teil 4 alle vier Jahre durchgeführt. Durch die innere Prüfung alle 8 Jahre kann eine
befähigte Person in Abhängigkeit von der Bauart des Feuerlöschers entscheiden, ob der Feuerlöscher einer Festigkeitsprüfung
unterzogen werden muss oder nicht. Die Festigkeitsprüfung kann entfallen, wenn bei der inneren Prüfung keine Mängel
festgestellt wurden.

Die wiederkehrenden Prüfungen nach § 16 Betriebssicherheits-Verordnung können durch befähigte Personen nach TRBS 1203
durchgeführt werden. Nur wenn das Druck/Liter- Produkt größer als 1000 bar*Liter beträgt, müssen die Prüfungen durch eine
zugelassene Überwachungsstelle (ZÜS) durchgeführt werden.
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Die „psychosoziale Unterstützung“ für Einsatzkräfte des Rettungsdienstes

Einsatzkräfte der Rettungsdienste sind manchmal Situationen ausgesetzt, die traumatisierend wirken können. Manchmal sind
es auch die Erlebnisse mehrerer Einsätze, die die Seele verletzen. Die „psychosoziale Unterstützung“ (PSU) hilft den
Einsatzkräften deshalb dabei, belastende Eindrücke zu verarbeiten.

Rechtliche Grundlagen

Die gesetzliche Grundlage für die Erfassung psychischer Gefährdungen wird in § 5 Arbeitsschutzgesetz beschrieben. Danach
muss in jedem Betrieb eine Gefährdungsbeurteilung über die verschiedenen Belastungen bei der Tätigkeit durchgeführt
werden. Seit der Novellierung des Arbeitsschutzgesetzes 2013 wurden explizit die psychischen Gefährdungen in den
Belastungskatalog aufgenommen. Um die Beschäftigten vor psychischen Gefährdungen zu schützen, müssen sie systematisch
erfasst und analysiert werden, damit geeignete Maßnahmen abgeleitet und umgesetzt werden können. Dazu zählen z. B.
Fortbildungen zur Verbesserung der Widerstandskraft (Resilienz), ebenso wie die Organisation der PSU (psychosoziale
Unterstützung), um die Folgen von belastenden Einsätzen zu verarbeiten.   

Die Teams rekrutieren sich aus verschiedenen Gruppen. Es gibt Fachberater Seelsorge, speziell ausgebildete Rettungskräfte
und/oder örtliche PSU-Teams.

Am Institut der Feuerwehr in Münster, bei Hilfsorganisationen wie z. B. ASB, Malteser, Johanniter, können sich geeignete
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und kirchliche Vertreter zum „Fachberater Seelsorge“ schulen lassen. Sie bilden vor Ort die
sogenannten PSU-Teams. Sollten Einsatzkräfte im Ernstfall Stressreaktionen über das normale Maß hinaus zeigen, können die
Mitglieder dieser Teams psychologische Sofortmaßnahmen ergreifen, indem sie z. B. Gespräche anbieten.

In vielen Fällen helfen intensive Einzel- oder Gruppengespräche, um Erlebnisse psychisch zu verarbeiten. Die geschulten Kräfte
erkennen aber auch, wann ihre Hilfe nicht mehr ausreicht und professionelle psychotherapeutische Unterstützung notwendig
ist.

Schlafstörungen, Reizbarkeit, Flashbacks, mangelnde Konzentration oder depressive Stimmung weisen manchmal erst nach
einiger Zeit darauf hin, dass Betroffene an einer „posttraumatischen Belastungsstörung“ (PTBS) leiden.

Es ist deshalb dringend notwendig, Einsatzkräfte auf schwere seelische Belastungen vorzubereiten und sie während und nach
einem Einsatz psychologisch zu betreuen – dies haben schwere Katastrophen, wie das ICE-Unglück in Eschede, gezeigt. Beim
Umgang mit traumatischen Erlebnissen leistet die PSU wertvolle Hilfe.

Hilfe bei Traumatisierung

Wenn Rettungsdienstkräfte während eines Einsatzes einem traumatisierenden
Ereignis ausgesetzt waren und merken, dass sie therapeutische Unterstützung
hinzuziehen möchten, müssen sie sich über den Dienstherrn (Leiterin oder Leiter
der Rettungswache/ Fachdienstleiterin oder Fachdienstleiter) per Unfallanzeige
an die Unfallkasse NRW (UK NRW) wenden.

Im Bedarfsfall gewährleistet nachfolgend die UK NRW die ortsnahe, fachgerechte
und interdisziplinäre mittel- und langfristige psychologische Nachbetreuung.
Das wesentliche Ziel der Krisenintervention besteht in der Verhinderung
langfristiger psychologischer Beeinträchtigungen, insbesondere von
Chronifizierungen.

Zu deren Vermeidung setzt die UK NRW alle geeigneten Mittel der medizinischen,
beruflichen und sozialen Rehabilitation ein. Wichtiges Kriterium für eine
erfolgreiche interdisziplinäre medizinische Betreuung ist ein möglichst
frühzeitiger Kontakt der UK NRW mit den betroffenen Personen.

Siehe auch:

Verfahrenshinweise zur Meldung von psychischen Traumata der
Unfallkasse NRW

Bei Wunsch eines/einer Versicherten auf Inanspruchnahme der fünf probatorischen Sitzungen nach dem sogenannten
„Psychotherapeutenverfahren“ ist die sofortige telefonische Kontaktaufnahme (z. B. des/der Versicherten, des/der
Dienstvorgesetzten oder des PSU-Teams) mit der Unfallkasse NRW ratsam.

Der Anruf sollte über die Telefonzentrale der Unfallkasse NRW  erfolgen (Rufnummer: 0251/2102-0 (Westfalen-Lippe) oder 0211
9024-0 (Rheinland)), da so in jedem Fall die Vermittlung an die Schwerfallsachbearbeitung der Rehabilitationsabteilung
gewährleistet ist.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 2
Traumatisierende Ereignisse in Gesundheitsberufen, DGUV Information 207-012
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 5
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 6

Bei der telefonischen Unfall-(Ereignis-)Meldung ist das eingetretene Ereignis zu schildern. Ferner sind Angaben zur Person
des/der Versicherten erforderlich. Die zuständige Sachbearbeitung wird anhand der telefonisch übermittelten Informationen
feststellen, ob das „Psychotherapeutenverfahren“ Anwendung finden kann. Sind die Voraussetzungen erfüllt, wird der
betroffenen Person umgehend eine Liste von geeigneten Psychotherapeutinnen bzw. Psychotherapeuten in deren Nähe zur
Auswahl übermittelt und umgehend ein Behandlungsauftrag zulasten der Unfallkasse NRW erteilt.

Erforderlich ist anschließend die Erstellung der Unfallanzeige (möglichst per Fax unter der Faxnummer: 0251 2102-3361
(Westfalen-Lippe) oder 0211 9024-1355 (Rheinland)) mit nochmaliger genauer Schilderung des Ereignisses und Benennung
einer Ansprechpartnerin oder eines Ansprechpartners für Rückfragen der Unfallkasse NRW.

Eine Vorstellung bei einer Durchgangsärztin oder beim Durchgangsarzt  ist nicht zwingend erforderlich, sofern ausschließlich
eine psychische Beeinträchtigung vorliegt. Die Vorstellung ist notwendig bei bestehender Arbeitsunfähigkeit und/oder
körperlichen Verletzungen. Liegen ausschließlich psychische Beeinträchtigungen vor und besitzt die bzw. der aufgesuchte
Psychotherapeut(in) gleichzeitig die ärztliche Approbation, kann eine bestehende Arbeitsunfähigkeit auch von ihr bzw. ihm
festgestellt werden. Eine Vorstellung bei einer Durchgangsärztin oder bei einem Durchgangsarzt ist dann entbehrlich.

Neben den PSU-Teams und der UK NRW stehen auch Arbeitsmedizinerinnen bzw. Arbeitsmediziner und Fachkräfte für
Arbeitssicherheit für Beratungen zur Verfügung.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, DGUV Regel Pkt. 2.12
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, DGUV Regel Pkt. 2.6.1
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, DGUV Regel Pkt. 4.2.6
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 13
GDA-ORGAcheck Arbeitsschutz mit Methode – zahlt sich aus

Im Bezug auf den Arbeits- und Gesundheitsschutz sind in einer Rettungswache
vielfältige Anforderungen zu erfüllen. Das Unternehmen hat deshalb für eine
geeignete Organisation zu sorgen und ist verpflichtet, die Aufgaben im
Arbeitsschutz auf zuverlässige und geeignete Personen zu übertragen. Geeignet
sind Personen dann, wenn sie für ihre Aufgaben entsprechend befähigt und
qualifiziert sind. Dies gilt für Führungskräfte ebenso wie für Fachkräfte für
Arbeitssicherheit, Betriebsärztinnen bzw. Betriebsärzte und
Sicherheitsbeauftragte. Insbesondere Führungskräfte, die primär nicht im
Arbeitsschutz ausgebildet sind, sollten zunächst geschult werden, etwa wie sie
Arbeitsschutzunterweisungen in ihrem Arbeitsbereich durchführen und wie sie
diese formell und inhaltlich gestalten können. Fachlich unterstützt werden sie
dabei von der Fachkraft für Arbeitssicherheit und der betriebsärztlichen
Betreuung. Das notwendige Wissen für Fortbildungen steht mit dem Arbeitsschutzregelwerk zur Verfügung. Es besteht aus
staatlichen und berufsgenossenschaftlichen Vorschriften sowie aus Regeln und Informationen der Unfallversicherungsträger .
Des Weiteren besteht die Möglichkeit das Portal Sicherer Rettungsdienst zur Wissensvermittlung zu nutzen. Hier gibt es neben
zahlreichen Fachartikeln, in der Mediathek eine Aufstellung der relevanten Schriften für den Rettungsdienst. Wer Aufgaben im
Arbeits- und Gesundheitsschutz übernimmt, sollte stets auf dem neuesten Stand sein und an entsprechenden
Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen. Grundsätzlich darf der Arbeitgeber Beschäftigte nur mit Tätigkeiten beauftragen, die
sie aufgrund ihrer persönlichen und fachlichen Eignung ausführen können, ohne sich oder andere zu gefährden.

Die Unfallversicherungsträger bieten für ihre Mitgliedsbetriebe zahlreiche Fortbildungsmaßnahmen und Seminare an. Diese
richten sich oft an bestimmte Zielgruppen (z. B. Sicherheitsbeauftragte, Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Betriebsärztinnen
bzw. Betriebsärzte, Führungskräfte, Personalvertretungen) oder behandeln spezifische Themen, die für die Betriebe von
Interesse sind (z. B. Umgang mit Gefahrstoffen oder biologischen Arbeitsstoffen). Für die Qualifikation der
Funktionsträgerinnen und Funktionsträger im Arbeitsschutz ist es sehr hilfreich, sich fortlaufend über das Seminarprogramm
ihres zuständigen Unfallversicherungsträgers zu informieren und benötigte Seminare frühzeitig zu buchen. Für
Mitgliedsbetriebe des Unfallversicherungsträgers sind Kosten für die Seminare in der Regel schon in den Mitgliedsbeiträgen
enthalten, so dass – abgesehen von der investierten Arbeitszeit – keine zusätzlichen Kosten entstehen. Auch Fachkräfte für
Arbeitssicherheit und betriebsärztliche Betreuungen können innerbetriebliche Fortbildungen zum Arbeits- und
Gesundheitsschutz – etwa für Führungskräfte und Sicherheitsbeauftragte – planen und durchführen. Dabei können die
Informationsschriften und Broschüren der Unfallversicherungsträger als erläuternde und weiterführende Informationsquellen
eingesetzt werden.
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Reparatur- und Instandhaltungsarbeiten oder z. B. Schulungen in einer
Rettungswache werden nicht selten von Fremdfirmen durchgeführt. Mit der
Beauftragung einer Fremdfirma schließt der Auftraggeber einen sogenannten
Werk- oder Dienstvertrag ab. Gegenstand des Werkvertrages kann sowohl die
Herstellung oder Veränderung einer Sache als auch ein anderer durch Arbeit oder
Dienstleistung herbeizuführender Erfolg sein (§ 631 BGB). Ein Dienstvertrag liegt
vor, wenn kein bestimmter Erfolg, sondern nur eine Tätigkeit zu erbringen ist. Bei
Werk- und Dienstverträgen erbringen Fremdfirmen die vereinbarten Leistungen in
eigener Verantwortung. Sie treffen u. a. die zeitliche Disposition, bestimmen die
Anzahl und Qualifikationen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und üben
dabei selbst das Weisungsrecht hinsichtlich der Ausführung der zu erbringenden
Tätigkeiten aus.

Vertragsgestaltung

Bei der Vertragsgestaltung sollten die Arbeitsschutzbestimmungen Bestandteil des Vertrages sein (siehe DGUV Information
215-830, Anhang 1). Im Vertrag sollten auch Regelungen zum Personaleinsatz der Fremdfirma getroffen werden. So sollte der
Auftragnehmer verpflichtet werden, nur geeignetes und ausreichend qualifiziertes Personal einzusetzen. Darüber hinaus wird
festgelegt, dass das vom Auftragnehmer eingesetzte Personal von diesem unterwiesen wird. Weiterhin werden im Vertrag
Vereinbarungen zu den für Sicherheit und Gesundheit relevanten Anforderungen an Arbeitsmittel oder persönliche
Schutzausrüstung festgehalten. Sofern im Vertrag konkrete Regelungen zum Arbeitsschutz fehlen, können sie auch in
gesonderten Formularen (siehe Anhang 1 (auftragsunabhängig) und Anhang 2 (auftragsspezifisch)) als Vertragsbestandteil
vereinbart werden.

Abstimmung

Je nach Umfang der durchzuführenden Arbeiten, sollten sich Auftraggeber und Auftragnehmer vor Angebotserstellung im
Rahmen einer Ortsbesichtigung abstimmen. Wesentliche Punkte dabei sind:

Räumlich zusammentreffende Arbeiten
Aus der Arbeitsumgebung resultierende Gefährdungen
Erforderliche Schutzmaßnahmen

Bei den Schutzmaßnahmen kann es sich um technische, organisatorische oder personenbezogene Maßnahmen handeln. Dazu
gehört ggf. auch arbeitsmedizinische Vorsorge.

Verantwortung

Wichtig für die vertragsgemäße Durchführung der Arbeiten ist die Benennung der verantwortlichen Personen. Auf Seiten des
Auftraggebers wird dies in der Regel der Fachbereichsleiter oder Wachleiter sein und auf Seiten des Auftragnehmers der
Inhaber (bei kleinen Handwerksbetrieben) oder eine Führungskraft des beauftragten Unternehmens.

Zu den Aufgaben des Vertragsverantwortlichen (Fachbereichsleiter, Wachleiter) gehört es den Verantwortlichen der Fremdfirma
einzuweisen. Dabei geht es insbesondere darum, auf betriebsspezifische Gefährdungen (z. B. Infektionsgefährdungen,
ausrückende Fahrzeuge im Alarmfall) hinzuweisen. Die Einweisung sollte in einem Protokoll dokumentiert werden. Im
Einweisungsprotokoll (siehe DGUV Information 215-830, Anhang 2 ) wird ausdrücklich auf die Pflicht des Verantwortlichen der
Fremdfirma hingewiesen, dass dieser seine Mitarbeitenden über die betriebsspezifischen Gefährdungen unterweist. Unberührt
davon bleibt die Verpflichtung des Auftragnehmers seine Mitarbeitenden über die Gefährdungen ihrer Tätigkeiten regelmäßig,
d. h. jährlich zu unterweisen.

Gegenseitige Gefährdung 

Zur Vermeidung gegenseitiger Gefährdung (z. B. Dacharbeiten am Gebäude) bei der Durchführung der Arbeiten ist es
erforderlich, gemeinsam den Arbeitsablauf zu analysieren bzw. eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen, um erforderliche
Sicherheitsmaßnahmen festzulegen.
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Kontrolle 

Die auftragsverantwortliche Person (Fachbereichsleiter, Wachleiter) überprüft, ob die festgelegten Schutzmaßnahmen wirksam
sind. Sind die Maßnahmen unzureichend oder werden sie nicht umgesetzt, müssen gemeinsam mit der verantwortlichen
Person der Fremdfirma und ggf. unter Einbeziehung von Fachkräften (z. B. Fachkraft für Arbeitssicherheit, Betriebsärztin oder
Betriebsarzt) die Maßnahmen angepasst, neue Maßnahmen festgelegt oder auf die Umsetzung hingewirkt werden. Die Qualität
der Arbeit oder Dienstleistung und die sicherheitsgerechte Durchführung sollten der Bewertungsmaßstab für Folgeaufträge
sein.

Leiharbeitnehmende 

Werden im Rettungsdienst Arbeitnehmende einer Zeitarbeitsfirma eingesetzt, gelten für den Arbeitsschutz spezifische
Regelungen. Die gesetzlichen Grundlagen dafür sind das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) und das Arbeitsschutzgesetz
(ArbSchG).

Sowohl Zeitarbeitsunternehmen als auch Einsatzbetrieb haben gesetzlich vorgeschriebene Pflichten, um die Sicherheit und
Gesundheit der Zeitarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer zu bewahren. Dies kann Auswirkungen auf wichtige Teile der
betrieblichen Arbeitsschutzorganisation haben, wie die arbeitsmedizinische und sicherheitstechnische Betreuung.

Vertrag 

Verleiher und Entleiher müssen beim Einsatz von Beschäftigten jeweils eigene Aufgaben erfüllen, die eine enge Abstimmung
erfordern. Das Ergebnis davon ist die Grundlage für den Arbeitnehmerüberlassungsvertrag mit Arbeitsschutzvereinbarungen (
siehe DGUV Regel 115-801 Anhang - Musterformular „Auftragsannahme“ ).

Verantwortung 

Nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz sind Einsatzbetrieb und Zeitarbeitsunternehmen gleichermaßen für Sicherheit und
Gesundheit der Beschäftigten der Zeitarbeit verantwortlich. Wurde im Einsatzbetrieb eine Pflichtenübertragung auf
Führungskräfte durchgeführt, gilt diese Pflichtenübertragung grundsätzlich auch für die eingesetzten Zeitarbeitsbeschäftigten.

In den Zeitarbeitsunternehmen sind Arbeitsschutzkenntnisse vor allem für diejenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
erforderlich, die die Zeitarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer einstellen und zu den verschiedenen Einsätzen disponieren
(Personalentscheidungsträger, Disponenten). Diese tragen Verantwortung für den Arbeitsschutz ihrer Beschäftigten.

Einsatzbetrieb und Zeitarbeitsunternehmen stellen sicher, dass

am Arbeitsplatz eine Gefährdung für Leben und Gesundheit vermieden wird,
die Belastung nicht über die Leistungsfähigkeit ihrer Beschäftigten hinausgeht und
die Tätigkeit nicht zu arbeitsbedingten Gesundheitsschäden führt.

Gefährdungsbeurteilung 

Im Einsatzbetrieb muss die Gefährdungsbeurteilung auch die Arbeitsplätze der Zeitarbeitnehmer und Zeitarbeitnehmerinnen
berücksichtigen. Darüber hinaus muss auch der Verleiher eine Gefährdungsbeurteilung erstellen. Die Durchführung der sich
aus der Gefährdungsbeurteilung ergebenden personenbezogenen Arbeitsschutzmaßnahmen, wie persönliche
Schutzausrüstung und arbeitsmedizinische Vorsorge, ist mit dem Einsatzbetrieb abzustimmen (siehe DGUV Regel 115-801
Anhang - Musterformular „Arbeitsplatzbesichtigung“).

Einsatzzeiten 

Bei der Berechnung der sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Einsatzzeiten im Einsatzbetrieb ist die Zahl der
Zeitarbeitnehmer und Zeitarbeitnehmerinnen zu berücksichtigen. Gleiches gilt für die Bestellung von Sicherheitsbeauftragten.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Branche Zeitarbeit- Anforderungen an Einsatzbetriebe und Zeitarbeitsunternehmen, DGUV Regel 115-801
Zusammenarbeit von Unternehmen im Rahmen von Werkverträgen, DGUV Information 215-830

 

Arbeitsmedizinische Vorsorge 

Die Zeitarbeitsfirma ist verantwortlich für das Führen der Vorsorgekartei. Bei spezifischer Gefährdung im Einsatzbetrieb (z. B.
Infektionsgefährdung) führt der dortige Betriebsarzt/die dortige Betriebsärztin auf Grund der betrieblichen Kenntnisse die
Vorsorge durch. Dies gilt auch entsprechend bei einer erforderlichen Eignungsuntersuchung (Rettungsgesetz NRW, § 4 (2)) (
siehe DGUV Regel 115-801 Anhang - Musterformular „Arbeitsplatzbesichtigung“ ).

PSA 

Auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung wird festgelegt, welche persönliche Schutzausrüstung zur Verfügung gestellt
werden muss. Es wird zwischen dem Verleiher und Entleiher vereinbart, wer welche PSA zur Verfügung stellt.

Unterweisung 

Im Rahmen der Einstellung und in regelmäßigen Abständen sollte im Zeitarbeitsunternehmen eine Grundunterweisung
durchgeführt werden, bei der die grundlegenden Fragen des Arbeitsschutzes mit den Beschäftigten besprochen werden. Die
arbeitsplatzbezogene Unterweisung ist eindeutig dem Einsatzbetrieb zugeordnet. Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz fordert
vom Einsatzbetrieb die Unterrichtung der Beschäftigten der Zeitarbeit über

Gefahren für Sicherheit und Gesundheit, denen die Beschäftigten ausgesetzt sein können,
Maßnahmen und Einrichtungen zur Abwehr der Gefahren,
die Notwendigkeit besonderer Qualifikationen oder beruflicher Fähigkeiten,
die Notwendigkeit einer besonderen ärztlichen Überwachung und
erhöhte besondere Gefahren des Arbeitsplatzes (siehe DGUV Regel 115-801 Anhang - Musterformular
„Arbeitsschutzvereinbarung“).

Arbeitsunfälle

Bei Arbeitsunfällen von Beschäftigten der Zeitarbeit im Einsatzbetrieb sind neben entsprechenden Personen im Unternehmen
(z. B. Betriebsrat, Fachkraft für Arbeitssicherheit, Sicherheitsbeauftragte) immer auch das Zeitarbeitsunternehmen zu
informieren. Bei meldepflichtigen Arbeitsunfällen ist außerdem eine Unfallanzeige an den zuständigen
Unfallversicherungsträger zu senden.

Die Zeitarbeitsfirma ist bei meldepflichtigen Arbeitsunfällen ebenfalls verpflichtet durch eine Unfallanzeige ihren
Unfallversicherungsträger und die jeweils zuständige staatliche Arbeitsschutzbehörde zu informieren.
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Nach § 4 (1) der DGUV Vorschrift 1 hat der Unternehmer die Versicherten über Sicherheit und Gesundheitsschutz über die mit
ihrer Arbeit verbundenen Gefährdungen und die Maßnahmen zu ihrer Verhütung zu unterweisen. Die Unterweisung hat
mindestens einmal jährlich zu erfolgen, und sie muss dokumentiert werden. Sie erfolgt auf Grundlage des Ergebnisses der
arbeitsplatz- und tätigkeitsbezogenen Gefährdungsbeurteilung.

Die mündliche Unterweisung hat in verständlicher Form und Sprache stattzufinden. Die Inhalte sind so zu vermitteln, dass sie
von den Versicherten verstanden werden. Ist eine sprachliche Verständigung nicht ausreichend, sind andere geeignete
Kommunikationsmittel, z. B. Skizzen, Fotos, Videos, einzusetzen. Ein Aushändigen der Vorschriften oder Regeln reicht nicht
aus. Der Unternehmer hat sich zu vergewissern, dass die Versicherten die Inhalte verstanden haben.

Dies kann z. B.

durch das Stellen von Verständnisfragen an den Versicherten,
durch Vorführenlassen des Handlungsablaufs durch den Versicherten,
durch Beobachtung der Arbeitsweise des Versicherten

erfolgen. Ein ausschließliches Selbststudium der Versicherten ist zur
Unterweisung in der Regel nicht ausreichend.

Mit der Unterweisung gibt der Unternehmer den Versicherten konkrete auf den
Arbeitsplatz oder die Arbeitsaufgabe ausgerichtete Erläuterungen und
Anweisungen bezüglich der sicheren und gesundheitsgerechten Ausführung
ihrer Tätigkeiten.

Unterweisungsanlässe sind immer dann gegeben, wenn Versicherte mit neuen
Gefährdungen konfrontiert werden. Folgende Punkte können hierfür
ausschlaggebend sein:

Aufnahme einer Tätigkeit
Zuweisung einer anderen Tätigkeit
Veränderungen im Aufgabenbereich
Veränderungen in den Arbeitsabläufen
Einführung neuer Arbeitsmittel, neuer Technologien oder neuer Arbeitsstoffe
Neue Erkenntnisse nach der Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung
Ergebnisse von Betriebsbesichtigungen
Unfälle, Beinaheunfälle und sonstige Schadensereignisse

Die Unterweisung der Versicherten hat in allen Fällen vor Aufnahme der Tätigkeit zu erfolgen!

Die Unterweisung hat mindestens zu umfassen:

Die konkreten, arbeitsplatz- und arbeitsaufgabenbezogenen Gefährdungen
Die dagegen getroffenen und zu beachtenden Schutzmaßnahmen
Die vorgesehenen sicherheits- und gesundheitsgerechten Handlungsweisen (das Verhalten)
Die Notfallmaßnahmen
Die einschlägigen Inhalte der Vorschriften und Regeln

Als Grundlage für die Unterweisungsinhalte müssen z. B. berücksichtigt werden:

Betriebsanleitungen von einzusetzenden Arbeitsmitteln, insbesondere Maschinen
Sonstige Betriebsanweisungen
Die Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung

Die Unterweisung der Versicherten muss während ihrer Arbeitszeit ausreichend und angemessen, d. h. abhängig von der Größe
des Betriebes und der Arbeitssituation/Gefährdung erfolgen. Bei unveränderter Gefährdungssituation und Arbeitsaufgabe ist
die Unterweisung mindestens jährlich zu wiederholen, um die Unterweisungsinhalte den Versicherten wieder in Erinnerung zu
rufen und aufzufrischen.

Treten innerhalb der Jahresfrist Unterweisungsanlässe wie oben beschrieben ein, muss eine zusätzliche und auf den
Unterweisungsanlass bezogene Unterweisung durchgeführt werden.

Kürzere Unterweisungsintervalle können sich aus speziellen Arbeitsschutzvorschriften ergeben, z. B. § 29
Jugendarbeitsschutzgesetz, die eine halbjährliche Unterweisung fordern.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 4
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Elektrische Gefahren an der Einsatzstelle, DGUV Information 203-052
Unterweisungshilfen für Einsatzkräfte mit Fahraufgaben, DGUV Information 205-024
Umgang mit ortsbeweglichen Flüssiggasflaschen im Brandeinsatz, DGUV Information 205-030
Jugendarbeitsschutzgesetz, JArbSchG, § 29

Die Unterweisung muss mit Datum dokumentiert werden, damit der Unternehmer
den Nachweis führen kann, dass er seiner Unterweisungsverpflichtung
nachgekommen ist. Die Unterwiesenen haben gegenzuzeichnen. Mit ihrer
Unterschrift bestätigen die Versicherten die Teilnahme an der Unterweisung und
dass sie den Inhalt verstanden haben. Zusätzlich ist es empfehlenswert, dass
auch die unterweisende Person gegenzeichnet. Für die Unterwiesenen ist es von
Vorteil, wenn ihnen die Unterweisungsinhalte zur Verfügung stehen oder in
Kurzform ausgehändigt werden.

Der Unternehmer hat darauf zu achten, dass er alle Versicherten tätigkeits- und
arbeitsplatzbezogen unterweist. Können Versicherte zu angesetzten
Unterweisungsterminen nicht erscheinen, hat der Unternehmer dafür zu sorgen,
dass die Versicherten zu einem späteren fristgerechten Zeitpunkt unterwiesen
werden.

Grundsätzlich sind persönliche Unterweisungen durchzuführen. Unterstützend
als Hilfsmittel können elektronische Medien eingesetzt werden. Bei
Unterweisungen mithilfe elektronischer Medien ist allerdings darauf zu achten, dass Unterweisungsinhalte
arbeitsplatzspezifisch aufbereitet und zur Verfügung gestellt werden und dass eine Verständnisprüfung stattfindet sowie ein
Gespräch zwischen Versicherten und Unterweisenden jederzeit möglich ist.
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Die Unfallkasse NRW ist ein Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand für
die gesetzliche Unfallversicherung. Sie ist nicht gewinnorientiert wie
beispielsweise Privatversicherungen, sondern eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts mit Selbstverwaltung.

Die gesetzliche Unfallversicherung ist wie die Kranken-, Renten-, Pflege- und
Arbeitslosenversicherung ein Zweig des Sozialversicherungssystems der
Bundesrepublik Deutschland. Für Versicherte ist die gesetzliche
Unfallversicherung beitragsfrei.

Die Unfallkasse NRW hat ihren Sitz in Düsseldorf. Neben der Zentrale bestehen
die Regionaldirektionen Rheinland und Westfalen-Lippe. Die Regionaldirektion
Westfalen-Lippe hat ihren Standort in Münster sowie ein Büro in Dortmund und
in Gütersloh.

Organisation

Die Organe der Selbstverwaltung sind der Vorstand und die Vertreterversammlung. Diese Gremien sind paritätisch mit
ehrenamtlich tätigen Vertreterinnen und Vertretern der Versicherten (Gewerkschaften) und der Arbeitgeber besetzt.

Die Vertreterversammlung stellt das "Parlament" der Unfallkasse NRW dar. Sie beschließt die Satzung, die
Unfallverhütungsvorschriften, den Haushalt und wählt den Vorstand. Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden in den
alle sechs Jahre stattfindenden Sozialwahlen gewählt. Der Vorstand legt die Grundsätze der Verwaltung fest und stellt den
Haushalts- und Stellenplan auf.

An der Spitze der Unfallkasse NRW und deren Zentrale steht die Geschäftsführung mit der Geschäftsführerin Gabriele Pappai
und ihrem Stellvertreter Johannes Plönes.

Die nächste Ebene der Aufbauorganisation bilden die Dezernate: 
Dezernat Prävention, Dezernat Rehabilitation und Entschädigung, Recht, Regress, Dezernat Services/IT, Dezernat Haushalt und
Finanzen, Dezernat Personal/Organisationsentwicklung.

In den Regionaldirektionen Rheinland (Düsseldorf) und Westfalen-Lippe (Münster) werden die Unfallmeldungen geprüft. Im
Falle einer Anerkennung als Arbeits-, Schul- oder Wegeunfall wird von dort die Rehabilitation gesteuert und gegebenenfalls
eine Entschädigung gezahlt.

Aufgaben der Unfallkasse NRW

Verhütung von arbeitsbedingten Unfällen, Erkrankungen und Gesundheits​gefährdungen (Prävention)
Wiederherstellung von Gesundheit und Arbeitskraft (Rehabilitation)
Erbringung finanzieller Leistungen (Entschädi​gung; zum Beispiel Renten und Pflege)

Prävention
Das Risiko, bei der Arbeit einen Unfall zu erleiden, ist in den vergangenen 20 Jahren um mehr als die Hälfte zurückgegangen.
Trotzdem sind Arbeits​- und Wegeunfälle sowie Berufskrankheiten (siehe Artikel Versicherungsfälle, verlinken) nicht selten. Für
diese Fälle sind die Betroffenen durch umfassende Leistungen der Rehabili​tation, der Teilhabe, der Pflege und der Ent​‐
schädigung abgesichert. Der Präventionsauftrag von Berufsgenossenschaften und Unfallkassen ist gesetzlich verankert. Ziel
der Präventionsarbeit ist die Sicherheit und Gesundheit in gewerblichen und öffentlichen Betrieben, in Kindertages- ​und
Bildungseinrichtungen sowie für ehren​amtlich Tätige, insbesondere Angehörige der freiwilligen Feuerwehren. Die Prävention
der gesetzlichen Unfallversicherung folgt einem ganzheitlichen Ansatz, der sicher​heitstechnische und arbeitsmedizinische
Maßnahmen genauso einschließt wie den Gesundheitsschutz.

Rehabilitation
Wenn es trotz aller Vorsicht und Präventions​maßnahmen doch zu einem Arbeits-​ oder Wegeunfall oder einer Berufskrankheit
kommt, sind die Versicherten der gesetzli​chen Unfallversicherung rundum betreut und abgesichert. Die Unfallkasse NRW
kümmert sich darum, wie es me​dizinisch und auch beruflich weitergeht. In der gesetzlichen Unfallversicherung gilt der
Grundsatz: Reha vor Rente. Konkret bedeu​tet das: Mit allen geeigneten Mitteln wird die medizinische und wenn erforderlich
auch die berufliche und soziale Rehabilitation an​gestrebt. Hier steht immer der betroffene Mensch und die Förderung seiner
Selbstbe​stimmung im Mittelpunkt. Dabei orientieren sich die Unfallversicherungsträger an der Be​hindertenrechtskonvention
der Vereinten Nationen.
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Geldleistungen und Entschädigung
Um ihre Versicherten während der Maß​nahmen der medizinischen oder beruflichen Rehabilitation finanziell abzusichern, be​‐
zahlt die Unfallkasse NRW Verletztengeld beziehungs​weise Übergangsgeld. Wenn die Betroffe​nen trotz Heilbehandlung und
Reha​Maß​nahmen nicht wieder uneingeschränkt am Erwerbsleben teilnehmen können, gibt es finanzielle Unterstützung in Form
einer Rente. Voraussetzung hierfür ist eine an​dauernde Minderung der Erwerbsfähig​keit (MdE) von mindestens 20 Prozent
durch einen Arbeitsunfall, einen Wege​unfall oder eine Berufskrankheit. Die Entschädigung von Versicherten erfolgt nach dem
Schadensersatzprinzip. Die Höhe der Rente richtet sich dabei nach mehreren Fak​toren. Entscheidend sind im Regelfall der Grad
der Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) und der Jahresarbeitsverdienst. Im Rentenausschuss der Unfallversicherungs​träger
wird darüber entschieden, ob eine Rente gezahlt wird. Folgende Entschädigungsleistungen (verlinken mit der Broschüre
„Leistungen der Unfallkasse NRW“) sind in der gesetzlichen Unfallversicherung vor​gesehen:

Verletztengeld
Übergangsgeld
Rentenleistungen
Pflegegeld

Finanzierung
Die Kosten für die Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren,
Rehabilitation und Entschädigung werden fast ausschließlich durch die Mitgliedsunternehmen der Unfallkasse NRW in Form
von Beiträgen zur gesetzlichen Unfallversicherung aufgebracht. Die Unternehmen zahlen die Beiträge (Hompage UK NRW,
Hebesätze 2020, verlinken) allein. Hierdurch werden in der Regel Schadenersatzansprüche der Versicherten ausgeschlossen
(Grundsatz der „Ablösung der Unternehmerhaftpflicht“). Die Versicherten werden an den Kosten nicht beteiligt.

Diese Beiträge werden so bemessen, dass sie zusammen mit anderen Einnahmen der Unfallkasse NRW (wie beispielsweise
Beitrags- und Säumniszuschlägen, Regresseinnahmen und Zinserträgen) die Ausgaben des gesetzlichen
Unfallversicherungsträgers decken und sicherstellen, dass Betriebsmittel als Schwankungsreserve bereitgehalten werden
können. Die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel dienen ausschließlich dem dargestellten Verwendungszweck
einschließlich der damit verbundenen Verwaltungskosten.

Daten und Fakten der Unfallkasse NRW 2018

Rund 6,6 Millionen Versicherte
384.770 Unfallmeldungen und Berufskrankheiten
1.681 Mitgliedsunternehmen
146.496 Haushalte, in denen Haushaltshilfen beschäftigt werden
331 Mio. Euro Haushaltsvolumen
739 Beschäftigte

Unfälle

In der Schülerunfallversicherung

318.520 gemeldete Schülerunfälle
25.497 Schulwegunfälle
16 gemeldete Berufskrankheiten

In der Allgemeinen Unfallversicherung

65.390 gemeldete Arbeitsunfälle
9.259 Wegeunfälle
844 gemeldete Berufskrankheiten

Versichert bei der Unfallkasse NRW sind:

Arbeiter, Angestellte und Auszubildende

in Unternehmen des Landes
in Unternehmen, für die wir als Versicherungsträger bestimmt sind (z. B. Studentenwerke)
Personen, die im Rahmen einer Freiheitsentziehung oder vergleichbarer Anordnung wie Beschäftigte tätig werden
Alle Zeugen

Nicht versichert sind Beamtinnen und Beamte. Sie haben gegenüber ihrem Dienstherrn Anspruch auf Unfallfürsorge.

Der Schutz durch die gesetzliche Unfallversicherung besteht während der Berufsausübung und bei allen Tätigkeiten, die mit
dem Beschäftigungsverhältnis in Zusammenhang stehen. Der Versicherungsschutz besteht auf den direkten Wegen von und
zur Arbeit und auf Dienstreisen.
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Quellen

S 90 Leistungen der Unfallkasse NRW
S 27 In guten Händen
www.unfallkasse-nrw.de

Rettungsdienst

Bei der Unfallkasse NRW sind alle Rettungsdienstmitarbeitenden in NRW, die bei einem kommunalen Rettungsdienst oder bei
einer Hilfeleistungsorganisation wie Malteser Hilfsdienst e. V., Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. oder Arbeiter-Samariter-Bund e. V.
tätig sind, versichert. Im Feuerwehrbereich gab es in den letzten Jahren die Tendenz, für die rettungsdienstlichen Tätigkeiten
angestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einzustellen. Diese sind ebenso bei der Unfallkasse NRW versichert, während die
verbeamteten Kolleginnen und Kollegen der Feuerwehr durch die Fürsorge des Dienstherrn abgesichert sind.

Rettungsdienstmitarbeitende des Deutschen Roten Kreuzes sind bei der Unfallkasse des Bundes versichert. Für private
Rettungsdienste ist die Berufsgenossenschaft Verkehr zuständig.
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Das deutsche Arbeitsschutzsystem beruht auf zwei Säulen. Neben dem
staatlichen Arbeitsschutz wird der Arbeitsschutz auch von den
Unfallversicherungsträgern getragen. Auf Bundesebene vertritt das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) die Belange des
Arbeitsschutzes.

Bei den einzelnen Bundesländern erfolgt die Überwachung der Einhaltung der
Gesetze und Verordnungen durch die staatlichen Arbeitsschutzbehörden der
Länder. Die Bezeichnungen sind unterschiedlich. Auch ihre Struktur und
Aufgabenwahrnehmung kann sich von Bundesland zu Bundesland
unterscheiden.

In Nordrhein-Westfalen verfügt die Arbeitsschutzverwaltung über einen
zweistufigen Verwaltungsaufbau. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales ist oberste Landesbehörde im Arbeitsschutz. Die Landesregierung hat die Staatlichen Ämter für Arbeitsschutz im Zuge
der Verwaltungsmodernisierung in die Bezirksregierungen eingegliedert. So vollziehen jetzt die Arbeitsschutzdezernate der fünf
Bezirksregierungen (Arnsberg, Münster, Detmold, Köln und Düsseldorf) den Arbeitsschutz vor Ort. Unterstützt werden das
Ministerium und die Bezirksregierungen fachlich und wissenschaftlich durch das Landesinstitut für Arbeitsgestaltung (LIA)
NRW in Düsseldorf.

Die Zuständigkeitsbereiche der Arbeitsschutzbehörden sind räumlich gegliedert. Die jeweilige Landesbehörde ist für einen
bestimmten Bezirk innerhalb des Bundeslandes zuständig. Von ihr werden alle Betriebe mit Sitz innerhalb des Bezirks
unabhängig von der Branchenzugehörigkeit des Unternehmens überwacht.

Aufgaben

Die Aufgabe der staatlichen Arbeitsschutzbehörden ist es durch Betriebsprüfungen und Erteilen von Genehmigungen
sicherzustellen, dass Rechtsvorschriften zum Schutz der Beschäftigten von den Arbeitgebern eingehalten und umgesetzt
werden.

Hierzu gehören insbesondere die Rechtsvorschriften zum Schutz vor Gefährdungen durch

1. die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstätte und des Arbeitsplatzes,
2. physikalische, chemische und biologische Einwirkungen,
3. die Gestaltung, die Auswahl und den Einsatz von Arbeitsmitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen, Maschinen, Geräten

und Anlagen sowie den Umgang damit,
4. die Gestaltung von Arbeits-und Fertigungsverfahren, Arbeitsabläufen und Arbeitszeit und deren Zusammenwirken,
5. unzureichende Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten,
6. psychische Belastungen bei der Arbeit sowie die Rechtsvorschriften für besonders schutzbedürftige Personen wie

Schwangere, Jugendliche und Kinder und die Rechtsvorschriften zur Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes.

Des Weiteren gehört zu den Aufgaben

die Überwachung der betrieblichen Arbeitsschutzorganisation und
die Beratung der Arbeitgeber bei der Erfüllung ihrer diesbezüglichen Pflichten (siehe § 21 ArbSchG).

Anzeigepflicht

Verschiedene staatliche Arbeitsschutzvorschriften (Jugendarbeitsschutz- und Mutterschutzgesetz, Baustellen-,
Betriebssicherheits-, Biostoff-, Gefahrstoffverordnung) sowie die Bestimmungen in der Sozialgesetzgebung
(Sozialgesetzbücher V und VII) enthalten Verpflichtungen bestimmte Sachverhalte bei der zuständigen Arbeitsschutzbehörde
anzuzeigen. Ein Unterlassen dieser Anzeigeverpflichtung stellt in der Regel eine Ordnungswidrigkeit dar. Mit diesen gesetzlich
vorgeschriebenen Anzeigen verfolgt der Gesetzgeber das Ziel, die Arbeitsschutzbehörden über arbeitsschutzrelevante
Sachverhalte von Betrieben in Kenntnis zu setzen und diesen hierdurch die Gelegenheit zur Prüfung zu geben.

Erteilung von Genehmigungen

Für das Betreiben bestimmter Anlagen, den Umgang mit bestimmten Stoffen, die Ausübung bestimmter Tätigkeiten oder für
Ausnahmen ist gemäß den einschlägigen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften eine Genehmigung (z. B. Arbeitszeitgesetz,
Arbeitsstättenverordnung, Gefahrstoffverordnung, Mutterschutzgesetz, Jugendarbeitsschutzgesetz) oder eine Erlaubnis (z. B.
Betriebssicherheitsverordnung, Biostoffverordnung) erforderlich.

Erlaubnisse (Genehmigungen, Bewilligungen) bedürfen eines Antrags. Die Arbeitsschutzbehörde prüft und bewertet die
Antragsunterlagen und erstellt einen Bescheid.

Ordnungswidrigkeiten

Die Abstellung der Arbeitsschutzmängel bzw. die Umsetzung der Maßnahmen ist durch die Aufsichtsbeamtin bzw. den
Aufsichtsbeamten zu überwachen. Sofern der Mangel eine Ordnungswidrigkeit darstellt, ist zu prüfen, ob ein
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Quellen

Arbeitsschutzgesetz, ArbSchG
SGB VII – Siebtes Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung
Adressen der für den Arbeitsschutz zuständigen staatlichenBehörden
LASI-Veröffentlichung – LV 1 Überwachungs- und Beratungstätigkeit der Arbeitsschutzbehörden der Länder -Grundsätze
und Standards-

Ordnungswidrigkeitenverfahren eingeleitet wird. Dies liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde und wird bei einem
schwerwiegenden Mangel grundsätzlich in Betracht gezogen. Hierdurch werden die Verstöße in der Vergangenheit geahndet.
Bei Verstoß gegen eine vollziehbare Anordnung wird stets die Einleitung eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens geprüft. Die
Festsetzung einer Geldbuße schließt die Anwendung von Vollstreckungsmaßnahmen (Zwangsmittel) zur Durchsetzung eines
Verwaltungsaktes (Anordnung) nicht aus. Eine Verpflichtung zur Abgabe von Verfahren an die Staatsanwaltschaft besteht dann,
wenn sich im Zuge eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens „Anhaltspunkte ergeben, dass die Tat eine Straftat ist“ (§ 41 OWiG).

Gewerbeärztinnen und Gewerbeärzte

Für die Umsetzung der Anforderungen des medizinischen Arbeitsschutzes werden Gewerbeärztinnen und -ärzte beschäftigt.
Wesentliche Aufgaben der Gewerbeärztinnen und -ärzte sind:

Mitwirkung bei der Feststellung von Berufskrankheiten als die für den medizinischen Arbeitsschutz zuständige Stelle
Betriebsbesichtigung bei arbeitsmedizinischer Problemstellung
Betriebsberatung
Beratende Unterstützung der Aufsichtsbeamtinnen und -beamten in arbeitsmedizinischen Fragen
Abgabe von Stellungnahmen zu medizinischen Sachverhalten bei behördlichen Einzelfallentscheidungen
Mitwirkung bei der Klärung von Ursachen bei betrieblichen Gesundheitsproblemen durch Expositionsbelastung
Zusammenarbeit mit der obersten Landesbehörde sowie verschiedener Institutionen (z. B. BAuA, DGUV) in Bezug auf den
medizinischen Arbeitsschutz

Zusammenarbeit mit Unfallversicherungsträgern und Unterschiedsmerkmale

Die staatlichen Arbeitsschutzbehörden der Länder und die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung sind gemäß § 21 Abs. 3
ArbSchG und § 20 SGB VII zum Zusammenwirken und zum Erfahrungsaustausch verpflichtet. Der § 20 SGBVII regelt die
Zusammenarbeit und den Erfahrungsaustausch der Unfallversicherungsträger mit den Arbeitsschutzbehörden. Was beide
verbindet, ist der Präventionsauftrag der Unfallversicherungsträger nach SGB VII und der Überwachungsauftrag der staatlichen
Arbeitsschutzbehörden nach dem Arbeitsschutzgesetz. Die Kontrolle und Beratung der Betriebe zum Arbeitsschutz ist eine
gemeinsame Aufgabe.

Das Aufgabenspektrum der staatlichen Arbeitsschutzstellen ist dabei umfangreicher, da Rechtsbereiche, wie der soziale
Arbeitsschutz (Jugendarbeitsschutz, Mutterschutz) sowie das Arbeitszeitgesetz und die Baustellenverordnung, in der
Zuständigkeit des staatlichen Arbeitsschutzes liegen.

Wesentliche Unterschiede bestehen bei der Organisationsform. Während die staatlichen Arbeitsschutzstellen als Behörden
organisiert sind, handelt es sich bei den Unfallversicherungsträgern um Körperschaften des öffentlichen Rechts. Dort werden
die verschiedenen Entscheidungsebenen (Vorstand, Vertreterversammlung) paritätisch mit Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertretern besetzt. Die Zuständigkeit der Unfallversicherungsträger ist immer branchenbezogen (Baubereich,
Metallbereich, öffentlicher Dienst, etc.). Die staatlichen Arbeitsschutzbehörden sind branchenübergreifend tätig. Während sich
die staatlichen Arbeitsschutzbehörden auf den Präventionsauftrag beschränken, sind die Unfallversicherungsträger zusätzlich
als gesetzliche Unfallversicherung auf Grundlage des Sozialgesetzbuches VII zu versicherungsrechtlichen Leistungen
(Rehabilitation, Geldleistungen) verpflichtet.
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Quellen

Gesetz zur Durchführung unionsrechtlicher Vorschriften betreffend Medizinprodukte (Medizinprodukterecht-
Durchführungsgesetz - MPDG)
Medizinprodukte-Betreiberverordnung
Verordnung (EU) 2017/745 des europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2017 über Medizinprodukte (Medical
Device Regulation - MDR)
Verordnung über die Meldung von mutmaßlichen schwerwiegenden Vorkommnissen bei Medizinprodukten sowie zum
Informationsaustausch der zuständigen Behörden (Medizinprodukte-Anwendermelde- und Informationsverordnung -
MPAMIV)
Anhang IX der Richtlinie 93/42/EWG

Medizinprodukte sind in Rettungswachen allgegenwärtig. Eine sichere
Anwendung und der sichere Betrieb sind für Patientinnen/Patienten wie für
Rettungskräfte während des Einsatzes und im Nachgang einer Rettungsfahrt
wichtig. Von Medizinprodukten können eine Reihe von Gefährdungen ausgehen,
falls elektrische Prüfungen nicht durchgeführt oder Anwendende nicht in der
Bedienung des Gerätes unterwiesen wurden.

Gemäß Medizinproduktegesetz (MPG) handelt es sich immer dann um ein
Medizinprodukt, wenn Instrumente, Apparate, Vorrichtungen, Software oder
Stoffe am Menschen zu medizinischen Zwecken zur Anwendung gebracht
werden, ohne dabei pharmakologische oder immunologische Wirkungen im
Körper zu erzielen. Es gibt dennoch Sonderfälle. Als Ausnahme zu nennen sind
hier beispielsweise Insulinpumpen, die ebenfalls zur Gruppe der Medizinprodukte zählen, obwohl ihre Hauptwirkung
pharmakologischer Natur ist.

Medizinprodukte werden einem Konformitätsbewertungsverfahren unterzogen, die der Hersteller des Produktes durchführt und
anschließend mit einem CE-Kennzeichen versehen. Produkte wie EKG-Geräte mit Messfunktion und sterile Produkte sind
zusätzlich mit den Kennziffern einer benannten Stelle (u. a. DEKRA, TÜV) bedruckt. Erkennbar ist dies an vier Ziffern (z. B. 1207)
neben der CE-Kennzeichnung des Produktes. Jedes Medizinprodukt wird mit Informationen in deutscher Sprache versehen (§11
Abs. 2 MPG). In aller Regel befindet sich eine Betriebsanleitung bzw. ein Beipackzettel bei dem Produkt.

Es wird unterschieden zwischen aktiven, energetisch betriebenen und nicht-aktiven Medizinprodukten. Ein EKG-Gerät ist ein
aktives Medizinprodukt, eine Patiententransportliege zählt zu den nicht-aktiven Medizinprodukten. Bis auf In-vitro-Diagnostika
und den aktiven implantierbaren Medizinprodukten, werden alle Medizinprodukte in Klassen untergliedert.

Medizinprodukteklassen (Anhang IX der Richtlinie 93/42/EWG)

Klasse
I

Alle nicht invasiven Produkte oder bei einem Anschluss an ein aktives Medizinprodukt der
Klasse IIa Patiententrage

Klasse
IIa

Alle nicht invasiven Produkte zur Veränderung der biologischen oder chemischen
Zusammensetzung des Blutes oder anderer Körperflüssigkeiten und alle zur vorübergehenden
Anwendung bestimmten chirurgisch-invasiven Produkte

Spritze,
Butterfly-Kanüle,
Ambu-Beutel

Klasse
IIb Alle invasiven Produkte zur Langzeitanwendung und zu größeren Wundbehandlungen

Langzeit-
Beatmungsgerät,
Tubus

Klasse
III

Produkte, die speziell zur Überwachung, Diagnose, Kontrolle oder Korrektur eines Defekts am
Herzen oder am zentralen Kreislaufsystem bestimmt sind Stent

In Rettungswachen gehören u. a. Defibrillatoren, an Patienten eingesetztes Instrumentarium, medizinische Schutzhandschuhe
und die Patiententransportliege zu dieser Produktgruppe. Damit einher gehen Verpflichtungen, die sich aus der
Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV) und der Medizinprodukte-Sicherheitsplanverordnung (MPAMIV) ergeben.
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Quellen

Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln (Arzneimittelgesetz - AMG)
Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung,
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen (CLP-Verordnung), zur Änderung und Aufhebung der
Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/E
Gefahrstoffe in Einrichtungen der medizinischen Versorgung, Technische Regel für Gefahrstoffe, TRGS 525
GESTIS-Stoffdatenbank, (Institut für Arbeitsschutz der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (IFA))

Arzneimittel stellen in der Applikation und Lagerung besondere Anforderungen
an Anwendende im Gesundheitswesen. Im Rettungsdienst werden Arzneimittel
eingesetzt, bei denen Sicherheit und Gesundheit bei der Lagerung und bei der
Anwendung in und außerhalb der Rettungswache zu beachten sind.

Wenn es zu Unfällen im Zusammenhang mit Arzneimitteln kommt, dann
geschieht dies in der Regel während und nach einem Einsatz im Rettungsdienst.
Häufig treten im Einsatz oder während der Reinigung und Desinfektion des
Rettungswagens Pharmazeutika durch zerbrochene Ampullen aus und führen so
zu Verletzungen und zu Expositionen der Haut und des Atemtraktes. Daher ist es
wichtig, die sichere Applikation von Arzneimitteln zu üben und gleich am
Einsatzort eine sichere Entsorgung von Spritzen und Ampullen zu veranlassen.

Nicht alle Medikamente unterliegen in Gänze der Gefahrstoffverordnung,
dennoch müssen spezifische Abschnitte beachtet und umgesetzt werden. Sind Arzneimittel nicht für  Endverbrauchende
bestimmt, werden sie mit Gefahrstoffsymbolen, H- und P-Sätzen sowie dem Signalwort (z. B. „Gefahr“) versehen. Sind die
Arzneimittel für den Verkauf an Endverbrauchende bestimmt, müssen keine Gefahrstoffsymbole aufgedruckt werden,
entsprechend sind auf Tablettenschachteln und auf Blistern von Pharmazeutika keine Gefahrstoffsymbole aufgedruckt.

Die Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 525 „Gefahrstoffe in Einrichtungen der medizinischen Versorgung“ konkretisiert
Anforderungen, die sich aus der Gefahrstoffverordnung bezogen auf Arzneimittel ergeben:

 „Gefahrstoffe im Sinne dieser TRGS sind auch Arzneistoffe und Arzneimittel, die im Hinblick auf die vorgesehene Tätigkeit gefährliche Eigenschaften

entsprechend § 3 GefStoffV aufweisen. […] Die Umgangsvorschriften nach den Abschnitten 3 und 4 der GefStoffV gelten auch für die entsprechenden

Arzneimittel (Kapitel 2, Nummer 4 TRGS 525)“. 

Werden Pharmazeutika mit gefährlichen Eigenschaften entsprechend des §3 Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) verwendet,
muss für diese Produkte eine Gefährdungsbeurteilung erstellt werden. Grundlage bilden hier Informationen aus dem
Sicherheitsdatenblatt und Herstellerinformationen über den Stoff. In einem weiteren Schritt werden je nach Gefährdung,
allgemeine, zusätzliche und besondere Schutzmaßnahmen abgeleitet. Auf der Grundlage der Beurteilung der Tätigkeiten und
der Ableitung von Schutzmaßnahmen sind Unterweisungen durchzuführen und das Vorgehen bei einer Freisetzung oder
Kontamination zu klären (Betriebsstörungen).

Fachinformationen, die durch das Arzneimittelgesetz für Pharmazeutika vorgeschrieben sind, können hilfreich bei der
Einschätzung des Stoffes sein. Sie geben u. a. neben z. B. Wechselwirkungen des Medikamentes auch sicherheitsrelevante
Informationen zur Lagerung und zur Entsorgung des jeweiligen Medikamentes an. Hersteller für Pharmazeutika müssen, wenn
Arzneimittel nicht bei Endverbrauchenden verbleiben, Sicherheitsdatenblätter für Medikamente mit gefährlichen Eigenschaften
zur Verfügung stellen, aus denen betriebliche Schutzmaßnahmen abgeleitet werden können.

Ein Beispiel für ein gefährliches Arzneimittel, das es gilt zu beurteilen, ist das (Nor-) Adrenalin, bzw. Epinephrin - ein
pharmazeutisches Produkt, das in aller Regel in Rettungswagen vorgehalten wird. Hierbei handelt es sich um ein Medikament,
das mit dem Gefahrensymbol GHS06 „Totenkopf mit gekreuzten Knochen“ gekennzeichnet ist. Es besteht bei Rettungskräften
eine akute Lebensgefahr bei Kontakt und beim Einatmen des Arzneimittels. Besondere Schutzmaßnahmen sind notwendig,
ebenso wie Verfahrensregeln nach einer Havarie. Schutzhandschuhe müssen beständig gegenüber dem Adrenalin sein, gelangt
das Pharmazeutikum auf die Kleidung, ist diese zu wechseln (GESTIS 2021).
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Quellen

Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 12
Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV), § 4
Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV), § 10

Medizinprodukte dürfen nur von Mitarbeitenden betrieben und angewendet
werden, die die dafür erforderliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung
besitzen. Bei aktiven, energetisch betriebenen Medizinprodukten, wie z. B. einer
elektrischen Patiententrage, muss eine dokumentierte Einweisung aller
Mitarbeitenden durchgeführt werden. Handelt es sich um selbsterklärende oder
um baugleiche Medizinprodukte, ist eine (erneute) Einweisung nicht notwendig
(§4 Abs. 2 u. 3 Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV)).

In der Rettungswache ist das immer dann der Fall, wenn beispielsweise
baugleiche Patiententragen in allen Rettungswagen nacheinander nachgerüstet
werden und bereits eine Einweisung anhand einer neuen Patiententrage
durchgeführt wurde. Ein selbsterklärendes Medizinprodukt wäre z. B. eine
Nahtschere, deren Funktion hinlänglich bekannt ist. Die Handhabung von Medizinprodukten, wie Defibrillatoren durch
beauftragte Personen, die u. a. zu den in Anlage 1 aufgeführten Medizinprodukten zählen, ist zwingend durch den Hersteller
anhand der Gebrauchsanweisung und Kennzeichnungen zu erklären.

Nicht zu verwechseln ist die einmalige Einweisung zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes eines
Medizinproduktes mit der jährlich durchzuführenden Unterweisung gemäß §12 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG).
Medizinprodukte sind in den jährlichen Unterweisungen im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes zu berücksichtigen. Eine
einmalige Einweisung in die Handhabung eines Gerätes reicht nicht aus. Zu beachten sind hierbei die durch das
Konformitätsbewertungsverfahren zugrunde gelegten Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen und daraus
abgeleitete Sicherheitsvorkehrungen und Sicherheitseinrichtungen, die der Hersteller in den zur Verfügung gestellten
Unterlagen benennt und erklärt. In vom Arbeitgeber erstellten Betriebsanweisungen werden diese Vorkehrungen und
Einrichtungen weiter ausgeführt.

Betriebsanweisungen sind das Ergebnis der durchgeführten Gefährdungsbeurteilung vor Ort in der Betriebsstätte und
Grundlage für die Unterweisung der Mitarbeitenden. Bei der Erstellung einer Betriebsanweisung sind u. a. die Qualifikation der
Anwendenden und spezifische betriebliche Gegebenheiten zu berücksichtigen. Je höher die Qualifikation und je einfacher das
Produkt, umso einfacher können Betriebsanweisung und Unterweisung gestaltet sein.

Vor dem Anwenden oder dem Betrieb eines Medizinproduktes muss sich die oder der Anwendende von der Funktionsfähigkeit
des Gerätes überzeugen. Lediglich Mitarbeitende, die in die Funktionsweise des Medizinproduktes eingewiesen wurden, dürfen
diese auch anwenden. Vor Einsätzen müssen sich Anwendende davon überzeugen, dass z. B. Patiententragen keine
augenscheinlichen Schäden aufweisen und leichtgängig aus dem Rettungswagen entnommen und gesichert werden können.
Häufig versagt der Arretierungsmechanismus der Patiententrage im Rettungswagen, und es kommt zu Unfällen bei denen die
vermeintlich gesicherte Patiententrage aus der Verankerung rutscht und den Rettungskräften entgegenschlägt.
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Der Arbeitsschutz ist in Deutschland einerseits in staatlichen Gesetzen und
Verordnungen, andererseits in Vorschriften der Unfallversicherungsträger, den
Unfallverhütungsvorschriften (UVVen), geregelt. Durch die europäische
Gesetzgebung werden immer mehr Regelungsinhalte in das staatliche Recht
übernommen und UVVen zu diesen Themen zurückgezogen.

Ein Beispiel ist die Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung, die inhaltlich
die Unfallverhütungsvorschrift „Lärm“ abgelöst hat. Dadurch wird das
Gesamtregelwerk zunehmend verschlankt und vereinheitlicht. Doppelregelungen
werden vermieden.

Eine Aufstellung der für den Rettungsdienst relevanten Rechtsnormen und
Informationen ist in der Mediathek des Portals „Sicherer Rettungsdienst“
enthalten. Eine umfassende Zusammenstellung von Rechtsnormen für den
Gesundheitsdienst insgesamt ist im Anhang der DGUV Information 207-019 Gesundheitsdienst ab Seite 55 zu finden.

Staatliches Recht

Das „Grundgesetz“ des Arbeitsschutzes ist das Arbeitsschutzgesetz (Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des
Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit - ArbSchG). In
ihm sind u. a. die grundlegenden Pflichten der Arbeitgeber (§ 3), die Pflichten der Beschäftigten ( § 15), aber auch allgemeine
Grundsätze des Arbeitsschutzes (§ 4) formuliert.

Aufbauend auf diesen allgemeinen Vorgaben sind detaillierte Anforderungen in den Verordnungen zum Arbeitsschutzgesetz
wiedergegeben. So regelt etwa die Gefahrstoffverordnung (Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen - GefStoffV) die
Kennzeichnung und Verpackung von Gefahrstoffen sowie den Umgang mit Gefahrstoffen am Arbeitsplatz.

Systematik des staatlichen Regelwerks

Konkretisiert wird das Arbeitsschutzgesetz durch detaillierte Regelungen in den Rechtsverordnungen, denen in einer weiteren
Detaillierungsstufe, soweit erforderlich, die Technischen Regeln nachgeschaltet sind. So ergibt sich ein systematisches und
übersichtliches Regelwerk vom Gesetz bis zur konkreten Umsetzung.

Verordnungen zum ArbSchG Technische Regeln

Arbeitsstättenverordnung … für Arbeitsstätten (ASR)

Betriebssicherheitsverordnung … für Betriebssicherheit (TRBS)

Biostoffverordnung … für Biologische Arbeitsstoffe (TRBA)

Gefahrstoffverordnung … für Gefahrstoffe (TRGS)

Technische Regeln werden von fachkundigen staatlichen Ausschüssen aufgestellt. Sie sind „allgemein anerkannte Regeln der
Technik“ und konkretisieren Gesetze, Rechtsverordnungen und autonome Rechtsnormen. Eine Abweichung von ihren
Festlegungen ist dann zulässig, wenn das angestrebte Ziel der Rechtsnormen zwar auf andere Weise, aber nachweislich
mindestens in gleicher Qualität erreicht wird. Technische Regeln haben keinen Gesetzescharakter und sind von daher nicht
unmittelbar rechtsverbindlich. Allerdings kann der Anwender davon ausgehen, dass die Anforderungen der Rechtsverordnung
erfüllt sind, wenn er die zugehörigen Technischen Regeln umsetzt (Vermutungswirkung). Somit bieten die Technischen Regeln
für den Zieladressaten der Arbeitsschutzverordnungen ein hohes Maß an Rechtssicherheit.

Beispiele für den Rettungsdienst

Technische Regeln für Gefahrstoffe:

TRGS 401 "Gefährdung durch Hautkontakt - Ermittlung, Beurteilung, Maßnahmen"
TRGS 510 "Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behältern"
TRGS 554 "Abgase von Dieselmotoren"

Technische Regeln für Biologische Arbeitsstoffe:

TRBA 250 "Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege"
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Darüber hinaus sind im Arbeitsschutz auch Anforderungen aus anderen Rechtsgebieten zu beachten, etwa aus dem Bereich
Strahlenschutz oder Medizinprodukte. Wichtige Beispiele hierfür sind die Strahlenschutzverordnung, die Medizinprodukte-
Betreiberverordnung, aber auch das Arbeitszeitgesetz.

Auch der Schutz besonders schutzbedürftiger Personengruppen ist in zusätzlichen Vorschriften geregelt. Insbesondere sind
hier zu nennen das Jugendarbeitsschutzgesetz sowie das Mutterschutzgesetz.

Recht der Unfallversicherungsträger

Die Unfallversicherungsträger haben grundlegende Regelungen des Arbeitsschutzes in der Unfallverhütungsvorschrift  DGUV
Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“ zusammengefasst. Hier finden sich, wie schon im Arbeitsschutzgesetz, die Pflichten
des Unternehmers, eine Gefährdungsbeurteilung für alle Arbeitsplätze und Tätigkeiten durchzuführen (DGUV Vorschrift 1)
sowie die Verpflichtung, die Versicherten über alle an ihrem Arbeitsplatz auftretenden Gefährdungen und Maßnahmen zu deren
Abwehr zu unterweisen §§ 3, 4, DGUV Vorschrift 1.
Detaillierte Erläuterungen zu diesen Unternehmerpflichten finden sich in der  DGUV Regel Grundsätze der Prävention 100-001.
Darüber hinaus gibt es zahlreiche Regelungen zu einzelnen Gefährdungsarten, Tätigkeiten und Arbeitsbereichen.

Um mit dem Regelwerk besser arbeiten zu können, sollte man sich zunächst mit dessen Systematik vertraut machen.

Das Regelwerk der Unfallversicherungsträger unterscheidet:

DGUV Vorschriften (Unfallverhütungsvorschriften)
DGUV Regeln
DGUV Informationen und
DGUV Grundsätze

DGUV Vorschriften (Unfallverhütungsvorschriften) 

Unfallverhütungsvorschriften (UVVen) sind autonome Rechtsnormen der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung. Sie haben
den Charakter einer Rechtsverordnung und sind - abgesehen von schriftlichen Ausnahmeregelungen (siehe § 14 DGUV
Vorschrift 1) – für die Mitgliedsbetriebe des Unfallversicherungsträgers verbindlich. Die Unfallverhütungsvorschriften sind auch
„allgemein anerkannte Regeln der Technik“. Sie können in Bereichen, in denen sie nicht unmittelbar gelten, wichtige
Bewertungsmaßstäbe sein. In den letzten Jahren wurde die Anzahl der Unfallverhütungsvorschriften reduziert und durch
staatliches Arbeitsschutzrecht ersetzt. Neue Unfallverhütungsvorschriften werden nur noch dort erlassen, wo es im staatlichen
Recht keine Regelung gibt. Das autonome Satzungsrecht der Unfallversicherungsträger berücksichtigt den Vorrang des
staatlichen Rechts. Zugleich stellt die Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ (DGUV Vorschrift 1) durch die
Inbezugnahme staatlichen Rechts sicher, dass sich die Unfallversicherungsträger bei der Erfüllung ihres Präventionsauftrags
auch auf staatliche Arbeitsschutzvorschriften stützen können. Die Unfallversicherungsträger können hierdurch die
notwendigen Maßnahmen auch des staatlichen Arbeitsschutzes auf der Grundlage des SGB VII durchsetzen.

Wichtige Unfallverhütungsvorschriften für den Rettungsdienst sind

DGUV Vorschrift 1 "Grundsätze der Prävention"
DGUV Vorschrift 2 "Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit"
DGUV Vorschrift 3 "Elektrische Anlagen und Betriebsmittel"
DGUV Vorschrift 71 "Fahrzeuge"

DGUV Regeln

Regeln der Unfallversicherungsträger verbinden staatliche Regeln mit branchenspezifischen Inhalten und ergänzen sie z. B.
durch Erfahrungswissen der Unfallversicherungsträger und Aspekte der Gesundheitsförderung. Die DGUV Regeln stellen
„Allgemein anerkannte Regeln für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit“ dar. Somit sind sie nicht zwingend
rechtsverbindlich, definieren aber ein anerkanntes Schutzniveau. Wer von den Regeln abweicht, muss nachweisen können,
dass er dieses Schutzniveau auf andere Weise erreicht. Da dies im konkreten Einzelfall sehr schwierig sein kann, ist dringend
zu empfehlen, die Vorgaben der DGUV Regeln einzuhalten.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Gesundheitsdienst, DGUV Information 207-019
Arbeitsschutzgesetz, ArbSchG
Mutterschutz Publikationen des MAGS NRW
Publikationen: Barrierefreie Arbeitsgestaltung
DGUV Publikationen
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin – BAuA

 

Wichtige Regeln für den Rettungsdienst sind

DGUV Regel 100-001 "Grundsätze der Prävention"
DGUV Regel 105-003 "Benutzung von persönlicher Schutzausrüstung im Rettungsdienst"
TRBA 250 "Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege"
DGUV Regel 100-500 "Betreiben von Arbeitsmitteln"

DGUV Informationen

DGUV Informationen enthalten Hinweise und Empfehlungen, die die praktische Anwendung von Rechtsvorschriften zu einem
bestimmten Themenkomplex erleichtern sollen. Sie sind als konkrete Handlungsanleitung für den Anwender zu verstehen.

Wichtige DGUV Informationen für den Rettungsdienst sind

DGUV Information 207-019 "Gesundheitsdienst"
DGUV Information 212-017  "Auswahl, Bereitstellung und Benutzung von beruflichen Hautmitteln" 
DGUV Information 207-025 "Prävention von Gewalt und Aggression gegen Beschäftigte im Gesundheitsdienst und in
der Wohlfahrtspflege"
DGUV Information 207-022 "Bewegen von Menschen im Gesundheitsdienst und der Wohlfahrtspflege - Hilfestellung
zur Gefährdungsbeurteilung nach der Lastenhandhabungsverordnung"
DGUV Information 207-024 "Risiko Nadelstich"
DGUV Information 207-206 "Prävention chemischer Risiken beim Umgang mit Desinfektionsmitteln im
Gesundheitsdienst"
DGUV Information 207-012 "Traumatisierende Ereignisse in Gesundheitsberufen"
DGUV Information 208-022 "Türen und Tore"

Da es Informationen zu sehr vielen unterschiedlichen Themen gibt, besteht die Möglichkeit auch zu speziellen Fragestellungen
eine passende Informationsschrift zu finden.

DGUV Grundsätze

Grundsätze enthalten Anforderungen an arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen, Prüfungen bestimmter Arbeitsmittel,
die Ausbildung von Maschinenführern/-führerinnen und ähnliche grundlegende Themen.

Ein Beispiel für einen Grundsatz ist

DGUV Grundsatz 314-002 "Kontrolle von Fahrzeugen durch Fahrpersonal"
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Quellen

Mutterschutzgesetz (MuSchG)
Leitfaden zum Mutterschutz, Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Mutterschutz Publikationen des MAGS NRW
Leitfaden zum Mutterschutz für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber - Bundesregierung
Ausschuss für Mutterschutz (Geschäftsstelle), Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben

Der Schutz von werdenden Müttern und des ungeborenen Kindes zählt zu den Grundpflichten im Arbeits- und
Gesundheitsschutz. Welche Pflichten müssen Vorgesetzte besonders beachten?

Im Mutterschutzgesetz (MuSchG) vom 23.05.2017, das am 01.01.2018 in Kraft
getreten ist, sind Bestimmungen aus dem bisherigen MuSchG vom 20.06.2002
und der Verordnung zum Schutze der Mütter am Arbeitsplatz (MuScharbV vom
15.04.1997) zusammengefasst worden. Zusätzlich wurden einige
Bestimmungen neu hinzugenommen.

Für den Mutterschutz gilt das Gebot zur Risikominimierung in besonderem Maße.
Schwangere oder stillende Frauen können in Einzelfällen auch einen über den
normalen Umfang des Arbeitsschutzes hinausgehenden Schutz benötigen. Der
Arbeitgeber hat bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen einer schwangeren
oder stillenden Frau jetzt alle erforderlichen Maßnahmen für den Schutz ihrer
physischen und psychischen Gesundheit zu treffen.

Soweit es verantwortbar ist, ist der Frau auch während der Schwangerschaft,
nach der Entbindung oder in der Stillzeit die Fortführung ihrer Tätigkeiten zu ermöglichen. Neu eingeführt wurde im MuSchG der
Begriff der „nicht hinnehmbaren (unverantwortbaren) Gefährdung“ . Eine Gefährdung ist unverantwortbar, wenn die
Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gesundheitsbeeinträchtigung angesichts der zu erwartenden Schwere des möglichen
Gesundheitsschadens nicht hinnehmbar ist (§ 9 MuSchG).

Neu eingeführt wurde u. a. auch ein Ausschuss für Mutterschutz. Dieser Ausschuss ist beim Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend angesiedelt (§ 30 MuSchG).

Aufgabe des Ausschusses für Mutterschutz ist es, unverantwortbare Gefährdungen der schwangeren Frau und ihres Kindes zu
ermitteln und sicherheitstechnische, arbeitsmedizinische und arbeitshygienische Regeln zur Umsetzung des
Mutterschutzrechts zu erarbeiten. Arbeitgebern und Aufsichtsbehörden soll der Ausschuss in Umsetzungsfragen den neuesten
Stand wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse vermitteln, damit eine bundeseinheitliche und praxisgerechte
Ausrichtung des Mutterschutzgesetzes erreicht werden kann.

Hält sich der Arbeitgeber an die vom Ausschuss für Mutterschutz im Gemeinsamen Ministerialblatt veröffentlichten Regeln und
beachtet er die Erkenntnisse, so ist davon auszugehen, dass die im MuSchG gestellten Anforderungen erfüllt sind (§ 9
MuSchG).

Einen Artikel zum Mutterschutz im Gesundheitswesen finden Sie hier.
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Quellen

Jugendarbeitsschutz - Informationen der Bezirksregierung zum Jugend- und Kinderarbeitsschutz

Jugendliche zählen zu den besonders schutzbedürftigen Personengruppen.
Werden im Rettungsdienst Jugendliche als Azubis, Praktikanten oder während
eines Bundesfreiwilligendienstes beschäftigt, müssen die Bestimmungen zu
Arbeits- und Gesundheitsschutz des Jugendarbeitsschutzgesetzes beachtet
werden. In diesem werden Rahmenbedingungen wie Arbeitszeit, erlaubte
Tätigkeiten und Untersuchungen von Jugendlichen fest vorgeschrieben. So
dürfen Jugendliche nur acht Stunden am Tag arbeiten, keine Wochenendeinsätze
mitmachen und keine für sie gefährdenden Einsätze des Rettungsdienstes
begleiten. Zudem sind Untersuchungen durch einen fachkundigen Arzt vor einer
Beschäftigung durchzuführen und zu dokumentieren. Weitere Informationen zum
Jugendarbeitsschutzgesetz bieten die staatlichen Arbeitsschutzbehörden, also
die Bezirksregierungen und Gewerbeaufsichtsämter.

Jugendarbeitsschutz Informationen der Bezirksregierung zum Jugend- und
Kinderarbeitsschutz

  zur PDF Datei
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Die Anerkennung einer COVID-19-Erkrankung als Berufskrankheit setzt voraus,
dass die erkrankte Person im Gesundheitsdienst, der Wohlfahrtspflege oder in
einem Laboratorium tätig war oder durch eine andere Tätigkeit in ähnlichem
Maße infektionsgefährdet war.

Erfolgt eine Infektion mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 infolge einer
Beschäftigung außerhalb dieser Tätigkeitsbereiche, kann die Erkrankung auf der
Grundlage der aktuellen Erkenntnisse über die Verbreitung des Corona-Virus
einen Arbeitsunfall darstellen.

Ob die Voraussetzungen zur Anerkennung einer COVID-19-Erkrankung als
Arbeitsunfall vorliegen, hat der zuständige Träger der gesetzlichen
Unfallversicherung im Einzelfall zu prüfen und zu bewerten.

Die Infektion muss auf eine nachweislich mit dem Virus infizierte Person
(„Indexperson“) zurückzuführen sein. Dies setzt einen intensiven beruflichen Kontakt mit der Indexperson voraus. Hierbei
kommt es vor allem auf die Dauer und die Intensität des Kontaktes an. Lässt sich keine konkrete Indexperson feststellen, kann
im Einzelfall auch eine größere Anzahl nachweislich infizierter Personen innerhalb eines Betriebs oder Einrichtung ausreichen.

    Unfallkasse NRW - COVID-19-Erkrankung als Versicherungsfall - weiterlesen ...
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Quellen

Ehrenamtliche Tätigkeit und bürgerschaftliches Engagement

Wer ehrenamtlich geflüchteten Menschen helfen will, sollte sich dafür am besten
bei seiner Kommune oder einer lokalen Organisation melden. Denn nur bei
Einsätzen im Auftrag der Kommune oder einer Organisation  ist der
Versicherungsschutz durch die gesetzliche Unfallversicherung gegeben. Im Fall
eines Unfalls erhalten ehrenamtliche Helferinnen und Helfer dann Leistungen
nach dem SGB VII. Darauf weisen Berufsgenossenschaften und Unfallkassen hin.
...

Versicherungsschutz für Ehrenamtliche in der Flüchtlingshilfe
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Arbeitsunfall

Ein Arbeitsunfall wird gesetzlich definiert als ein Unfallereignis, das zeitlich
begrenzt, von außen auf den Körper einwirkt und zu einem Gesundheitsschaden
führt.

In der Praxis sind Arbeitsunfälle Unfälle, die versicherte Personen (z. B.
Arbeitnehmer) bei ihrer Arbeit, auf den täglichen Arbeitswegen oder auf
Dienstwegen (alle mit der Arbeit verbundenen Fahrten, Flügen und Gängen), also
bei versicherten Tätigkeiten erleiden.

Im Laufe der Zeit hat sich der Kreis der Versicherten in der gesetzlichen
Unfallversicherung erweitert. Heute sind nicht nur Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bei ihren beruflichen Tätigkeiten versichert, sondern auch viele andere Personengruppen, zum Beispiel
Schülerinnen und Schüler während ihres Schulbesuchs, Kinder in einer Kindertagesstätte oder Menschen, die erste Hilfe
geleistet haben nach einem Verkehrsunfall, pflegende Angehörige und Ehrenamtliche bei ihrer Tätigkeit.

Versichert sind nur Risiken, die in einem inneren Zusammenhang mit betrieblichen Tätigkeiten stehen. Nicht versichert sind
Tätigkeiten, die nicht dem Unternehmen dienen, sondern privaten Zwecken. Dazu gehören alle Tätigkeiten, die unabhängig von
einem Beschäftigungsverhältnis erledigt werden, wie z. B. Essen und Trinken, Schlafen, Einkaufen, Spazierengehen etc.

Ob die Voraussetzungen für einen Arbeitsunfall vorliegen, muss der zuständige Unfallversicherungsträger in jedem Einzelfall
genau prüfen. Er erbringt seine Leistungen dann unabhängig von der Frage, wer an dem Arbeits- bzw. Wegeunfall schuld ist.

Hinweis: Es liegt kein Arbeitsunfall vor, wenn Verletzungen oder Gesundheitsschäden ohne Einwirkung von außen zufällig
während der versicherten Tätigkeit auftreten, wenn also zum Beispiel eine Mitarbeiterin/ein Mitarbeiter am Schreibtisch einen
Herzinfarkt erleidet oder bei einem bestehenden Bandscheibenschaden einen "Hexenschuss" bekommt.

Die gesetzliche Unfallversicherung ersetzt in der Regel keine Sachwerte.

Ausnahmen:

Sachschäden, die durch das Leisten von Erster Hilfe entstehen (z. B. zerrissene Kleidung) oder
durch den Arbeitsunfall beschädigte Hilfsmittel (z. B. Brille)

werden ersetzt.

Meldepflicht 

Arbeitsunfälle sind meldepflichtig, wenn die oder der Betroffene als Folge des Unfalls mehr als drei Tage arbeitsunfähig oder
gar tödlich verunglückt ist.

Meldepflichtig ist das Unternehmen. Hat eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter einen Unfall bei der Arbeit oder auf dem Weg
von oder zur Arbeitsstätte, muss es den Unfall der zuständigen Berufsgenossenschaft oder Unfallkasse anzeigen. Aus diesen
Daten lassen sich Unfallschwerpunkte und Erkrankungsrisiken ableiten. Diese nutzen die Träger der gesetzlichen
Unfallversicherung für ihre Präventionsarbeit.

Sobald ein Unternehmen von einem Arbeits- oder Wegeunfall erfährt, muss es binnen drei Tagen die Unfallmeldung
abschicken. Der Personal- oder Betriebsrat muss ebenfalls informiert werden. Bei besonders schweren oder tödlichen Unfällen
ist eine schnellere Reaktion nötig, d. h. das Unternehmen ist gehalten, den Unfallversicherungsträger sofort in Kenntnis zu
setzen.

Wegeunfall

Wegeunfälle sind Unfälle, die Beschäftigte auf dem Weg zur oder von der Arbeit erleiden. Versichert sind auch Umwege, die
zum Beispiel nötig werden

um Kinder während der Arbeitszeit unterzubringen
bei Fahrgemeinschaften
bei Umleitungen
weil der Arbeitsplatz über einen längeren Weg schneller erreicht werden kann

Unterbrechungen auf dem Weg zur oder von der Arbeit, um z. B. einzukaufen, zu tanken oder jemanden zu besuchen
(eigenwirtschaftliche Tätigkeiten), führen zum Erlöschen des Versicherungsschutzes. Dieser kann wiederaufleben, wenn
innerhalb von zwei Stunden der Arbeitsweg fortgesetzt wird.
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Berufskrankheiten

Berufskrankheiten sind Krankheiten, die in der sogenannten Berufskrankheiten-Liste (BK-Liste) der Anlage 1 zur
Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) aufgeführt sind.

Die BK-Liste enthält ausschließlich Krankheiten, die nach den Erkenntnissen der
medizinischen Wissenschaft durch besondere Einwirkungen verursacht sind und
denen bestimmte Personengruppen durch ihre Arbeit in erheblich höherem
Grade als die übrige Bevölkerung ausgesetzt sind. Dies sind derzeit 80
Positionen.

Ist eine Erkrankung nicht in der Liste enthalten oder erfüllt sie nicht bestimmte
Voraussetzungen, die in Paragraf 9 Abs. 1 SGB VII näher definiert werden, gibt es
die Möglichkeit, in Einzelfällen eine Erkrankung "wie eine Berufskrankheit"
anzuerkennen. Dazu müssen allerdings neue Erkenntnisse der medizinischen
Wissenschaft vorliegen, die belegen, dass für eine bestimmte Personengruppe
arbeitsbedingt ein deutlich erhöhtes Risiko, an einer bestimmten
Gesundheitsstörung zu erkranken, besteht. Der bloße Zusammenhang einer
Erkrankung mit einer beruflichen Tätigkeit reicht also allein nicht aus, um die Krankheit als Berufskrankheit anerkennen zu
können. Aus diesem Grund können auch die in der Bevölkerung weit verbreiteten "Volkskrankheiten" im Bereich Muskel- und
Skelett- oder auch Herz-Kreislauf-Erkrankungen nur unter besonderen Voraussetzungen Berufskrankheiten sein.

Ärzte und Arbeitgeber sind verpflichtet, den Verdacht auf das Vorliegen einer Berufskrankheit an den Unfallversicherungsträger
zu melden. Auch die Krankenkassen sollen entsprechende Hinweise an den Unfallversicherungsträger geben. Natürlich können
Betroffene ihre Erkrankung auch selbst bei ihrer Berufsgenossenschaft oder Unfallkasse melden.

Relevante Berufserkrankungen im Rettungsdienst sind:

Erkrankungen der Lendenwirbelsäule
Hauterkrankungen
Infektionserkrankungen

Hinweis:
Bei Arbeitsunfällen oder Berufserkrankungen liegt die Beweispflicht bei den Versicherten bzw. den Antragstellern. Deshalb ist
es wichtig, Unfallereignisse zu dokumentieren, sei es durch das Erstellen einer Unfallanzeige oder bei kleineren Verletzungen
durch den Eintrag in das Verbandbuch. Dies dient der Beweisführung, dass sich der Unfall bei einer versicherten Tätigkeit
ereignet hat. Bei Infektionserkrankungen kann so der Übertragungsweg nachvollziehbar gemacht werden, um den
Versicherungsschutz zu gewährleisten.
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